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IIK Fachkommission.
An Stelle des AbgeordnetenIansen-Köln tritt der AbgeordneteHebborn.
An Stelle des AbgeordnetenBottler tritt der AbgeordneteDr. Krebs.
An Stelle des AbgeordnetenSanders tritt der AbgeordneteEsser-Eustirchen.

IV. Fachkommission.
An Stelle des AbgeordnetenVöllig tritt der AbgeordneteHeuser.
Ich bin gebeten worden, noch einmal darauf hinzuweisen, daß heute abend ? Uhr die

mit der Freilichtbühne verbundene Garleimrbeitsschulegezeigt wird. Im Anschluß daran ist um
8 Uhr Vorstellung in der Freilichtbühne. Die Abfahrt mit der Straßenbahn erfolgt zwischen
l» und 6V2 Uhr mit Linie 8 vom Gras Adolfplatz nach Station Freilichtbühne am Südfriedhof.
Die Karten sind noch bis 1 Uhr in Zimmer 22 zu haben.

Als Tagesordnung für die morgige Plenarsitzung, die ich bitte um 9'/, Uhr beginnen zu
lassen, ist lediglichdie Aussprache über den Haushaltsplan vorgesehen. Wenn sich kein Widerspruch
erhebt, nehme ich Ihr Einverständnis au und schließe die heutige Sitzung.

(Schluß 12 Uhr 15 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, Meustag, den 12. Juli 1921.

(Beginn: 9 Uhr 40 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1921.
VorsitzenderGielen: Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Sitzung. Die Nieder¬

schrift über die letzte Vollsitzungvom 11. d. Mts. liegt ans dem Tische des Hauses offen. Schrift¬
führer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Elfes und Hauck.

Eingegangen ist ein Antrag vom Herrn AbgeordnetenDr. Saafsen und fünf Anträge der
SozialdemokratischenPartei. Ich bitte Herrn Schriftführer Elfes, die Anträge zn verlesen.

Schriftführer Elfes: Antrag:
Provinziallandtag wolle beschließen:

Die Provinzialverwaltung ist verpflichtet, auf Antrag derjenigen Kreise und Gemeinden,
die auf Grund des § 18 Absatz 3 des Gesetzes vom 30. April 1873 die Verwaltung nnd Unter¬
haltung der in ihrem Gebiet belegenm Staats-Chansseen übernommen haben, entweder 1. die
Verwaltung und Unterhaltung dieser Straßen gegen Rüctübertragnug des anf sie entfallenden
Teiles der Dotationsrenten wieder abzunehmen, oder 2. den betreffendenKreisen und Gemeinden
einen laufenden Zuschuß in Höhe der auf die übernommeneKilometerzahl unter Zugruudelegung
der der Provinz bei den in ihrer Verwaltung verbliebenen Straßen pro Kilometer entstandenen
durchschnittlichen Kosten zu gewähren. Znr Deckung der hierdurch entstehendenKosten wird die
Provinzialumlage um ?"/« erhöht. gez. Dr. Saasseu.
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Anträge der sozialdemokratischen Fraktion (S. P. D.):
I.

Der 61. Provinziallandtag beauftragt den Provinzialausschuß, bei der Reichsregieruug
dringendeVorstellungendahin zu erheben, daß zur Förderung des Wirtschaftslebensund zur Steuer
der Arbeitslosigkeitin den davon betroffenenGebieten die bereits bewilligten und begonnenen,aber
in der letzten Zeit eingestellten EisenbahnbautenOsberghausen-Marienheide(Legung eines 2. Gleises)
und Kettwig-Velbert (Neubaustrecke) mit möglichster Beschleunigungzur Vollendung gelangen.

II.
Nachdemder Provinzialausschuß in seiner Sitzung vom 8. Juli eine Kommissionzur Neu-

anfstellungder Hausordnungen sämtlicher Pruvinzialanstalten eingesetzt hat, beschließt der Provinzial¬
landtag, Zu den Beratungen der betreffendenHausordnungen ein Mitglied von jeder Fraktion der
zuständigenProvinzialkommissionhinzuzuziehen,

III.
Der 61. Provinziallandtag beauftragt den Provinzialausschuß, mit größter Beschleunigung

zu veranlassen,daß angesichtsder steigenden Arbeitslosigkeitin den in Betracht kommenden Gebieten
die dort industriell beschäftigte» Fülsorgezögliuge aus der Industrie herausgezogen uud anderweitig
beschäftigtwerden.

Der Provinzialausschuß wird beauftragt, bei allen in privater Fürsorge (Anstalten uud
Familien) untergebrachtenZöglingen eingehendeUntersuchungendarüber zu veranstalten, ob eine
genügende handwerkliche bezw. hauswirtschaftlicheAusbildung gewährleistetist.

IV.
Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Die Provinzialverwaltung veraulaßt umgehenddie Bildung einer Pruvinzial-Lehrerkammer

für alle Lehrkräfte, die ihrer Verwaltung unterstehen.
Die Kammer ist zu bilden und auszugestalten ähnlich den Bezirtslehrerkammernfür Volks-

schullehrpersonen gemäß den entsprechendenErlassen des Ministers f. W. K. u. V. vom 5. uud
10. April 1919 ff. Die Bildung der Kammer geht vor sich nach deu Grundsätzender Verhältnis¬
wahl, Im übrigen ist die Feststellungeiner Wahlordnung und Ausgestaltung der Kammer Sache
der Beteiligten.

V.
Die Provinzialverwaltung erläßt für die Lehrkörper aller Provinzial-Lehranstalteu eine

zeitgemäßeDieustauweisuug,welche etwa deu Grundsätzendes Erlasses des Ministers f. W. K. u. V.
vom 20. September 1919 U III L 2271 ff. entspricht. Die Dienstanweisung ist zu erlassen
uuter Mitwirkung der Lchrerkammer.

Vorsitzender Vielen: Die Anträge werden deu einzelnen Kommissionen zu überweisen sein.
Die Mitglieder der Kommissionzur Vorbereitung der Wahl des neuen Landeshanptmanns

sind bis jetzt dem Lcindtagsbüro noch von keiner Fraktion mitgeteilt. Ich bitte, das noch im Laufe
des Vormittags zu erledigen.

AbgeordneterI)r. Iarres: Soll das eine Fttnfzehnertommifsiunfein?
VorsitzenderVielen: Ja, eine Fünfzehnerkommission.
Wir können dann in die Erledigung der Tagesordnuug eiutreteu. Zu Punkt 2 erteile ich

das Wort dem Herrn AbgeordnetenHeß,
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Abgeordneter Heß: Geehrte Damen und Herreu! Seitdem wir uns in diese,» Saal
zum letzten Male unterhalten haben, ist die Lage der Rheiuproviuz leider nicht besser, sondern noch
erheblich schlechter geworden. Zu der heiß brcuuendeu Wunde, die durch die zeitweiligeLoslosung
des Saargebiets von der Rheinprovinz am Organismus unseres schönen rheinischen Heimatlandes
gerissen worden ist, und zu den seelischen uud sachlichen Leiden, die eine Besatzung durch fremde
Mächte sowieso schon mit sich bringen muß, siud iuzwischeu uoch die bittereu Prüfungen der soge¬
nannten Sanktionen hinzugekommen. Meine Damen und Herren, wenu ich zu. diesem Kapitel
zunächst einige Worte zn sagen mich gedrungen fühle, so muß ich das mit all der Reserve tun, die
auch der Vertreter der Staatsregierung in dieser Beziehung vorgestern für sich hat geltend machen
müssen. Ganz daran vorüberzugehen, bin ich nicht in der Lage, Es würde das weder von der
rheinischen Bevölkerungnoch von den Besatzungsmächtenselbst verstandenwerden, die znm mindesten
aus einem schweigenden Borübergehen an diesen Dingen, die uns in der Rheinpruvinz am meisten
interessieren, falsche Rückschlüsse ziehen könnten. Aber, wie gesagt, wenn ich zu diesen Dingeu
Stelluug uehme, muß ich es mit der Reserve tun, die uns nun einmal in der gegenwärtigenLage
geboten ist.

Meine Damen und Herren! Als seinerzeit das Rheinland erstmalig besetzt wurde, hat
mau uns seitens der Besatzungsmachtcwiederholt uud ausdrücklicherklärt, mau lege den größten
Wert auf eiu einträchtiges Zusammenlebenuud möglichstes Einvernehmen mit der Bevölkerung des
besetzten Gebiets. Nun, ich glaube, vuu uns Rheinländern sagen zu dürfen, daß wir es au all
der Ruhe uud Vesonueuheituicht haben fehlen lassen, die uns durch die Lage aufgczwungeuworden
ist, trotz des Temperaments, welches man ja au uns Rheinländern kennt. Ich bin nun allerdings
der Ueberzeugung,daß die Nesatzungsmächtepolitisch viel zu sehr geschultsiud, als daß sie aus
dieser äußeren Selbstbeherrschungund Gelassenheit,mit der wir die Zustände hinuehmcu,den falschen
Schluß ziehe» würde», daß wir Rheinländer uns nuu mit unserem Schicksal auch grundsätzlich
nnd innerlich abgefuudeuhätten. Die Enteutemächtehnbeu vielmehr in der Zwischenzeit Gelegen»
hcit genug gehabt, die Mentalität der rheinische» Bevölkerung soweit kennen zu lernen, daß sie ganz
genau wissen, daß uus eiue tiefe Sehnsucht beherrscht, mit der wir ausschaueu nach
einer ungestörten und restlosen Wiedervereinigung mit unserem dentschen Vater¬
lande. (Lauter Beifall.) Sie haben sich oft genug selbst davon überzeugentönucu, uud ich bin
überzeugt, daß sie ihrerseits auch vou der Anschauungtiefiunerlichdurchdruugeusind, daß unsere
Anhänglichkeit au Deutschland niemals und zn keiner Zeit und durch keinen auch
noch so gearteten Umstand in irgendeiner Weise erschüttert weiden könnte. (Erneuter
Beifall.) Aber, mciue Dame» uud Herren, wenn es ihneu mit dem Wnnschcnach einem gute»
Einveruchnlen zwischen den Nesntzungsmächten einerseits und der rheinischen Bevölkerungandererseits
ernst gemeint ist — uud eiu Zweifel darau ist mir uicht erlaubt —, so gibt es nichts, wodurch
diese Versöhnlichkeit mehr uud besser gefördert werden könnte, als ein möglichst versöhnliches Entgegen¬
kommen gegen die rheinische Bevölkerung selbst. Von uus Rheiuliiuderu darf ich sage», daß wir
von versöhnlichem Geist getragen sind. Ich darf auch aus meiner größere» Ken»t»is der preußische»
und deutschen Dinge sagen, daß diese Versöhnlichkeit überhaupt beim deutschen Volke dnrchans vor¬
waltet. Was uns hier am Rhein angeht, so sind wir als die Kinder der wirtschaftlichblühendsten
Provinz des Deutschen Reiches von der klaren, übrigens ganz renlpulitischen Ueberzengunggetragen
uud durchdruugeu,daß eiu Wiederaufbau des iu seinen Fundamenten erschüttertencuropäischcu Kouti-
ucnts — es handelt sich ja bekanntlich nicht »ur um ciuc.Erschütteruugdes Deutscheu Reichs, suuderu
die Erschütterunggreift um sich auf alle Mächte, die sich an diesem Krieg beteiligt hatten — nur
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denkbar ist, weuu so schnell wie möglichein Einvernehmenüber die Wiedercmfbauarbeituuter alle»,
die es angeht, herbeigeführt wird. (Abgeordneter Dr. Iarres: Sehr richtig!) Ich sollte meinen,
meine Damen nnd Herren, daß das ja wohl auch der tiefere Sinn der wiederholten Unterhalt
tuugen zwischen Herrn Loucheur einerseits und Herrn Nathenau andererseits gewesen ist. Wenn das
nicht als der tiefere Untergrund hinter diesen Unterhaltnugen gestanden hatte, wären sie zwecklos
gewesen. Wir sind überzeugt, daß bie ireuische Tendenz, die uns wiederholt als der Hiutergruud
dieser Unterhaltungen dargestelltworden ist, um so schneller znr Verwirklichung gelangenkaun, je eher
man dem Nheinlande ein wirklich großzügiges Entgegenkommenbeweist,dem Rheinlande, von dem
sich Fuch sagen sollte, daß es die gegebene politische Verbindungsbrückezwischen dem Deutschen Reich
nnd Westeuropa darstellt. Ich gebe mich deshalb der Hoffnung hiu, daß die Diplomatie der Entente
sich der Richtigkeit dieser Gedanken nicht lange mehr verschließen möge, Gedanken, die gewiß nicht
den Reiz der Neuheit für sich haben, die ich aber hier vorzutragen die Ehre habe in dem Bewußt-
seiu, daß ich hier vor Ihneu stehe als der Sprecher der weitaus größte» politischeu Partei der Rheiu-
provinz und damit auch des besetzten Gebiets. Ich gebe mich, wie gesagt, der Huffnnug hiu, daß
sich die Diplomatie der Entente diesen Gedankengängennicht verschließenwird, daß sie vielmehr
in kluger Weitsicht einem Zustande möglichstbald ein Ende machen wird, von dem ich nur
sngeu kaun, daß er die Seelen der Rheinländer mit bittersten Empfindungen erfüllt hat und noch
täglich erfüllt. (Lebhafte Zustimmung.)

Das, meine Damen und Herren, ist die eine Seite der Besatzuugsfragc; sie hat auch
uoch eine andere, uud die bezieht sich durchaus auf deu Etat, über den wir uns hier zu unter¬
halten haben. Nicht nur der Etat der rheinischen Proviuzialuerwaltung, sondern der Etat
»nsercr sämtlichen öffentlich-rechtlichenVcrwaltuugstörperschafteu ist bekanntlich ganz empfiudlich
belastet durch Ausgaben, zn denen wir gezwuugeu find in direkter Folgerung ans der Tatfache
der Besatzung heraus. Ich greife hier eiu Kapitel heraus, weil wir uus im Kreise uuserer Freunde
darüber klar geworden sind, daß es von ganz besonderer Bedeutung ist: das ist der Straßen¬
bau uud all das, was mit diesem Kapitel des Straßenbaues, also mit einem Kapitel, welches in
der Piovinzilllverwaltung und iu deu Kummnualverwaltuugenüberhaupt eine ganz besondere Rolle
spielt, zusammenhängt. Geehrte Damen und Herren, die Vorstellungen, die wir bezüglich der
gesamten Vesatzuugslasteniu Berlin beim preußische»Staat sowohl wie auch bei der Zentralstelle
des DeutschenReichs erhuben haben, sind iuzwifcheu ins Ungemessene augewachsen. Sie gingen aus
teils vou der Städtevertretung, teils vou der Vertretung der Lnndgemciudcu, teils von den Ber¬
liner parlamentarische» Vertretern des besetztenGebiets uud des gauzeu Rhciulaudcs überhaupt.
Da möchte ich mir erlauben, heute einmal folgendes zu fagen:

Es ist schon für jeden aufrechten Menschen etwas außerordentlich Peinliches, wenn er in
derselbenAngelegenheitfurtwährend wieder als Bittsteller auf der Bildfläche erscheine!, muß. Uns
Rheinländern liegt eine derartige Nulle schon gar nicht. Wenn wir uns trotzdem immer wieder
dazu verstehen, fo geschieht es aus dem Bewußtseiu heraus, daß wir uus keineswegs als Bittsteller
betrachten, sondern auf dem Standpunkt stehen: Wir reklamieren hier nichts anders als ein
gutes Recht, eiu eventncll fugnr gerichtlich einklagbarcsRecht. Ob wir bei einer derartigen gericht¬
lichen Eiuklaguug deu kürzereuziehen, spielt keine Rolle. Ich halte es gar nicht für ausgefchloffen,
daß dabei Urteile zustande komme», die nicht getrübt sind von rheinischer Besatznugsfachkenntnis.
In, meine Dameu uud Herren, wir sind in unserer Fraktion der Ansicht, daß die Dinge su uicht
Weiteigeheukönnen. Mau ist, scheiut's, in der Berlin von der Meiuuug getragen, mau könne
auch in dieser Beziehung dem Rheinlande und den Rheinländern schon allerlei bieten, weil sie ja
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auch bei weniger guter Behandlung in ihrer Reichstrene niemals wankend werden würden. Das
stimmt allerdings, bis dahin ist die Rechnung richtig, aber dann fängt sie an, falsch zu werden.
Wir haben es nach unserem Gefühl da seitens der Berliner Zentralstellen in Preußen so gut wie
im Reich mit einer Art rechnerischer Schlaumeierei und Schlaubergern zu tuu, die wir gründlich
satthaben. Ein neues Beispiel dafür haben wir vor einigen Wochen wieder erfahren, als es sich
um die „kluge" Art und Weise handelte, mit der Preußen beispielsweisedie 20 Restprozent aus
der Wirtschaftsbeihilfenun auf das Rheinland wieder abzuschieben suchte. Wenn wir diese sonder¬
bare kluge Art und Weise richtig bezeichnen wollen, so haben wir hier am Rhein dafür einen ganz
bestimmten Ausdruck; wir pflegen das hier als „Knüwerei" zu bezeichnen. (Heiterkeit.) Ich nehme
an, daß der Herr Oberpräsident der Rheinprovinz als Vertreter der Stnatsverwaltnng mit diesem
Ausdruck sowohl als auch mit dem Begriff, den man damit zu verbinden hat, nicht ganz unbe¬
kannt ist. Iufolgedefsen darf ich mich der augeuehmen Hoffnung hiugeben, daß demnächstdieser
Ausdruck „Kuüwerei" in Berlin auch einmal ins Berlinische übersetzt wird, eventuell mit einer
ganz genauen Deklaration, was mau darunter zu verstehenhat. Unter „Kuüwern" versteht man
vor allen Dingen Leute, denen es an Großzügigkeit in ganz bedeutendemMaße zu mangeln pflegt.
Das ist auch hier der Fall. Ueber die üble Finanzlage, in der sich Preußen und das Reich
befinden, braucht uns keiner etwas zu sagen; das wisseu wir schou allem. Aber wenn schon gespart
werden muß, dann muß man es nicht ausgerechnetan dem Ende anfangen, wo es ganz falsch ist.
(Sehr richtig!) Man muß nicht uns im besetzten Gebiet zu deu andereu Lasten, die wir schon zu
trageu haben — und dazu rechne ich ganz besonders seelische Bedrückungen—, auch uoch die
Koftcntragung aufbürden wollen. Ich habe oft genug in vielen Unterhaltungen mit Berliner
Geheimräten die Beobachtung gemacht, daß man sich über die Verhältnisse im besetztenGebiet,
namentlich über die seelischen Verhältnisse, entweder falsche Vorstellungen macht oder überhaupt
keine. Aus dieser Unkenntnis uuserer ganzen Verhältnisse heraus erkläre ich mir die Art, wie man
Dinge bei uns und mit uns zu behandeln pflegt.

Ich habe eben vom Straßenbau' gesprochen. Das ist so ein praktischesBeispiel. Ja,
geehrte Versammlung, wir wissen es doch alle, daß die Straßeubaukosteu im besetzte» Gebiet nicht
zuletzt so kolossal iu die Höhe gegangen sind, weil nns die Straßen znm guten Teil auf Grnnd
der Tatsache der Besatzung zertrümmert worden sind. Das weiß bei uns jeder. In Berlin scheint
man das nicht restlos einsehen zu können. Da muß einmal nachgeholfen werden. Das ist so
nicht weiter tragbar. Wir haben im vorigen Jahre gerade aus unserer Mitte heraus ans diese
Zustände, — ich wollte sagen — auf diese Mißstäudc, aufmerksamgemacht. Wir geben uns auch
iu diesem Jahre wieder, genau so wie im vorigen Jahr, der Hoffuuug hin. daß diese Vorstellungen
iu Berlin Eindruck macheu werden.

Ministerbesuchesind schön und gut, und wir haben oft eine herzliche Freude darüber ge¬
habt, mit welcher Begeisterungpreußische und deutsche Minister über unsere Angelegenheitenhier bei
uns gesprochen haben. Aber für Ministerbesuche kaun man sich leider nichts kaufen, und mit keinem
Minister, und wäre es der dickste, können Sie nnch nnr ein Viertelmeter Landstraße beschottern.

Ich möchte übrigens bei dieser Gelegenheit auf einen Punkt anfmerksammachen, der uns
hier am Rhein lebhast interessiert: Seit einiger Zeit haben wir iu Berlin ein besonderesStaats-
selretariat für die besetzten Gebiete. Das ist eine Angelegenheit,die alle politischen Parteien
von der äußerstenRechten bis zur äußerstenLinken in gleichem Maße interessiert. Wir werden sehr
genau zu beobachte» haben, ob man nun diesem neuen Institut des Staatssekretärs für die besetzten
Gebiete nun auch die Bewegungsfreiheitlassen oder geben wird, die es nötig hat, wenn es wirklich
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su wirken soll, wie es im Interesse unserer rheinischen Verhältnisse wirken muh. Wir werden dar¬
auf achtgeben, daß das Staatssekretariat für die besetzten Gebiete nun auch das wird, was wir
uns darunter vorgestellthaben. Es ist ja nicht für Berlin gegründetworden, sondern für uns hier
am Rhein.

Ich habe da eben von Straßenbaufragen und all den Sorgen, die damit zusammenhängen,
gesprochen. Daß mit dem, was ich vorgetragen habe, diese Frage nicht restlos geklärt wird, ver¬
steht sich von selbst, sie hat auch noch andere Seiten. Da ich gerade über dieses Kapitel spreche,
möchte ich mir dazu noch einige Worte erlauben.

Wir müssenauch endlich dazu kommen, daß zur Aufbringung der Straßenbaulast nicht
zuletzt diejenigen Kreise herangezogenwerden, die in allerersterLinie die Straße mit schweren Fuhr¬
werken für sich in Anspruch nehmen, also vor allen Dingen die Inhaber von Lastkraftfuhrwerken.
Wir wissen ja, was diese Donnermaschinenfür einen ungeheuren Schaden an unseren Straßen an¬
richten. Heute ist es so, daß man in erster Linie die Allgemeinheitzur Straßenbaulast heranzieht.
Das ist ganz richtig für solche Gegenden, wo eben die Allgemeinheitdavon ausschließlich etwas hat
und die Straßen von fremden Benutzern weniger in Anspruch genommen werden. Es ist aber
falsch für alle diejenigenGegenden, deren Straßen von Leuten benutzt werden, die an der Gegend
an und für sich gar nicht interessiert sind, also von denjenigen Kreisen, die ich eben bezeichnet habe.
Darüber hinaus sind wir der Meinung, und wir haben uns ziemlich eingehend über diesen Punkt
unterhalten, daß allerdings auch in der Straßenbau Verwaltung nicht alles so ist, wie es sein
sollte. Es ist uns z. B. bekannt, daß öffentliche Ausschreibungenvon Straßenbauarbeiten seit sehr
langen Jahren nicht mehr vorgenommenworden sind. Wenn ich recht unterrichtet bin, ist die letzte
Ausschreibungvor 1? Jahren vorgenommenworden und seit der Zeit nicht mehr. Wir sind auch
Ziffern-und zahlenmäßig ganz genau darüber orientiert, daß die Provinz in ganz erheblichem Maße
dadurch geschädigt worden ist, daß, wenn man in dieser Beziehung anders vorgegangenwäre, man
die Straßenbauverwaltung entschieden rationeller gestaltet haben würde.

Ein anderes Beispiel — um damit auf meinen Ausgangsgedankenzurückzugreifen — für
die sonderbare Schlaumeierei, die man in Berlin dann treibt, wenn es sich darum handelt, das
besetzte Gebiet für ganz Deutschland zahlen zu lassen, während es doch tatsächlich umgekehrt
sein müßte.

Meine Damen und Herren! Wenn ein Kommunalbeamter aus irgendeinemGrunde, etwa
deshalb, weil er sich politisch exponiert hat, aus dem besetzten Gebiet ausgewiesenwird, wer sichert
den Mann eigentlichund wer entschädigtihn? oder besser gefugt: wer sichert und entschädigtihn
oder die Besoldungsgemeindein manchenFällen nicht? Das ist das DeutscheReich. Dabei ist
dann das Deutsche Reich in der Lage, darauf aufmerksammachenzu können, daß es zn derartigen
Kostentragungenüberhaupt nicht „verpflichtet" sei. Es ist darüber hinaus sogar in der Lage, diese
seine Anschauungdurch gerichtliches Urteil als durchaus „korrekt" nachweisen zu können; das Reichs^
wiitschaftsgerichtist in diefem Falle der Sitz dieser Weisheit. Ja, das mag, juristisch genommen,
an und für sich durchaus richtig und „korrekt" sein. Aber daß es auch durchaus falsch und töricht
ist. darüber sind wir uns im besetzten Gebiet einig. Man sollte sich doch einmal überlegen, was
das nun für eine Rückwirkungauf die gesamte kommunaleBeamtenschaftim besetzten Gebiet aus¬
lösen muß. Die Leute sind ja überhaupt nicht mehr in der Lage, wenigstenswerden sie durchaus
keine Lust mehr dazu verspüren, sich irgendwie im Interesse des deutschen Vaterlandes zu exponieren.
Ob das dann immer zum Nutzen und Vorteil des Deutschen Reiches und des deutschen Gedankens
'st, das ist mir nicht bekannt.
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Es wird mir soeben die Mitteilung gemacht, daß inzwischen im Reichstag ein Antrag
Trimburn und Genossen, also meiner politischen Freunde, eingebrachtworden ist, welcher zum Ans»
druck bringt, daß die Reichsregierung ersucht werden soll, eine Vorlage zu machen, durch die das
Reich die Verpflichtung zur Schadloshaltung der aus den besetzten Gebieten ausgewiesenen Kommu-
nalbeamten übernimmt. Sie sehen, daß sich das durchaus in der Richtung dessen bewegt, was ich
soeben hier vorzutragen mir erlaubt habe.

Noch eins, was uns an Maßnahmen seitens der Berliner Zentralregierung absolut unver¬
ständlich ist. Sie werden aus der Zeitung ersehen haben, soweit Ihnen der preußische Etat
nicht selbst zu Gesicht gekommen ist, daß der sogenannte Westfonds in diesem Jahr abgesetzt
worden ist. Das versteht man einfach nicht. (Zuruf: Auch der Ostfonds!) Das ist mir nicht
bekannt; über das Wesen des Ostfonds bin ich auch nicht so im Bilde wie über das Wesen des
Westfonds. Das Wesen des Westfonds bestand bekanntlichdarin, daß aus ihm hauptsächlichdie
Kosten für die Urbarmachung von Oedlimdereien, für die Anlage von Straßen in schwierigen
Gebirgsgegenden— Eifel, Hunsrück, Westerwald —, für Zusammenlegungsarbeitenusw. bestrittcu
weiden sollten, also Kosten für Zwecke, die durchaus im Interesse der gesamten Bevölkerunglagen.
Es wäre überhaupt an und für fich schon ein grundsätzlicherFehler gewesen,diesen Westfonds
abzuschaffen. Es ist aber direkt unbegreiflich,ihn in diesem Augenblick abschaffen zu wollen, wo wir
ganz befonders auf die Unterstützungdieses Fonds angewiesenfind. Ich darf in dieser Beziehung
darauf aufmerksammachen, daß seitens meiner politischen Freunde diese Frage im preußischen Land»
tage alsbald aufgegriffen worden ist. Es ist eine Anfrage der AbgeordnetenBusch und Herold ein¬
gereicht worden, die sich mit dieser Angelegenheitbefaßt und in dem Antrage ausmündet, daß der
Westfonds dem preußischenEtat wieder eingefügt werden soll.

Was den gesamten Komplex, der Besatzungsfragenangeht, so darf ich mir erlauben, anzu¬
kündigen, daß wir uns demnächst beehren werden, dem Hause einen ausführlichen Antrag, der sich
mit all diesen Fragen beschäftigt,vorzulegen.

Ich habe damit bereits eine ganze Reihe von Gesichtspunktenvorweggenommen,die auf
uuferu Etat Bezug haben.

Was den Etat selbst angeht, so hieße es nach Auffassung meiner Freunde das Wesen
der ersten Lesung eines Etats verkenne», wenn wir uns hier iu Einzelheiten vertiefen wollten.
Wir sind der Meinung, daß wir besser daran tun und die Geschäfte des Hauses fördern, wenn
wir die Unsumme von Einzelheiten für die Unterhaltung in den Kommissionenaufsparen, wo wir
in der Lage find, von Tisch zu Tisch in kontradiktorischcrVerhandlung die Angelegenheitmit der
Provinzialvenvaltuug zu erledigen. Wir weiden übrigens auch bei den einzelnen Etats noch eine
Reihe von Fragen zur Sprache bringen. Ich habe seitens meiner Freunde den Auftrag bekommen,
hier einige grundsätzliche Gedankenüber die Etatsgebarung vorzutragen.

Geehrte Versammlung! Nicht alle Abgeordneten sind in der Lage gewesen, sich in den
Etat zu vertiefen, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil der Etat diesem Hause viel zu spät
vorgelegt worden ist. Ich möchte das einmal vorwegnehmen. Es ist unbedingt nötig, daß der
Etat ganz wesentlichfrüher den Mitgliedern des Hauses zugestellt wird. Man ist absolut nicht
in der Lage, wenn man aus seinen Berufsgeschäftcndieser oder jener Art nach Düsfeldorf kommt,
sich in den zwei Tagen, die man den Etat in der Hand hat, in die Einzelheiten desselben zu
vertiefen. Das dient auch nicht zur Förderung all der Fragen, für die wir uns hier zu
interessieren haben.
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Meine Freunde sind vor allem der Ansicht, daß es diesem Etat an Klarheit und
Uebersichtlichkcit in ziemlich erheblichem Maße mangelt. Es ist das kein Vorwurf, deu wir damit
dieser Provinzialverwaltung machen. Das können wir deshalb nicht, weil das Etatsformnlar
wesentlich älter ist als die jetzt amtierende Provinzialverwaltung. Aber wir sind der Meinung,
daß es eben wegen dieses ehrwürdige« Alters au der Zeit ist, daran gewisse grundsätzliche Aende-
rungeu allmählich einmal vorzunehmen. Es wird dabei nnser besonderes Bestreben sein müsseu,
vor alleu Diugen unsere eigenen Einnahmequellen rentabler zn machen, als es bisher der
Fall ist, also unsere Landesversicherungsanstaltund unser Bcmkinstitut. Gerade diesen beiden
Instituteil werden wir in bczug auf ihre Rentabilität eine besondere Aufmerksamkeitzuweudeu.

Was im übrigeu die liniere Reform der Finanzgebarung, die wir im Auge haben,
augeht, so hat mein Freund Farwick dazu bereits im vorigen Jahre wertvolleAnregungen gegeben.
Wenn sie bisher nicht haben verwirklichtwerden können, so mag es daran liegen, daß sie grundsätz¬
licher Natur warm und deshalb nicht von heute auf morgen in die Praxis umgesetzt werden können.
Wir werden aber auf die Aureguugeu unseres sachkundigen Mitgliedes Farwick zurückzugreifen
haben, besonders in dem Punkte, daß hier in der Provinzialverwaltung so eine Art — ich bitte,
mich aber uicht mißzuverstehen— von Oberrechnungskcnnmer eingerichtetwerden muß, womit
ich freilich uicht auf ein Institut wie die preußische Obcrrcchnungskammcraugespielt haben will, die
nach langen Jahren vielleichteinmal dazu kommt, einen Rechenfehleroder eine gesetzwidrige Aus¬
gabe festzustellen,uud sich dauu im Schweiße ihres Angesichtesbemüht, diesen Fehler wieder aus
der Welt zu schaffen. Neiu, wir möchten eine Einrichtung schaffen, die, trotzdemsie darauf augc-
wieseu ist, mit der Provinzialverwaltung zu arbeiten, doch von ihr möglichst unabhängig ist, die
nach kaufmännischen Grundsätzen zu arbeiten hat, die vor allen Dingen größere Ankäufe und
sonstige kllufmännifche Netiitigungen zu überschauenhat, bevor wir hier vor einem Resultat stehen,
damit wir nicht nachher den Schaden zn besehen haben. Es ist ausgeschlossen, daß ich mich hier
in die Einzelheiten verlieren kann, über die wir uns iu der Fraktion unterhalten haben. Ich muß
mich hier auf diese allgemeinen Andeutungen beschränken und in Aussicht stellen, daß wir bei
gegebener Gelegenheit an einen: anderen Orte die Einzelheiten unterbreiten werden.

Nun hängt ja freilich die Finnnzgcbarung nicht nur der Provinz, sondern die jedes
Kummuualverbandes, des größten wie des kleinsten,in einer höchst unerquicklichen Weise zusammen
mit der fast uuerträglich gewordene» Steucrunsichcrheit, unter der wir zu leben gczwnngcn
sind. Ja, meine Damen und Herren, je mehr man mit Kommunalpolitikernznsammenkommt ^ und
dazu hat man gerade in dieser Versammlung glücklicherweiseviel Gelegenheit —, um so mehr mich
Mau sich davuu überzeugenlassen, daß es so nicht weitergehenkann. Man weiß dabei uicht, ob
letzte« Endes die größten, die größeren oder die großen Kommnnalverbäude am schuellstcu zum
Erliegen kommenwerden oder aber vielleichtdie kleinsten, an und für sich schon lcistungsschwachcu
Gemeinde». Ich weiß aber aus Mitteilungen meiner Freunde und aus eigener Kenntnis, daß es
^nc ganze Reihe kleinererGemeindengibt, die heute uicht mehr ein noch aus wissen. (Sehr richtig!)
^ne ganze Reihe von Gemeinden hat in der Belastung der Realstcucru nicht bis, 1000, sondern
bis 2000, 3000°/« und noch darüber Hinansgehenmüsseu, wie mir glaubwürdig versichert worden
H. (Zuruf: Auch große Gemeinde»!) Ja, cmch große; wie gesagt, es ist kaum ein Unterschied,
'»an weiß nicht, wer am schnellsteil zum Erlicgcü kommt, ich charakterisiere nur deu Zustand als
suchen. Es ist klar, daß da irgend etwas geändert werden muß. Nuu ist die Sache ja nicht
!"cht. Ich kann erklären, daß wir unsererseits allerdings Verständnis dafür haben, daß bei den
"MeipolitischcnUmwälznngeu und bei den Umwälzungen auf finanzpolitischemGebiete, die der
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Krieg nun einmal mit sich gebracht hat, nicht ohne eine grundlegendeAenderung hat ausgekommen
werden können. Ich sage, dafür haben wir Verständnis. Wir sind andererseits allerdings auch
der Ansicht, daß man sich endlich einmal darauf besinnen muß, daß die ungeheuerenkulturellen
und wirtschaftlichenLeistungen, die das Deutsche Reich hervorgebrachthat, doch letzten Endes auf
der Selbstverwaltungstätigkeit und auf dem basieren, was gerade in unseren Kommunen geleistet
worden ist. (Sehr richtig!) Wenn mau sich aber darauf besinnt, muß man auch bereit und gewillt
sein, jetzt aus dem schweren Dilemma irgendeinen Ausweg zu finden. Ich gebe ohne weiteres zu,
daß ich jetzt gar nicht in der Lage wäre, irgendeinen Ausweg hier namhaft zu macheu. Die
Steuergebaruug iu Preußen und im Reich ist auf den Kopf gestellt, sie ist ganz anders, als wir
sie ursprünglich gewohnt waren; sie hat nicht mir gebrochen mit der Steuerveranlagung, sie hat
vor allen Dingen auch gebrochen mit der Art der Steuererhebung. Leute, die etwas davon ver¬
stehen, habeu mir oft versichert, daß gerade dieser Gesichtspunktzu stark aus dem Auge gelassen
worden ist, daß zum mindesten die Steuererhebung in irgendwelcherWeise hätte bleiben müssen,
wie sie früher war, weil dann die Steuerveranlaguug eine wesentlich leichtere gewesen sein würde.
Aber, wie gesagt, wir geben uns der Hoffnung hin, daß nun wenigstens hier nicht das berühmte
Gesetz der Trägheit einsetzt. Wir müssen wünschen, daß mit demselben Elan, mit dem man seiner¬
zeit an die Umgestaltung der deutschen Steuerpraxis Heraugegangenist, man auch darangeht, den
grundsätzlichen Fehler, der ganz zweifellos in dieser Art der Steuergesetzgebungirgendwo steckt,
aus der Welt zu räumen.

Unter all diesen Dingen leidet natürlich die Finanzlage unserer Provinz ganz außer¬
ordentlich. Eins aber will ich doch sagen: Sie mag so schwer sein, wie sie will, es darf unter
keinen Umständen darunter leiden die Fürsorge für unsere Provinzialbeamten, Ange¬
stellten und Arbeiter; davon kann unter keinen Umständen die Rede sein. Wir wifseu ganz
gcnan die ungeheueren Schwierigkeitenzu schätzen, in denen sich nun einmal gerade die Fcstbc-
soldeten befinden, und zwar deshalb, weil sie eben festbesoldet find; sie sind immer gezwungen,sich
nach der berühmten Decke zu strecken, und in welchem Mißverhältnis heute die Decke zum Körper
steht, das kann ich hier schon aus ästhetischen Gründen des weiteren nicht ausführen. (Heiterkeit.)
Wir werden uns deshalb vor allen Dingen dafür einzusetzen haben, daß die Vesoldungsreform mit
möglichster Beschleunigungzu einem gedeihlichenund für die Beamten, Angestellten und Arbeiter
erträglichen Abschlußgebrachtwird.

Man spricht heute soviel vom Einsparen von Beamtenstellen. Das ist ein Gedanke, der
iu der Luft liegt; er hat auch etwas durchaus Bestechendesan sich. Wenn man aber schon au
diese Frage herantritt, dann sollte man es unter allen Umständen nicht vermeiden, dabei stets in
Fühluuguahme mit der Beamtenschaft selbst zu arbeiten. Die Beamtenschaft selbst ist hier
der gegebeneFachmann. Wenn Stellen eingespart werden sollen, dann töuueu diese Fachleute uus
am allerbeste,!sagen, wo nnd wie das möglich ist. Man sollte also auf diesen Gesichtspunktunter
keinen Umständen verzichten.

Ich darf übrigens bei dieser Gelegenheit mitteilen, daß uns in unserer Fraktion neuer¬
dings besonders der Gedanke beschäftigt,wie denn auch den Kommunalangestellten die Möglich¬
keit verschafft werden kann, an den pruvinzialen VersichernngsanstaltenAnteil zu bekommen. Wir
schenkendieser Frage ein ganz besonderesInteresse; wir weiden unsere eifrige Mitarbeit uicht ver¬
sagen, wenn diese Frage einer Klärung entgegengebrachtwerden soll. Eins darf ich aber den
beteiligten Kreisen von hier aus doch vielleicht sagen: Soweit ich die Sache Übersehe und suweit
auch Leute, die in der Beurteilung dieser Frage wesentlich kompetentersind als ich, sie übersehen,
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wird nicht viel zu machen sein, solange man sich in den Kreisen der einzelnen Gemeinden über
diese Frage nicht klar geworden sein wird. Ich glaube, es wird große Schwierigkeitenabsetzen, wenn
man die Frage für einzelne Gemeinden losen will. Eine Reihe von Gemeinden ist dazu heute
schon bereit, andere lehnen es ab. Es wird deshalb Sache des RheinischenKommunalbeamten-
verbandes sein — bekanntlich eine Organisation, die sich zu einer großen Blüte emporentwickelt
hat — dafür zu sorgen, daß zunächsteinmal innerhalb der Gemeindenselbst die von mir angeregte
Frage in Flnß gebracht wird.

Ich möchte mir dann auch noch ein kurzes Wort zur Frage unserer Anstaltspfiege
erlauben. Dabei muß ich zunächst eine Anfrage an die Pruvinzialverwaltung vorwegnehmen.
Wir haben im vorigen Jahr verschiedene Kommissioneneingesetzt,darunter auch solche, die sich
mit der Besichtigung von verschiedenenAnstalten beschäftigen sollten. In unseren Kreisen ist
darüber geklagt worden, daß die Kommission zur Besichtigung von Fürsorgeanstalten nicht
einberufen worden ist. Nicht bekannt ist uns aber geworden, aus welchem Grunde das nicht
geschehen ist. Ich bitte die Provinzialverwaltung, uns darüber gefälligstAuskunft geben zu wollen.
Es wird dann unfcre Sache sein, zu beurteilen, ob die Gründe für stichhaltigerachtetwerden können.

Meine Damen und Herren! Was die Provinzialverwaltung angeht, so muß ich hier als
einmütige Ansicht unferer Freunde folgendes fagen: Wir find der Meinung, daß sich eine
ganze Reihe von Dingen in nnseren Anstaltsbetrieben heute überlebt haben und so
nicht mehr bleiben können. Um nur eins herauszugreifen, möchte ich Bezug nehmen auf die
Hausordnung. Es, ist uns bekannt, daß in diesen Hausordnungen Dinge stehen, die nicht mehr
zeitgemäß sind. Auch andere Fragen sozialer Art, die mit dem ganzen Anstaltsbetriebezusammen-
hängen, muffen einer ganz gründlichen Prüfung unfererseits unterzogen werden, um die ganze
Anstaltsgebarung auf einen Standpunkt zu bringen, der mit der heutigen Zeit und mit gesunden,
modernen uud vernünftigen Anschauungenwirklich in Einklang gebracht werden kann.

Ich muß es mir auch bei diesem Punkte versagen, das reiche Einzelmaterial, welches in
unserer Fraktion aktenmäßig vorliegt, hier zum Vortrug zu bringen. Wenn ich aber schon über
unsere Anstaltspflege fpreche, dann möchte ich doch — namentlich wo ich als erster Redner zum
Etat zu sprechen den Vorzug habe — über eines keinen Zweifel lassen: Eins möchten wir unter
keinen Umständen geändert wissen, das ist die Beteiligung der Kirchen und kirchlichen
Einrichtungen am Erziehungswerk unserer Anstalten und an der religiösen Beein-
fluffung der gesamten Erziehungsarbeit. (Bravo! im Zentrum.) Sie dürfen auf allen
Bänken diefes Haufes versichert fein, daß wir uns klar darüber find, daß sich hier die Geister
scheiden. Daß wir hier zu einer grundfätzlichenEinigung niemals kommen werden, das wissen
wir alle ganz genau, und weil wir es so genau wissen, deshalb kann ich mir längere Ausführungen
über dieses Kapitel auch durchaus ersparen. Es ist allen Damen und Herren bekannt, daß nach
nnferer Grundauffafsung der Kirche schon ein tiefbegründetes, ganz natürliches, wenn Sie wollen,
ein übernatürliches Recht der Beteiligung am gesamten Erziehungswerk zukommt. Das ist eine
direkte Konsequenz der religiösen Anfchauungen,die wir zu den unfrigen zählen. Darüber hinaus
aber ist Ihnen auch bekannt, und das ist ein mehr realpolitischesMoment, daß der ganz über¬
wiegende Teil der rheinischen Bevölkerung, d. h. also, nicht nur derjenige Teil, der als Wähler¬
schaft hinter uns steht, denn das ist nicht die Majorität, auf diese religiöseVeeinflussuuguuter
gar keinen Umstandenverzichten will. (Inruf Knab: Scheinchristentum!) Ja, Herr Knab. darüber
müssen Sie ja besonders gut urteilen können auf Grund der reichen Lebenserfahrung, die Sie Ihr
Eigen nennen. (Heiterkeit. Zuruf Knab: Ich habe Ihnen schon lange den verdienten Fußtritt
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gegeben! Heiterkeit,) Nein, schon lange können Sie das nicht getan haben, denn dafür sind sie
noch viel zu jung. (Heiterkeit.) Meine Damen und Herren, wir. respektierenes — und das
versöhnt auch vielleicht den Herrn Zwischcnrufervon der äußersten Linken —, daß auf anderen
Bänken dieses Hauses eine Meinung vertreten wird, die der unsrigen zuwiderläuft. Wir wissen
z. B., daß das Ideal der mehrheitssozialistischen Partei die religionslose Erziehung ist. Ich kann
nur meine und unsere Anschauung vertreten, und die geht dahin, daß wir es allerdings für
außerordentlich beklagenswerthalten würden, wenn dieses auf der Linken vertretene Ideal gerade
bei den Menschenkindern zur Anwendung käme, für die die Religion nicht nur
naturgemäß, sondern auch erfahrungsgemäß einen ganz besonderen Erziehungswert
besitzt. Daher werden wir uns dafür einsetzen, daß die Beteiligung der Kirche an der Erziehungs¬
arbeit in unseren Anstalten unter allen Umständen gewahrt bleibt, und wir werden daraus auch
die etatsrechtlichenKonsequenzen ziehen.

Nun noch ein kurzes Wort zum Schluß. Ich habe eingangs von der überaus schwierigen
Situation gesprochen, in der wir uns hier in der Nheinprovinz befinden. Wenn man aber schon
diese Lage ins Ange faßt, legt fich einem auch heilte wieder zwanglos der früher von verfchiedenen
Seiten geäußerte Gedanke nahe, daß wir hier am Rhein bei grundsätzlicher Wahinng aller Unter¬
schiede doch die politischen Gegensätze nach Möglichkeit zurückstellen sollten zugunsten
dessen, was uns eint. (Beifall.) Darauf sind wir hier am Rhein angewiesen. Einig sind wir uns
aber in einem ganz weiten Ausmaße nicht nur in der Liebe zu unserer rheinischen Heimat, sondern
auch in der Liebe und Treue zu unserem deutschen Vaterlande, (Bravo!) Man soll nicht vergessen,
meine Damen und Herren, daß das Schicksal gerade uns hier am Rhein eine politische Mission
von ganz besonderer Tragweite zugewiesen hat. Nun denn, meine Damen und Herren, meine
Freunde sind entschlossen, bei ihrer Mitarbeit in der rheinischen Provinzialverwaltung diese bedeut¬
same Mission nicht ans dem Auge zu lassen. An uns, geehrte Versammlung, soll es nicht fehlen,
wenn es gilt, in rheinischemFleiß, in rheinischer Intelligenz, aber auch in rheinischerEigenart
eine der Hauptquellen für die allmähliche Wiedererstarkung unseres lieben Vaterlandes zn pflegen
und zu erhalten. (Lauter Beifall.)

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renners: Ich möchte nnr einige Auftlärnngen geben, die

der Herr Vorredner gewünscht hat.
Der Herr Vorredner hat zuerst darüber gesprochen,daß bei der Straßenbauverwaltung

Abschreibungen in den letzten Jahren nicht stattgefunden haben. Die Sache ist schon bei der
letzten Tagung angeregt worden, und in der Fachkommission wird der Dezernent der Straßenbau
Verwaltung Ihnen darüber die nötigen Details mitteilen können.

Dann hat der Herr Vorredner über die späte Zustellung der Etats geklagt. Da stimme
ich mit dem Herrn vollständig überein: Es ist wünschenswert,daß die Etats möglichst früh den
Mitgliedern des Hauses, zugestellt werden. Das ist auch früher immer geschehen. Früher fand im
November oder Anfang Dezember die Sitzung des Provinzialausschussesstatt,, iu der der Etat für
das folgende Jahr festgesetztwurde. Dann konnte die Zustellung der Etats im Januar oder
anfangs Februar stattfinden, nnd die Sitzung des Landtages fand dann Ende März statt. In
diesem Zustande ist nun durch die Kriegsjahrc eine Aenderung eingetreten. Ich darf daran erinnern,
daß wir in den letzten Jahren niemals in der Lage waren, einen Etat zur richtigen Zeit festzu¬
stellen, daß wir zeitweise sogar ohne Etat gewirtschaftcthaben. Gin Etat läßt sich aber nur wieder
einreichen,wenn der vorhergehendezunächstgenehmigt ist. Infolgedefsen verzögert sich die Etats-
nufstelluug. Daher ist auch in diesem Jahre die Zustellungnicht in der wünschenswerten Frühe geschehen.
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Daß der Etat nicht ganz übersichtlich ist für denjenigen, der noch nicht so recht einge¬
arbeitet ist, muß ich zugeben, und es wird auch da wohl eine Aenderung eintreten müssen.

Was die Einführung eines Rechnungsbüros oder einer Rechnungskammerbetrifft, so ist
auch diese Sache nicht neu; sie ist im vorigen Jahr schon vorgetragen worden, und es sind auch
schon vorbereitendeSchritte geschehen:In einer der letzten Sitzungen ist dem Provinzialausschuß
ein längerer Vortrag über die Art und Weise gehalten worden, wie man sich die Einrichtung eines
Rechnnngsbüros usw. denkt. Die Sache wird weiter verfolgt.

Was die Steuerfmge betrifft, so l<pm ich dem Herrn Vorredner nur in allen Punkten
zustimmen. Für uns ist es ja eine recht triste Sache, und wir habeu alles versucht, iu Berlin
Aenderungenherbeizuführen. Natürlich sind wir nicht einflußreichgenug, um da etwas Definitives
zu erreichen.

Danu hat der Herr Vorredner über die Beamten- und Augestellteuverhältnifsegesprochen
und gewünscht,daß die Besoldungsreform rechtzeitig und voll durchgeführt wird. Meine Damen
und Herren, wir führen die Verwaltungsreformen vollständig nach dem Muster für Reich und
Staat dnrch. Wir haben aber mit den links- und rechtsrheinischenStädten ein Abkommen
getroffen, wonach wir gemeinschaftlich vorgehen, nicht eine Kommune so und die andere so. Jetzt
sind eben die Verhandlungen mit den links- und rechtsrheinischenKommunen zum Abschluß
gekommen, und die endgültige Besolduugsreform kann in den nächstendrei Wochen znm Abschluß
gebracht werden. Damit ist diese Angelegenheit,glaube ich, auch erledigt.

Was danu die Anstaltsvflege betrifft, so hat der Herr Vorredner darin recht, daß manche
Hausordnung, daß manche innere Einrichtung reformiert werden muß.

Auf die Frage, warum die Fürsorgeerziehungsanstalten noch nicht dnrch die Kommission
des Landtags revidiert worden sind, kann ich nur folgendes bemerken:

Es find 3 Kommissionengewählt worden: für Brauweiler usw., für die Straßenbau-
Verwaltungund für die Fürsorge. Die Kommissionfür die Straßenbauverwaltung hat fchon getagt
und Besichtigungenvorgenommen,ebenfo die für Brauweiler, dagegen die Kommission für die Für¬
sorge noch nicht, und zwar aus folgenden Gründen. Der Vorfitzende der Kommission ist der
Geheime Kommerzienrat Hueck, der fchwer erkrankt in Godesberg in einem Sanatorium liegt.
Herr Hueck ist nicht in der Lage gewesen, die Einberufung vorzunehmen. Dazu kommt, daß wir
bei den Fürsorgeerziehungsanstaltenetwas schlimmer gestellt sind als bei den anderen Anstalten.
Ich darf an folgendes erinnern: Die Anstalt Rheindahlen kann die Kommission nicht revidieren,
dieselbe ist besetzt; das gleiche ist bei Eustirchen der Fall. Die dritte Anstalt Solingen ist infolge
der Besatzung durch die englische Armee nach Waldbroel verlegt. Damit ist es also auch nichts.
Sie sehen, bei der Fürsorge liegt die Sache schwierigerals bei den anderen Abteilungen, Auch
bezüglich dieser Anstalten muß ich ja zugeben, daß einzelne Reglements für die Fürsorge veraltet
und überlebt sind und daß wir auch da Aenderungen treffen muffen. Aber, meine Damen und
Herren, das wird nicht durch die Kommiffion, die der Landtag und der Ausschuß eingesetzt haben,
allein gehen, sondern es müssenzu dieser Kommissionunbedingt die Leiter dieser Fürsorgeanstalten
zugezogenwerden. Das find die Personen, die das richtige Urteil darüber haben, nicht außerhalb
der Anstalt stehende Beamte oder Abgeordnete.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr Obervräfident.
Oberpräfideut von Groote: Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Heß

hat unter anderem beklagt, daß nicht genügendFürsorge fiir diejenigen Kommnmlbeamten getroffen
werde, die infolge der Befatzungsverhaltnifseihre Stellen verlören. Ich glaube doch darauf hiu-
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weisen zu müssen, daß gewisse Maßnahmen für eine derartige Fürsorge tatsächlichgetroffen sind.
Ich weiß nicht, ob dem Herrn AbgeordnetenHeß bei seiner Vorbringung das preußische Gesetz
vom 30, März 1920 über die Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten und Lehrpersonen
in Erinnerung gewesen ist. Nach dem § 1 dieses Gesetzes sind Gemeinden und Gemeindeverbände
sowie alle anderen Körperschaftendes öffentlichenRechts verpflichtet, ihre freiwerdenden oder neu
zu schaffenden Stellen nach Maßgabe bestimmter Vorschriften anzumelden. Das hat den Zweck,
in solchen Stellen diejenigen Kommunalbeamtenunterzubringen, die infolge der angegebenenVer¬
hältnissen ihre Stellen verloren haben. Ich wollte hierauf nur kurz hingewiesenhaben, mit der
Bitte, diesem Gesetz und auch seinen Wirkungen, über die nähere Auskunft in der Kommission
gegebenwerden kann, die zweckdienlicheBerücksichtigung zu schenken.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Iarres.
Abgeordneter Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Ich habe die Ehre, namens

der Arbeitsgemeinschafteinige Ausführungen zu dem Haushaltsplan und feinen Anlagen zu machen.
Ich beschrankemich dabei wie der Vertreter des Zentrums auf die grundlegenden und richtung¬
gebenden Dinge. Denn wir find nach wie vor der Meinung, daß es nicht richtig ist, hier im
Plenum Einzelwünfche, Anregungen und Anfragen vorzutragen, die in die Kommissionengehören.
Selbstverständlichbehalten wir uns vor, eine Reihe derartiger Wünsche und Anregungen in den
betreffendenFachausschüssenzu geben. Unsere Mitglieder find in der Weise instruiert; sie werden
dort die Sachen vortragen.

Ich will im Gegensatzzu Herrn Kollegen Heß auch nicht auf das politischeGebiet über-
gehen. Ich möchte namentlich nicht den stark unterstrichenenUnterton einer Verstimmung gegen
Berlin hier weiter behandeln (Sehr gut! rechts), denn ich glaube, damit ist unferem Rheinlande
nicht gedient. (Zustimmung rechts.) Ich beschränke mich auf die Sache.

Da habe ich zunächst namens meiner Fraktion zu erklären, daß wir dem Haushaltsplan
und den Vorfchlägen des Provinzialausschusses im wesentlichen beitreten. Wir erkennen an, daß,
wie früher, auch in diesem Jahre die Vorlage in vorsichtiger und umsichtigerWeise vorbereitet
worden ist. Wir haben gestern bei den ausführlichen Darlegungen des Herrn Landeshauptmanns,
der dabei zum letzten Male den Etat vertrat, das weitschichtige Zahlengebilde unseres Etats be¬
trachten nnd eingehend würdigen können. Wenn ich auch annehme, daß bei anderer Gelegenheit
der Provinziallandtllg Veranlassung nehmen wird, unserem verehrten Herrn Landeshauptmann das
Entsprechende zum Abschiede zu sagen, so habe ich doch das Bedürfnis, im Auftrage meiner Fraktion
hier dem Landeshauptmannals dem Leiter insbefondereder provinziellenFinanzen ein recht herzliches
Wort dankbarer Anerkennungbeim Abschiede zu sagen (Beifall), dem Steuermanne, der vortrefflich
das Schiffchenunferer Finanzen in trüben und heiteren Tagen der Provinz gesteuerthat. (Bravo!)

Zum Haushaltsplan selbst haben wir nach formeller Hinficht, ebenso wie Herr Kollege
Heß, manches zu bemängeln und anzuregen. Wer Zeit und Blick für derartige Dinge hat, wird
fich aus den außerordentlich eingehendenVorarbeiten und Vorlagen ein klares Bild über das
verwickelte Finanz- und Wirtschaftsfystemder Provinz machen können. Ich nehme an, daß Sie
sich diese Zeit alle genommen haben, und ich nehme als selbstverständlich an. daß wir alle über
den nötigen Blick verfügen. Denn wem Gott ein Amt gibt, dem gibt er bekanntlich auch den
Verstand, Aber wenn Sie nun wirklich mit diesem Blicke in die Prüfung der Vorlagen eingetreten
sind, dann, meine verehrten Damen und Herren, werden Sie mir recht geben, wenn ich sage, daß
in dem Umfange, in der eingehendenForm der Drnckvorlagen des Guten etwas zuviel geschieht.
Ich glaube, wir können uns in Zukunft auf eine wesentlich gedrängtere Form beschränken. I"s'
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besondere mache ich darauf aufmerksam, daß hier dieser Bericht über den Vermögensstand der
Provinz, der uns alljährlich gegeben wird, doch nur eine ganz geringe Bedeutung hat. Eine
derartige Vermögensübersichtist an sich nur problematischerNatur. Eine solche Uebersichtkann
in einem gewissen Zeitraume ja von großem Interesse sein. Aber ich glaube, es ist wirklich nicht
notwendig, Jahr für Jahr nun eine eingehende, im wesentlichensich wiederholendeArbeit zu
machen. Wir sind der Meinung, daß es genügenwürde, wenn in Zukunft die Provinzialverwaltung
uns lediglich die abfchließenden Zahlen der aktiven und passivenSeite geben würde, wenn sie uns
sagen würde: in diesem Jahr haben sich die Schulden von so und soviel Mark auf so und soviel
Mark erhöht oder ermäßigt, und im Falle der Erhöhung sind die Schuldenerhöhungenfür die
und die Zwecke verwandt worden. Dann würde es genügen, vielleicht alle drei oder selbst fünf
Jahre eine derartige Vermügensübersicht, welche immerhin einigen, wenn auch nur theoretischen

, Wert hat, uns vorzulegen.
Wir sind der Meinung, daß der Haushaltsplan selbst, wie eben erfreulicherweise auch der

Herr Landeshauptmann selbst anerkannte, eine wesentliche Revision nach der formellen Seite hin
verträgt. Der Etat hat allmählich einen Umfang angenommen, der in das Weitschweifigegeht.
Wir sind der Meinung, daß nicht nur einzelne Etats und namentlich in den Etats die immer
wiederkehrendenund sich übertragenden Posten zusammengezogen werden können, sondern daß auch
eine grundsätzliche Aenderung des Etats möglich ist. Die Herrschaften,welche sich mit den Gemeinde-
Haushaltsplänen zu beschäftigenhaben, werden sicherlich darüber unterrichtet sein, daß auch vom
Städtetag derartige Anregungen in letzter Zeit ausgegangen sind. Da sind es namentlich die
Anregungen des früheren Beigeordneten Bucerius von Offen, die meiner Meinnng nach außer¬
ordentlich wertvolle Fingerzeige für eine Vereinheitlichung und Vereinfachung der Etats bieten.
Uns in den Gemeindeverwaltungenkommt es sehr darauf an, daß die Etats, die wir aufstellen,
auch eine gewisse Vergleichbarkeithaben. Diese Vergleichbarkeit interkommunalerArt muß auch auf
die Provinz ausgedehnt werden können. Ich würde es begrüßen, wenn die Provinz, die in diefer
Beziehung wirklich vorbildlich bei der Aufstellung der Etats sein könnte, sich diesen Anregungen
nicht verschließenwollte, sondern möglichst Hand in Hand mit der Städtevertretung hier ein
Schema der Etatsaufstellung suchen würde, welches den Anforderuugeugerecht wird, die wir stellen
müssen: eine möglichstknappe Uebersicht,einfache und klare Gestaltung des Etats.

Eins haben wir allerdings bei den bisherigen und auch den früheren Ausführungen des
Herrn Landeshauptmanns vermißt. Wesentlichwichtiger als eine Vermögensübersicht,wie sie jetzt
die Provinzialverwaltung uns gibt, ist meiner Meinung nach ein Bericht über den augenblicklichen
Stand der Verwaltungsgeschäfte. Nach den Städteordnungen ist der Bürgermeister verpflichtet,
über den Stand der Oemeindeangelegenheiten,d. h. über die laufende Verwaltung, bei den Etats¬
beratungen einen Bericht zu geben. Das ist das Fundament für die Beschlußfassungauch über
den neuen Etat. Denn ich kann selbstverständlich den Etat für das neue Rechnungsjahr dann viel
besser aufstellen, wenn ich weiß, wie im Augenblicke die-Verhältnisseliegen. Da ist bisher hier etwas
im Dunkeln gearbeitet worden. So haben wir gestern über einen'sehr wesentlichen Punkt des Etats,
der uns außerordentlichbelastet, fast gar nichts gehört, und auch im Haushaltsplan kommt diefer
Posten — es find die 14'/ä Millionen Mark Defizit aus dem Jahre 1920 — nur in schüchterner und
dabei unklarer Weise zum Ausdruck. Wir möchte»bitten, uns in Zukunft über den Lauf und den
Gang der Vcrwaltungsmafchiue, der Verwaltungsgeschäfte,bei der Etatsberatung einen Ueberblick,
einen Bericht zn geben. Wir begrüßen es, daß eben der Herr Landeshauptmann erklärt hat, daß in
Zukuuft der Etat wieder zeitig herausgegebenwerden füll, denn das ist unbedingt erforderlich. Die
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Gemeindeverwaltungen— Land- und Stadtkreise — sind doch im wesentlichen darauf angewiesen, zu
wissen: Was wird nun die Provinz in dem kommenden Jahre von uns verlangen? (Sehr richtig!
rechts.) Die Provinzialsteuern steigen von Jahr zu Jahr. Früher verhältnismäßig unwesentliche
Posten, bilden sie jetzt ein ansehnlichesStück der städtischen Belastung. Da müssen die Gemeinde¬
verwaltungen daraus halten, daß ihnen die von der Provinz geforderten Summen, die sicherlichaußer¬
ordentlich zu Buche schlagen, zeitig mitgeteilt werden. Das ist nur möglich, wenn in Zukunft wieder,
wie früher, der Haushaltsplan der Provinz vor Ende des Rechnungsjahres erledigt wird. Wir haben
deshalb den dringenden Wunsch und möchten ihn auch hier unterstreichen, daß in Zukunft der
Provinzilllausschuß möglichstam Anfange des Jahres, etwa im Januar, oder vielleichtauch schon
im Dezember, den Etat vorberät, und daß später, etwa Anfang März, der Provinziallandtag mit
dem Etat beschäftigt wird. Nach den Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns von gestern,
wonach er jetzt doch auch wieder festeren Boden unter den Füßen fühlt, wird das doch sicherlich '
möglichsein; denn die Verhältnisse haben sich ja trotz aller schwankenden Zeiten erfreulicherweise
etwas konsolidiert, daß wir in Zukunft wieder in eine richtige Rechnuugs- uud Wirtschaftsführung
auch in der öffentlichen Wirtschaft eintreten können.

Meine Damen und Herren! Ich habe mir sagen lassen, daß die Aufstellung des dies¬
jährigen Haushaltsplans mit den beiden Berichten einen außerordentlichenAufwand verursacht hat:
Auf den Kopf des Lcmdtagsabgeordnetenfallen für diese Drucksachen nicht weniger als 336 Mark.
Meine Damen und Herren! Das gibt uns sicherlich doch auch einen Fingerzeig, daß wir auch in
der Drucklegung so einfach wie möglich sind (Sehr richtig!) und nur das drucken,was wirtlich
druckwürdigist. Da muß ich auf die jetzige Art der Aufstellung der „Verhandlungen" der ein¬
zelnen Provinziallandtage eingehen. Meine Damen und Herren! Diese Zusammenstellungist ein
wertvolles Material. Sie enthält nicht nur einen kurzen Bericht über die Verhandlungen, sondern
auch die wesentlichen Vorlagen, die im Landtag zur Verhandlung gekommensind. Ich möchte
nun anregen, daß nicht nur die Vorlagen des Provinzialausschusses,sondern auch diejenigen Anträge
aus dem Hause, die wirklich zur Beschlußfassunggekommensind, in Zukunft mit aufgenommen
werden. Denn diese Zusammenstellung soll für uns Abgeordnete das Nachschlagematerial sein,
woraus wir uns unterrichten können, was in den Vorlandtagen geschehen ist. Wenn das aber ge¬
schieht,dann möchte ich unser Präsidium bitten, sich in Zukunft auch der Fassung der kurzen Nieder¬
schriftenüber die Verhandlungen anzunehmen. So wie sie jetzt aufgestellt sind, sind sie wirklich
nicht druckwürdig;die können wir nicht so aufnehmen. In wildem Durcheinander geht es da mit
direkter und indirekter Rede. Unwesentlicheswird aufgenommen und Wesentlichesvergessen. Ick
möchte das Präsidium bitten, sich auch nach der stilistischen Seite hin dieser kurzen Niederschriften
etwas anzunehmen, damit man sich ihrer nachher, wenn man sie liest, vom Schulstandpunkte aus
nicht zu schämen braucht.

Daß wir die stenographischenBerichte weiter veröffentlichenund festlegen, ist uicht zu
vermeiden und allseits erwünscht, obwohl damit natürlich nicht gesagt werden soll, daß alles, was
nun darinsteht, wirklichEwigkeitswert hat. (Heiterkeit.)

Meine verehrten Damen und Herren! Dann möchte ich zur materiellen Seite des Etats
kommen. Nach dieser Richtung ist hier uicht viel zu sagen. Ich glaube, es wird auch den
Kommissionen'nicht gelingen, viel an den Positionen, die hier aufgestellt und vom Provinzwl-
ausschuh bewilligt worden sind, zu ändern. Aber einige Wünsche haben wir doch. Selbstver¬
ständlich müssen wir uns Selbstbescheidungauferlegen. Die vielen Wünsche, die wir von allen
Richtungen und Bänken des Hanses in sozialer, in hygienischer,in wirtschaftlicher, in kultureller
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Beziehung haben, können wir leider Gottes nicht erfüllen, so gerne wir es auch möchten. Da
möchte ich die Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns von gestern unterstreichen: Wenn
derartige Wünschevorgebrachtwerden, dann darf es nicht geschehen,ohne daß man sich über die
Deckuugsfrageim klaren ist, und wenn irgendwelche Zweifel in der Deckungsfrage sind, dann möchte
ich doch bitten, daß die Fachausschüsse sich bescheiden und die Angelegenheitzunächst dem Prouin-
zialausschußzur Prüfung nach der finanziellen Seite hin übergeben.

In materieller Beziehung möchtenwir zu dem Straßenbau, im Anschluß an die Benies
kungen des Herrn KollegenHeß. auch unsere Auffassungzum Ausdruck bringen. Auch wir begrüßen
es, daß endlich die systematische Zerstörung der Straßen, über die wir in den letzten Jahren zu
klagen hatten, unterbunden worden ist. Unserer Meinung nach viel zu spät. Die Herren Demobil^
machungskummissare,die sich für befugt hielten, hier zu sprechen, hatten viel früher eingreifen
können und müfsen. Das wirtschaftlicheLeben wäre dadurch in keiner Weise gestört worden.
Freilich ist es nun geschehen, und wir haben in dem Straßenbau bei der Provinz — ich muß
das namentlich anch für meinen bisher außerordentlich notleidenden Stadtkreis anerkennen —
wieder einigermaßen erträgliche Zustände bekommen. Nun kommt aber die Besatzung mit ihren
großen Belastungen und mit ihren starken Eingriffen in die Straßen und ihren großen Anforde¬
rungen an die Wiederherstellungder Straßen. Wir haben den selbstverständlichen Anspruch gegen^
über dem Reich erhoben, daß diese Schäden der Provinz ersetzt werden. Wenn ich richtig unter¬
richtet bin, waren im Jahre 1919 für diese vom Reich 8,5 Millionen Mark gefordert worden.
Im Jahre 1920 sind 8 Millionen Mark gefordert worden, und in dem diesjährigen Etat
steht sogar ein Betrag von 13 Millionen Mark. Wenn ich ferner richtig unterrichtet bin,
find von den Beträgen von 8,5 Millionen im Jahre 1919 nur stark 5 Millionen Mark einge¬
kommen. Der Rest ist noch immer in der Schwebe. Im Jahre 1920 ist von dem Vertreter des
Reichsinteresses, der hier heute schon so freundliches Interesse gefunden hat, Ginspruchgegen die
Zahlung erhoben worden, und die Zahlung ist noch nicht erfolgt. Ich folge da durchaus der
Anschauung von Herrn Kollegen Haas, daß wir gegen diese hyperfiskalische Auffassung des Ver¬
treters des Reichsinteressesauf das entschiedenste Verwahrung einlegen müssen. Das hat allerdings
mit ..Reichstreue" gar nichts zu tun (Zustimmung rechts) — ich meine, davon sprechen wir bei
derartigen wirtschaftlichen Dingen am besten nicht —, sondern es ist eine wirtschaftliche Forderung,
die uns in unseren selbstverständlichenvaterländischenGefühlen überhaupt nicht tangieren kann.
Aber wir verlangen es, weil es richtig ist. weil es uns zukommt.

Ich habe in diesem Zusammenhang auch im Auftrage meiner Freunde hier vor der
breiten Oeffentlichkeitlebhafte Klage darüber zu 'führen, daß dieser Vertreter des Reichsinteresses
die wirtschaftlicheUnd die seelische Not unseres Rheinlandes, nicht in der richtigen Weise würdigt.
Sonst könnte er sich nicht so kategorisch ablehnend den Forderungen nicht nur der Provinz, sondern
auch deu Gemeinden uud Einzelpersonen gegenüber verhalten. Ich habe hier ein zmnllch zahl¬
reiches nnd außerordentlichschwerwiegendes Material; ich will es hier nicht vortragen, weil es ^e
«müden würde Es geht schon aus der Ablehnung der Provinzialforderungen hervor daß die
Auffllfsung des Vertreters des Reichsintercfses von seiner Stellung nicht die richtige ,st^ Nas
Neichswirtschaftsqerichtwird natürlich nachher darüber indizierend entscheiden,und dessen Stellung
ist nicht anznareifen Aber die Stellung des Reichskommiffars ist anzugreifen, und ich mochte
sowohl die Provinzialverwaltnng wie die Herren Abgeordneten des Reichstags und des Landtags
bitten beim Neichsschlltzministeriumin Berlin dahin vorstellig zn werden, daß diese übertrieben
fiskalische Stellungnahme des Vertreters des Reichsinteressesdoch endlich einmal unterbleibt, dem

8*
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das muß selbstverständlich Bitterkeit auslösen. Ich erwarte auch, daß bezüglichder 13 Millionen
Mark, die wir in diesem Jahr in den Etat eingesetzt haben, mit allem Nachdruck von
der Provinzialverwaltung auf die Zahlung dieser Summe gehalten wird. Ich bin sogar der
Meinung, daß es möglich sein muß, auch die 10 Millionen Mark wiederzubekommen, die wir im
Jahre 1919 im Anleihewegezur Verbesserung der durch den Krieg und den Rücktransport sowie
durch die Besatzung zerstörten Straßen verwandt haben. Es ist kürzlich auf Grund des § 1,
Absatz 1 und 2, des Ausfühlungsgesetzeszum Laudessteuergesetzder gemeindlicheAusgleichsstock
gegründet worden, der ja mit vielen Millionen dotiert ist. Es wird außerordentlich schwer sei«,
die verschiedenen Ansprüche,die gegen diesen Ansgleichsstock von Kommunen und Provinzen erhoben
werden, zu befriedigen. Aber ich meine, wenn irgend ein Anspruch beachtenswert ist und darauf
rechnendarf, aus diesem Ausgleichsstocke befriedigt zu werden, dann sind es die Aufwendungen der
Provinz aus den eben mitgeteilten Anlassen. Ich möchte nur finanziell anheimgeben,doch bei den
Verhandlungen über die Aufteilung dieses Ausgleichsstockesdie Interessen der Provinz in dem
angeregten Sinne zu vertreten.

Meine verehrten Damen und Herren! Mit der provinziellen Straßenunterhaltung hängt
organischzusammen die Straßenunterhaltungsrente — ein für den Landeshauptmann sehr beliebtes
Thema. Er hat sich bisher mit einer beneidenswerten Zähigkeit, die ich vom Standpunkte der
Provinzialverwllltung durchaus verstehe,gegen die Anforderungen auf Erhöhung der Uuterhaltnngs-
rente gewehrt. Wie das Mädchen aus der Fremde kam ja in Friedenszeiten schon jedes Jahr
der Antrag wieder. Aber Glück haben die Gemeinden bisher nicht damit gehabt. Nun glaubt
die Provinzialverwllltung, mit einem juristischenGutachten nicht unanfechtbarer Art diefe Ange¬
legenheit endgültig beeidigt zu haben. Ich glaube, das ist nicht der Fall. Der Herr Landes¬
hauptmann mag in den Ruhestand gehen; diese Sache wird noch nicht in den Ruhestand gehen.
(Zustimmung rechts.) Wenn es auch nicht zum Prozeß kommensollte, den wir sicherlich vermeiden
wollen, so glaube ich, muß, wenn auch nicht aus juristischenGründen, so doch aus Billigkeit^
gründen, diesen Gemeinden geholfen werden. (Sehr richtig! rechts.)

Meine Damen und Herren! Der Pruvinzialetat für die Straßenunterhaltung hat sich
vom Jahre 1918 bis zum Jahre 1920 von 6 Millionen Mark auf stark 55 Millionen Mark
erhöht, also beinahe verzehnfacht. Die Renten, die die armen Vertragsgemeinden bekomme»,
betragen noch immer im Jahre nur stark 600000 Mark. (Hört! Hört! rechts.) Es handelt sich
hier also darum, diese Renten zu erhöhen. Der Herr Landeshauptmann hat gestern erklärt: Das
kostet, wenn ich im gleichen Verhältnis bleibe, 7 Millionen Mark, und die kann ich nicht bezahlen.
Meine Damen und Herren, ich glaube, die Provinz kann sie doch bezahlen, denn wenn ich richtig
unterrichtet bin, kann die Provinz mit Sicherheit darauf rechnen, daß die persönlichenDotation^
renten ganz wesentlich vermehrt werden (Abgeordneter Wallraf: Hört! Hört!), der wievielfache
Betrag steht, glaube ich, noch nicht fest. Aber daß bei diefer Erhöhung doch etwa 18 Millionen
Mark herauskommenwerden, das halte ich nicht für zu hoch gegriffen. Selbstverständlichkönnen
diese Mittel nicht lediglich für den Zweck verwandt werden, den wir hier im Auge haben. Der
wesentliche Teil muß dazu verwandt werden, die Provinzialsteuern zu ermäßigen. Aber ich glaube
doch, daß es, wenn diefe Erhöhung der Dutationsrenten wirklich zur Tat wird, es möglich sei"
wird, wenn auch nicht im ganzen Umfange, so doch in einem billigen Ausmaße die Anforderungen
der Stadt- und Landkreise, welche bisher auf die Straßenunterhaltungsrente angewiesen sind, z"
befriedigen, Ich weiß, dieser Punkt wird während der Tagung des Landtages noch einmal zur
Sprache kommen. Herr Abgeordneter Dr. Saassen hat mir gestern einen Antrag gezeigt, worin
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er auch mit Rücksicht auf die außerordentlicheNotlage der Gemeindenhier diesen Ausgleichfordert.
Ich glaube, die Mehrheit des Hauses wird sich den Anschauungendieses Antrages anschließen.
Ich möchte schon hier beim Etat dazu vorweg bemerken, daß es meiner Meinung nach auch vom
finanziellen Standpunkte der Provinz aus erträglich ist, dem Antrage zu entsprechen.

Damit komme ich zur Deckungsfrage. Der Herr AbgeordneteHeß hat schon darauf hin-
gewiesen, wie verzweifeltdie Notlage der Provinzen ist, und auch der Herr Laudeshauptmaun hat
das bestätigt und gefordert oder wenigstensgewünscht,daß die Provinzen endlich auf eigene Steuer-
füßc gestellt werden. Meine Damen und Herren, das ist eine Forderung, die wir immer und
immer wieder erheben muffen. Es ist auf die Dauer unerträglich, daß die Provinz der lästige
Kostgänger der einzelnen Gemeinde bleibt. Sie muß bei der reinlichen Trennung der Stener-
domiinen zwifchenReich, Staat und Kommunalverbänden eine eigene und möglichst ausreichende
Weide für sich bekommen. Das muß das Ziel sein. Diese Abgrenzung zu treffen, wird außer¬
ordentlich schwierig sein. Man hat sich in Berlin schon wiederholt die Köpfe darüber zerbrochen.
Das Reich hat natürlich die Tendenz, alles unter seinem Steuerdach zufammenzufaffen. Aber
auch mit dieser Zusammenfaffunghat das Reich schon sein Kreuz zu tragen, nnd ich glaube, auch
bei den Reichsbehörden ist der Wunfch und Wille vorhanden, eine derartige reinliche Scheidung
vorzunehmen,wie sie vorgenommenwerden soll. Welche einzelneu Steuergebiete der Provinz eigens
übertragen werden können, darüber wollen uud können wir uns heute nicht unterhalte«; denn die
Dinge sind noch zu unklar. Aber das Ziel muß uns unbediugt vor Augen stehen. Denn, meine
Herrschaften, so geht es nicht weiter, daß die Provinz einfach ihre Bedürfnisse auf die Stadt- und
Landkreiseihres Gebiets umlegt. Das drängt tatsächlicheinzelne Kommunalverwaltungenzu Ver¬
zweiflungstaten steuerlicherErdrosselung, die wirtschaftlichnicht zu verantworten sind.

Der Ausweg, der jetzt gefunden worden ist, um eine proviforifche erträgliche Regelung zu
finden, wird hoffentlich auch die Zustimmung des Landtages finden. Der 8 2b des Provinzial-
abgabeugesctzes soll dahin geändert werden, daß insoweit, als die Ueberwcisungenaus der Reichs^
einkommen-,Not- und Körperschaftssteuersowie die soustigcn Einnahmen der Provinz ihren Bedarf
nicht decken, der Fehlbetrag auf die einzelnen Stadt- uud Landkreiseals Provinzialabgabe zu ver¬
teilen ist, und daß als Maßstab der Verteilung nicht allein die Realsteuern dienen sollen — deuu
das würde vollkommenunerträglich; ich habe im vorigen Jahre bereits darauf hingewiesen—,
sondern daß nach einem Doppelmaßstab verteilt weiden foll: zur Hälfte nach der Einkommensteuer
und zur anderen Hälfte nach dem Soll der staatlich veranlagten Realsteuern. Diese Abänderung
des Kommunal- und Provinzial-Abgabengesetzesist nur ein Flickwelkund provisorisches Notgesetz.
Sie ist aber für die Gemeinden von allergrößter Bedeutung und Wichtigkeit. Deshalb möchte ich
auch hier die Bitte an die Vertreter der Parteien im Landtag richten — und das liegt auch
unbedingt in, Interesse der Provinz —, dafür zn forgeu, daß dieses Notgesetz möglichst schnell unter
Dach und Fach kommt. Dann wird die Provinz auch ihre diesjährige Steuerverteilung vor¬
nehmen können.

Meine Damen und Herren! Daß der Funds für wiederkehrendeHochbauten in diesen:
Jahr verschwunden ist, begrüßen wir. Das entspricht der Anregung, die wir bei der letztjährigen
Etlltsbemtung bereits gegeben haben.

Meine Damen und Herren! Das sind im wesentlichendie Punkte materieller und
formeller Art, auf deren Betonung meine Freunde bei diefer Generaldebatte Wert legten. Ich
habe aber das Bedürfnis, im Anfchluß daran und auch im Anfchluß an die Worte, die Herr Heß
eben in der rheinischenuud vaterländischen Frage an uns gerichtethat, das zu sagen, was wir auf
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dem Herzen haben. Ich möchte namens meiner Frcnndc dem Gefühl Ausdruck geben, das nns,
glaube ich, alle ohne Ausnahme bei unserem ganzen Handeln, bei unserem gauzcn Fühlen und
unserem ganzen Denken beseelt uud beherrscht,dem bitteren Gefühle, daß uns hier im Rheinlande
ein Unrecht sondergleichengeschieht. Die sogeuaunten Sanktionen, die der Bund unserer Kriegs--
feinde uns auferlegt hat, und deren Aufhebung trotz der Annahme des Ultimatums nicht erfolgt
ist, lasten mit bleiernem, unerträglichem Drucke auf unserem Lande. Wir empfindensie als allem
Völkerrecht,allen Verträgen und allen Gesetzen widersprechend. (Lebhafte Zustimmung.) Die Zoll-
tremmng, die man durch rheinisches,durch deutsches Land gezogenhat, die wirtschaftlich für nnfcre
Provinz von dem grüßten Unheil ist, widersprichtdurchaus den grundlegendenBestimmungen des
Artikels 270 des Versailler Friedensvcrtrages. (Zustimmung.) Die Besatzuugslast, die namentlich
auch uns in den neu besetzten Städten, für die ich sprechen darf, beschert ist, ist auf die Dauer
unerträglich. Sie kann nur dazu dieucn, die Erfüllung des Friedensvertrages zn verhindern.
(Zustimmung.) Wir haben in der letzten Tagung des Landtages vor aller Welt Verwahrung gegen
diese Sanktionen eingelegt. Dieser Protest ist ergebnislos verhallt. Aber das hindert uns nicht,
nein, es macht es uus zur Pflicht, heute diese Verwahrung vor aller Welt zu wiederholen. Die
Rheinprovinz ist gewillt - - denn sie muß —, auch diese schweren Lasten zu tragen, in dem Bewußt
sein: Sie trägt sie für unser großes deutsches Vaterland, sie trägt diese Last für die untrennbare
deutsche Volksgemeiuschaft. (Beifall.) Mehr uoch als das Glück wird uus die Not das Gefühl
stärke» und stähleu, daß wir zusammeugehöreu, Haud zu Haud und Herz zu Herz. (Beifall.)
Auch die Rheiulandc werden einmal wieder lichtere Zeiten sehen; den Glauben lassen wir uus nicht
nehmen. Zu diesem Ziele find wir verpflichtet, im Landtage zn arbeiten. Wenn wir'diese Auf¬
gabe richtig erfülle» wollen, meiue verehrten Damcu und Herren — ich richte hier eine» von
Herzen kommenden Appell an Sie alle von links bis rechts —, so lassen Sie uns doch endlich
das Trennende einmal vergessen. (Abgeordneter Kimb: Das könnte Ihnen so passen!) Wir für
unseren Teil können das Trennende vergessen; wenn Sie es nicht können, tnn Sie mir leid.
(Abgeordneter Melich: Das wollen wir nicht, mit Ihnen nicht!) Das Einigende wollen wir
betonen. (AbgeordneterMelich: Machen Sie mal den Anfang!) Wir wollen auch — lieber Herr
Kollege, ich kenne Ihren Namen nicht — die Anschauungeneines jeden, wenn sie ehrlich geäußert
und anständig vertreten werden, achten. Wenn wir so arbeiten, meine verehrten Damen und
Herren, dann wird unsere rheinischeBevölkerung iu unserem Provinziallandtag mit Vertrauen
den würdigen Sachwalter rheinischeru»d vaterländischerBelange sehen. (Lanter Beifall.)

VorfitzenderGieleu: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHaas.
AbgeordneterHaas: Meine Damen und Herren! Ich »lochte da anfange», wo Herr

Kollege Juries aufgehört hat. Wenn er den Appell" an uns gerichtet hat, wir möchten alles
Trennende vergessenund nur das Einigende in den Vordergrund stellen, so bin ich mit ihm der
Meinung, daß das in der Frage, die er zuletzt behandelt hat, möglich ist. (Bravo! rechts.) Das
schließt natürlich nicht aus, daß wir in anderen Fragen in unseren Meinungen auseinandergehcn.
(Abgeordneter Dr. Iarres: Selbstverständlich.) Ich unterschreibevollkommendas, was die Herren
Kollegen Heß uud Iarres in dieser Frage -gesagt haben. Auch ich wollte meine Rede mit dieser
für die Rheinlande außergewöhnlichwichtigenFrage beginnen. Die Kollegen haben schon auf die
politischen Folgen hingewiesen. Ich habe hier einen Artikel aus dem Berliner Tageblatt vor mir
liegen, worin von einem rheinischen Abgeordnetendie wirtschaftliche»Folgen behandelt werden, die
als Folgeerscheinungender Zollgrenze nnd der Sanktionen eingetreten find. Da muh ich schon
sagen: So stark der Handel, so stark auch unser ganzes industrielles Leben leidet, am stärksten
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macht sich aber die Auswirkung der Zollgrenze und der Sanktionen bei den
Arbeitern bemerkbar. (Sehr richtig! links.) Bei denjenigen, die eben schon an und für sich
nur auf das tägliche, ziemlich kleine Einkommenangewiesen sind, die also die wirtschaftlich
Schwachen darstellen, muß sich natnrnotwcndig eine derartige Maßnahme am
stärksten auswirken. (Abgeordneter Gcrlach: Sehr wahr!) Es wird hier dargelegt, wie stark
die Zahl der Streckstunden, also der Feierstunden speziell hier in Düsseldorf in den
Monaten Januar, Februar, März und April dieses Jahres gewesen ist. Da sieht
man, daß im Januar nur 3208 Stunden gefeiert wurde, im Februar 20 275, im
März aber 35 695 und dann im April 90 799. (Hört, hört! links.) Ich habe ebenfalls
die Zahlen über den Güterverkehr im Düsseldorfer Hafen vor mir liegen. Da sehen wir,
daß im Januar d. Is. der Schiffsgüterumschlag— ich, nenne runde Zahleu — 74 000 t. im
Februar 50 000. dann ging er zurück im März auf 28 000, im April 36000 und im
Mai auf nur 25 000. (Hört, hört!) Aehnliche Ziffern sind auch über den Eiscnbahnwagcu-
güterumschlagangegeben. Wir sehen also, ganz gleich, wohin wir blicken, daß die wirtschaftlichen
Folgen der Maßnahmen der Entente das rheinische Volk ungeheuerlichtreffen. Deutschlaud
hat den Krieg verloren, Deutschlaud hat den Versailler Friedensvertrag unter¬
schrieben. Deutschland hat das Ultimatum von London angeuummen, aber was in
der Welt berechtigt die Entente, gegen die Rheinland«: derartige Maßnahmen zu
ergreife,,? (Sehr richtig!) Meine Dameu uud Herren! Wir haben alle Ursache, dagegen
schärfsten Protest einzulegen. Ich als Sozialdemokrat, der ich von jeher auf dem Standpunkt des
Völkcrfriedens und eines wahren Völkerbundes gestanden habe, muß sagen: Ich habe noch
niemals gefunden, daß in den Rheinlanden ein solcher Haß großgezogen worden ist,
wie er augenblicklich großgezogen wird durch die Maßnahmen der Entente. (Lebhafte
Zustimmung.) Den Vülterhaß, den mau jetzt großzieht, wird man uuter Umständenin Jahrzehnten
nicht mehr bauucu lonueu. (Zuruf Knab: Den helfen Sie aber mit großziehen!) Das ist der
grüßte Schaden, der entsteht. Ich habe Gelegenheit gehabt, die Transportzüge der Truppen der
Entente nach Düsseldorf, Duisburg, Ruhrort usw. zu beobachten,weil ich in der Nähe des Nahn-
gleiscs in Köln wohne, uud muß sageu: Die kleinsten Kinder haben heute schon einen Haß gegen
die französischen Soldaten. (Sehr richtig!) Wenn wir überhaupt jemals zu einem Völkerfriedcu
tounnen wollen, müssen wir bei unferer Jugend anfangen. (Zuruf Melich: Wie war es denn 1914?)
Ich weiß nicht, warum Sie mich unterbrechen. (Zuruf Melich: Halten Sie doch Ihre Etatsrede!)

VorsitzenderGieleu: Ich bitte, den Herrn Redner uicht fortwährend zu unterbrechen.
Abgeordneter Haas (fortfahrend): Herr Kollege Melich, mit Ihnen zu diskutieren, halte

ich gewissermaßenein klein wenig unter meiner Würde. (Lautes Bravo!)
Mau kann darüber, ob man den wahren Völkerfriedenauf diefem oder jenem Wege am

besten erreicht, geteilter Meinung sein. Aber das eine steht doch wohl fest: Wollen wir wirkltch
einen Völkerfriedcn erreichen, dann müssen solche Maßnahmen, die nur dem
Vülterhaß dieueu, möglichst bald aus der Welt geräumt werden. (Zustimmung.)

Verehrte Anwesende! Ich komme dann zu der Bedeutung des diesmaligenLandtages der
Nheiuprovinz. Schon in den Erüffuungsreden, die hier gehalten worden sind, ist gesagt worden, daß
die diesmalige Tagung sich mit außergewöhnlichwichtigenSachen zu befassen hat. Ich will nur
turz auf die Erweiterung der Selbständigkeitsrechte der Provinzen hinwerfen. Ich
tue das beim Etat, weil ich weiß, daß in den letzten Tagen, wenn das Parlament ausein-
audergehen will, in allen Parlamenten und auch hier mit einer wahren Fixigkeit gearbeitet wird,
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indem die Berichterstatter nur einige Worte sagen und dann die Anträge, Entschließungenusw,,
die in den Kommissionenfertiggestellt worden sind, angenommenwerden. Bezüglichder Wichtigkeit
und Bedeutung der heutigen Tagung erinnere ich weiter au die Gutachten, die wir über die beiden
großen Eingemeindungen abzugeben haben, worunter besonderseine Eingemeindungvon Provinz
zu Provinz vorzunehmen ist, dann an die Wahl des Landeshauptmannes und gleichzeitig au
die Wahl, die der Provinzialausschuß während dieser Tagung vorzunehmenhat, au die Wahl der
Reichsratsmitglieder, eines Vertreters und eines Stellvertreters. Wir haben bei der letzte,,
Tagung hier im Plenum die Wahl zu,,, Staatsrat vorgenommen. Das sind alles Anzeichen
dafür, daß sich die Provinzialverwaltungen und auch die Provinzialparlamente zu
einer größeren Bedeutung auswachsen. (Sehr richtig!) Ich bin fest überzeugt, ob mnu
will oder nicht, man wird diesen Strom, diese Zeitereignissenicht aufhalten können; sie werden sich
durchsetzen,und sie werden sich nach meinen, Dafürhalten, wenn wir diesen Strom ins richtige
Nett zu leiten verstehen, auch zum Segen der Rheinlande durchsetzen können. Man kann aus
diesen Gründen über die Erweiterung der Selbständigkeitsrechtcder Provinzen denken, wie man
will. In den, Augenblicke,wo die Provinzialverwaltung und das Provinzialparlament au Be¬
deutung wächst, habe ich die Hoffnung, daß wir damit immer mehr und mehr den sogenannten
Loslösungsbestrebuugeudas Wasser abgrabe,,. (Zustimmung rechts und links.) Dieser Gedanke
der Loslösung der Rheinlande spukt ja noch immer in einzelnenKöpfen oder in einzelnen kleineren
Bezirken der Rheinlande. (Zuruf Fall: Das find aber leine Köpfe!) Herr Kollege Falk mag
recht haben: es sind keine Köpfe in dem Sinne, wie er es meint. Aber das eine steht fest: der
Gedanke ist hier und da noch vorhanden, und ich bin der Meinung, wir müssen alles tun, um
ihn restlos zu beseitigen.

Ich komme mit wenigen Worten auf die sogenannte Sperrfrist in, Artikel 18 der Reichs^
Verfassung zurück, die ja im August d. Is. abläuft. Ich stelle mich da vollkommen auf den Boden
der Parteiführer, die in Königswinter zusammenwaren und dort gesagt haben: Wir müssen alles
tun, um überhaupt eine Abstimmung während der Besatzung zu verhindern. (Sehr
richtig!) Ich gehe mit diesen Parteiführern, die ja fast allen Parteien angehörten, einig und
bedauere nur, daß tatsächlichdie größte Partei des Rheinlandes im Reichstage vorläufig nur bereit
ist, diese Sperrfrist auf ein Jahr zu verlängern. (Hört! Hört! links.) Ich bedauere das lebhaft,
weil ich mir sage: Dieses Damoklesschwert über den Häuptern der Rheinländer sollte
möglichst bald ganz beseitigt werden. (Sehr richtig. Zuruf Knab: Aber das Reichsschulgesetz!
Heiterkeit.) Meine Damen und Herren, wie weit Herr Kollege Knab auf dem richtigen Wege ist,
will ich im einzelnen nicht untersuchen. Aber ich muß doch sagen, die Ausführungen, die Herr
Kollege Heß heute morgen zur Einleitung seines Vortrages gemachthat, die die Tendenz gegen
Berlin hatten, die gewissermaßenauf denselbenLeisten zu bringen waren wie die Broschüre: „Los
von Berlin!", die, wenn auch nicht in demselben Maße, aber doch stark sich gegen die Spitzen in
Berlin richtete, haben mir doch auch allerhand Gedanken auf diesem Gebiete eingegeben, und ich
hätte auch gewünscht,sie wären in der Form nicht gefallen, genau fo, wie Herr Kollege Iarres
das schon bedauerte. Ich bin der Auffassung, daß ganz besonders Herr Kollege Heß
und seine Parteifreunde im letzten Jahre doch im weitesten Maße Gelegenheit hatten,
in Berlin auf die Regierungsstellen des Reiches einzuwirken (AbgeordneterGerlach: Sehr
gut!) und jetzt nicht allein im Reich, sondern auch in Preußen. (Sehr richtig!) Also,
Herr KollegeHeß, ich glaube, daß allein aus diesen Gründen schon diese Anklagerede in dieser
F orm hier nicht nutwendig gewesen wäre.
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Meine Damen und Herren! Bedauerlich finde ich es vor allen Dingen auch, daß man
auch einzelneArbeiter hat, die sich zu der alleräußersten Linken zählen, die ebenfalls diesen Los-
lösungsbestrebungennicht ganz fernstehen. (Abgeordneter Verlach: Hört! Hört!) Ich weiß, daß
offiziell die kommunistische Partei damit nicht einverstandenist. Aber sie hätte sicher auch alle
Ursache, scharf gegen derartige Ansichtenin ihren Reihen aufzutreten und sie zurückzuweisen.(Zuruf
Melich: Das ist längst geschehen!) Aber oftmals kommt es mir vor, als ob Sie etwas schneller
vorgehen könnten. (Zuruf: Paul Müller, Hamburg!) Ich ennnere nur an die Dinge, die
sich im März d. Is. in Moers abgespielt haben (AbgeordneterGerlach: Sehr gut!), die
Presse hat ja schon daran erinnert, daß wir auf den Platz des Kollegen Zimmer,
der ja als ewiger Krüppel hier in unserer Mitte weilt, einen Blumenstrauß gesetzt
haben. Da haben wir gesehen, daß diejenigen, die damals auf Grund dieser Vorkommnisse
verhaftet wurden find, von der französischen Besatzungin dem Augenblicke wieder freigelassen wurden,
wo Dortens rechte Hand, der Loslösungsmann Smeets, sich dafür einsetzte. (Zuruf:
Ist Syndikalist!) Ich habe hier die Erklärung eines solchen Verhafteten vor mir liegen. Da sagt
der Verhaftete, wie er frei ist, ausdrücklich: „Tatsache ist, daß durch das Eingreifen des Herrn
Smeets, Köln, die Opfer des Kommunistenputschesbis auf einen kleinen Teil heute wieder bei
ihren Familien find". (Abgeordneter Gerlach: Hört! Hört!) Sie sehen also, daß doch Ver¬
bindungenbestehen zwischen diesen Herrschaftenund einer, wenn auch kleinen Anzahl von Arbeitern.
Das muffen wir als Arbeiter bedauern, und wir müssenalles versuchen, um da Aufklärung zu
schaffen. (Bravo! links.) Das ist auch in einer Konferenz in Bonn, worüber mir ebenfalls ein
Zeitungsartikel aus der SozialistischenRepublik vorliegt, deutlich zum Ausdruck gekommen; aus
dieser Konferenz waren kommunistische Arbeiter zugegen uud haben dazu gesprochen.

Ich darf für meine Parteifreunde kurz sagen: Wir sind nach wie vor scharfe
Anhänger des Gedankens eines großen deutschen Einheitsstaates. (Abgeordneter
Gerlach: Sehr richtig!) Wir wollen dabei Preußen durchaus nicht eher aufgeben, bis auch die
süddeutschen Staaten aufgegebeuwerden. Aber wir find doch der Meinung, daß durch eine größere
Selbständigkeit der Provinzen ein Schritt getan werden kann, um schließlichdiesem großen Gedanken
näherzukommen. Dabei betone ich aber ausdrücklich, daß wir uicht glauben, daß man jetzt schon
den Gesetzentwurfüber die Selbständigkeitsrechteder Provinzen, den uns die Regierung vorgelegt
hat, in seiner heutigen Fassung ohne weiteres gutheißen kaun, sondern wir sind der Meinung, daß
erst das Werk der großen organischenAufbauarbeit unserer ganzen Verfassung getan werden muß.
Wir haben die Laudgemeindeordnung,die Stiidteordnung, die Kreisordnung, die Provinzialordnung
uud die sonstigen Provinzinlgesctze; dadurch muß sich meiner Ueberzeugungnach erst der Weg
freizeigen, der notwendig ist, um den Provinzen größere Selbständigkeit zu bieten.

Meine Damen und Herren! Zum Etat selbst möchte ich vor allen Dingen einige
Vergleiche zwischen dem letzten Friedeusjahre und jetzt ziehen. Meine Vorredner haben das
vermieden. Aber Sie müssen folgendes bedenken: Meine Parteifreunde uud auch die Mitglieder
der übrigen Linken sind neu hier im Hause. Wir sind der Meinung, daß der größte Teil der
rheinischen Bevölkerung sich von dem Provinzialparlamcnt, der Provinzialverwaltung usw, bisher
überhaupt uoch einen sehr geringen und schlechtenBegriff machenkonnte. (Sehr richtig!) Deshalb
ist es nutwendig, daß wir versuchen,das in unserer arbeiter-volkstümlichenArt etwas näher aus
einander zu legen, als es vorhin Herr Kollege Juries hier getan hat Ich will vor allen Dinge u
darauf hinweisen,' daß im letzten Fricdensetat 1913 aus eigenen Einnahmen 19 Millionen
standen. 1921 sind es 176 Millionen An Zuschüssen aus Provinzialmitteln waren
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1913 ruud 20 Millionen im Etat; 1921 sind es 150 Millionen. Die gesamten
Ausgaben betrugen 1913 39 Millionen und 1921 326 Millionen.

Das Jahr 1913 war ein Iubilaumsjahr, uud man hat hier viele, viele Rede» gehalten,
die auf das Jubiläum Wilhelms II. hinwiesen. Ich bin überzeugt davon, »nenn die Abgeordneten
des rheinische» Provinzinllandtages hier diese Reden heute im Steuogramm uuch einmal nachlesen,
so werden Sie mit mir der Meinung sein, daß vieles, vieles von dein, was damals gesagt worden
ist, nicht richtig war und daß dies heute sogar zum Teil von denjenigenanerkannt werden muß, die
damals die Reden gehalten haben.

Auch einige wenige Zahlen über die Ausgaben für den Straßenbau, der ja von den
Kollegen Iarres und Heß besprochen worden ist. Da haben wir im Jahre 1913 für Provin-
zialaufweuduugeu die Summe von rund 4V^ Millionen Mark. Im Jahre 1921 haben
wir 49 Millionen im Etat stehen. Die gesamten Ausgaben für Straßeubauteu betrugen 1913
uuch nicht ganz 8 Millionen, jetzt betragen sie 66 Millionen. Damit ist bewiesen, daß das, was
Herr KollegeIarres gesagt hat, vollkommenrichtig ist, wenn er sagt: Es ist unbedingt notwendig,
daß das Reich das, was beim Straßenvcrbmuch auf seine Lasten geht, auch möglichst bald der
Provinz ersetzt. Ich glaube, daß wir alle Ursache haben, seitens des Pruvinziallandtages diese
Forderung recht deutlich beim Reich zu erheben, damit wir auch nach der Richtung hin zu unserem
Rechte kommen.

Meine Damen und Herren! Die Aufwendungen für Straßen find aber meiner Auf^
fassuug nach auch sehr ungleich zwischen Stadt uud Lcmd verteilt. Wenn man die Straßen-
ausgaben in uuserem ganze» Etat durchsieht, kommt mau zu der Ueberzeugung, daß auf Grund
der Umlegung auf die Realstcucru die Stadtgemeiuden den weitaus größte» Löwenanteil an den
Lasten der Straßenbantcn tragen müssen. Das scheint mir iu mancher Beziehung uicht vollständig
gerechtfertigt zu sein, besonders, wenn man bedenkt, daß überhaupt die Lasteuverteilung
zwischen Stadt und Land in der heutigen Zeit nicht mehr als gerecht angesehen
werden kann. Wir haben in unserem Etat große Aufwendungen für landwirtschaftlicheZwecke
stehen. Dabei ist uns vom Herrn Landeshauptmann im Proviuzialnusschuß gesagt wordeu, daß
wir Verpflichtungen einzig uud allein für die landwirtschaftlichen Winterschuleu
habe». Der Zuschuß für die laudwirtschaftliche»Wiuterjchulen soll nach den» Etatsvurschlage für
jede Schule von 2500 auf 5000 Mark erhöht werden. Wir zahlen aber außerdem noch Gr
landwirtschaftlicheSchulen in Nitburg und Eleve 4500 Mark für jede Schule, wozu wir gar keine
Verpflichtunghaben. Der Herr Landeshauptmann hat uns gesagt, daß für Bitburg 22 500 Mark
und für Eleve sogar 40 000 Mark gefordert würden. (Hört, hört! links.) Dabei kommt noch in
Betracht, daß wir auch für das laudwirtschaftlicheVersuchsinstitut in Bonn 30000 Mark in den
Etat eingestellt haben. (Hört, hört!) Der Rheinische Bauernverein hat auf Grund dessen
für fein Institut, das überhaupt in dem Etat nicht enthalten ist, nach den Ausführungen des Herrn
Landeshauptmanns im Provinzialcmsschußden Antrag gestellt, ebenfalls 30000 Mark zu erhalten.
(Zuruf Verlach: Der hat doch Geld genng!) Sie sehen also, daß nach der Richtung hin die
Landwirtschaft große Forderungen au uns stellt und vor allen Diugeu Fordemugen, wozu wir nicht
verpflichtet find. Dabei trägt die Provinz ja auch noch die Ruhegehälter uud Witwen-
und Waiscugelder für die ganzen landwirtschaftlichen Einrichtungen, wozu sie eben¬
falls keine Verpflichtung hat. Meine Damen uud Herren, ich bin der Auffassung, daß es eine
Zeit gegeben hat, wo diefe Forderungen einen Kern von Berechtigunghatten, wo diefe Institute und
Schulen aller Art unterstützt werden mußten. Aber ich bin hente der Meinung, daß jetzt die
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rheinische Landwirtschaftso glänzend steht, daß Man sich doch fragen muß, ob wir die Landwirt¬
schaft noch weiterhin mit derartigen Zuschüssen bedenken können. (Lebhaftes Sehr richtig! links.)
Die rheinischeLandwirtschaft steht, genau wie die Landwirtschaftin ganz- Deutschland, glänzend.
(AbgeordneterGerlach: Sehr wahr!) Sie hat im Kriege am meisten verdient, und jeder von nns
weiß, daß sie jetzt bei der ziemlichvollständig freien Wirtschaft unstreitig noch viel mehr verdienen
wird. (Zustimmung, Zuruf Bmnbergcr: Und daß sie nicht viel Steuern zu zahlen braucht!)
Gewiß, sie braucht uicht viel Steuern zu zahlen, weil sie ans Grund unserer ganzen Steuergesetz¬
gebung sich am leichtestenau den Steuern vorbeidrücken kann. (Sehr richtig! links.) Aus dieseu
Gründen bin ich der Ansicht, daß wir, wenn wir auch diesmal keine Abstrichemachen, doch offen
fagen müsse«: Höher kann das Maß nicht gefüllt werden, auch in der Zukunft nicht. Wenn das
gefchehen sollte, würden tatsächlichdie Städte ein viel größeres Recht haben, für ihre gewerblichen
Schulen größere Forderungen zu stellen. (Zustimmung links.)

Verehrte Anwesende! Ich muß in diesem Zusammenhang auf den Vertrag mit der
Landwirtschnftskammer über die Winterschuleu (DrucksacheNr. 21) etwas eingehen, besonders
deshalb, weil ich zu meinem Erstaunen darin Bestimmungen finde, die den Geist unserer ganzen
Provinzialverwaltung und ihrer sämtlichen Einrichtungen kennzeichnen. Dieser Geist muß meiner
Ueberzeugungnach, wie ich dies schon bei der letzten Etatsrede gesagt habe, unbedingt anders werden.
Ich hätte es nicht für möglich gehalten, daß man in landwirtschaftlichenWinterschulen, wo nur
Menschen über 15 Jahre eingeschult werden können, die noch dazu, wie hier im § 12 steht, das
Attest der Ortsbehörde über den unbescholtenenLenmnnd beibringen müssen, durch einen § 1
bestimmt: „Die sittliche und religiöse Erziehung der Schüler soll zugleich Gegenstaud
der Fürsorge sein". (Hört, hört! liuts.) Meiuc Damen nnd Herren, im 8 14 sagt man
sogar noch etwas ganz anderes, da sagt man: Das Ortsknratorium soll darüber beschließen, ob der
Religionsunterricht ein oder zwei Stunden dauern soll. Dann sagt man: „In diesem Falle ist
der nach Maßgabe der kirchlichen Bestimmungen einzurichtende Unterricht für die
Schüler der betreffende« Konfession obligatorisch". (Hört, hört! links.) Das verstößt
meiner Ueberzeugung uach gegen die Verfassung. (Zustimmung links.) Wenn ein Kind über
14 Jahre alt ist, hat es über seine Rcligionscmgclegcnheitenselbst zu bestimmen,und man hat
durchaus kein Recht, nunmehr zu sagen: In der Schule soll obligatorisch für alle Kiudcr
Religionsunterricht eingeführt werden. Man müßte vielmehr den heutigen Bestimmungen
Rechnung tragen, indem man mindestens darauf hinweist, daß die Kinder das Recht haben, auf
Grnnd ihrer Selbstbestimmungdem Religionsunterricht fernzubleiben. Meine Damen und Herren,
ich bin grundsätzlich der Auffaffung, daß mau in landwirtfchaftlichen Winterschuleubei Kindern über
15 Jahren Religionsunterricht nicht nutwendighat. Demjenigen,der glaubt, noch religiöse Erbauung
notwendig zu haben, steht es ja zu jeder Zeit frei, die kirchlichen Einrichtungen — ob katholifch
oder protestantisch — zn benutzen. Mau sollte in einer solchen Furtbildungsschule überhaupt
keinen Religionsunterricht erteilen. (AbgeordneterBambcrger: Das ist die romantische Vorstellung
"um fröhlichen Landmann!) Ich muß dringend wünschen, daß in der Kommission, wo dieser
Vertrag behandelt wird, auf meine Ausführungen Rücksicht genommen, wird.

Wenn ich schun gesagt habe, daß man versuchen soll, in Inkunft etwas mehr an den
Zuwendungenfür die Landwirtschaftzu fparen, fo komme ich damit überhaupt zu dem Thema, wie
man Mehreinnahmen bei der Provinz fchaffen könnte. Herr Kollege Heß hat ja schon
nuf deu Ausbau der Landesbauk und der Fenerversicheruugsaustalthingewiesen,ich will darauf
»icht näher eingehen. Ich bin der Meinung, es wird in Znkmist notwendtg fein, in weitestem
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Maße diese Institutionen auszubauen, um dadurch größere Einnahmen zu schaffen. Nun aber zu
einem anderen Kapitel aus dem Etat, den Einnahmen aus den Straßen. Ich habe eben über
die hohen Ausgaben für die Straßen etwas gesagt, ich möchte nun auch einiges über die Einnahmen
aus den Straßen sagen. Ich habe die Auffassung, daß man da wesentlich mehr herausholen könnte.
Nach dem Etat von 1913 sind z. B. an Bruttoerlös aus Obstnutzungen100000 Mark heraus¬
geholt worden. (Hört! Hört! links.) 1921 setzt man nur 500000 Mark ein, also eine Steigerung
um das Fünffache. Wer aber die Obstsireise von 1913 und 1920 miteinander vergleicht,wird mir
zugeben, daß eine solch minimale Steigerung durchaus nicht berechtigt ist. Ich behaupte, daß man
heute glatt das Zehnfachegegenüber1913 herausholen kann. (Zustimmung) Man ist so vorsichtig,
daß man im Etat noch nicht einmal die Einnahme des letzten Jahres vorher eingesetzthat,
sundern im Jahre 1919 sind sogar schon 849000 Mark eingenommen worden. Die Obst¬
preise sind aber weiter gestiegen. Trotzdem setzt man dieses Jahr nur 500000 Mark ein. Ich
behaupte weiter auf Grund meiner Kenntnis der Chausseen, daß unzählige Chausseen da sind, wo
wir überhaupt keine Obstbäume, sondern nur andere Bäume haben, oder aber, wo man uralte
Kirschbäumehat, die nur die ganz kleinen Steintirscheu hervorbringen. Da könnte man meiner
Ueberzeugungnach überall Obstbau»« pflanzen; in der Nähe der Dörfer und der kleinen Städte
könnte mau besseres Obst pflanzen und in der weiteren Entfernung dann minderwertigereSorten.
Dadurch würden wir Hundeittausende von Mark in Zukunft mehr einnehmen können, befonders
wenn man die Obstverpachtungenfrühzeitig vornimmt, damit derjenige, der pachtet, gleichzeitig auch
das Interesse hat, auf sein Eigentum aufzupassen.

Ebeusu ist es bei der Straßenverwaltung mit der Verpachtung,des Grases an den Böschungen
uud Gräbeu. 1919 hat man schon über 29 000 Mark erzielt und 1921 bei den ungeheuerhohen
Futtermittelpreisen setzt man nur 30000 Mark ein. Für Chausseebäume,Abfallholz setzt man
1913 40000 Mark ein und 1921 nur 90000 Mark. Ich bin der Auffassung, daß auf Grund
einer anderen Gestaltung wesentlich mehr an Einnahmen aus unseren ganzen Straßen herausgeholt
werden kann.

Nun möchte ich ein Kapitel anschneiden, was ein sozialdemokratischer Redner nicht allzu gerne
behandelt: Die Möglichkeit, Ersparnisse zu machen oder Mehreinnahmen zu erzielen bei unseren
Beamten, Angestelltenusw. Es ist heute hier schon gesagt worden, daß man alles tun muß, um
die vorhandenenArbeitskräfte voll zu befchäftigen. Ich hatte bei der näheren Durchsichtdes Etats
das Gefühl, daß wir manche Stellen haben, wo wir etwas reichlich mit Arbeitskräften gesegnet sind.
Es kommt darauf an, da in einer Art zu fparen, daß keine Härten eintreten. Bei einer richtige»
Durcharbeitung ist es möglich, überflüssige Arbeitskräfte an anderen Stellen unter¬
zubringen oder aber nach uud nach abzustoßen, ohne daß man soziale Härten begeht.
Es wird dieses eine unbedingte Aufgabe der Provinzialverwaltung fein müssen.

Als Sozialdemokrat fordere ich für Beamte, Angestellte und Arbeiter ein aus¬
reichendes Einkommen. Ich fordereaber auch, daß sie das, was sie an Sachleistungenerhalten,
dem Wert oder wenigstensannähernd dem Wert entsprechend bezahlen. Ich weiß, daß in der Besol-
dungsordnung über die Mietzahlung für DienstwohnungenBestimmungenstehen, aber es läßt sich
trotz alledem meiner Ueberzeugungnach wesentlich gerechter und besser verfahren und man kann auch
noch höhere Einnahmen herausbekommen. Noch viel mehr gilt das von dem Gartenland, das den
einzelnen Beamten zur Verfügung steht. Ich will hier nur auf eiue Bemerkung hinweifen, die im
Etat der Anstalt Solingen enthalten ist. Dort heißt es: 26 Beamte Gartenland 269 Mark,
7 AngestellteGarteuland 60 Mark. Das sind also ganze 10 Mark, die der einzelne Beamte fl»r
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seinen Garten zu zahlen hat. Ich habe die Anstalt Brauweiler selbst besichtigt und dort auch die
großen Gärten gesehen, und ich muß schon sagen: Es ist geradezubeschämend, daß für diese Gärten
nur ein so geringer Betrag zu entrichten ist. Dabei sind in den weitaus meisten Fällen die
Gärten der Oberbeamten größer als die Garten der Angestellten und werden meistens
auch von Anstaltsinsassen bearbeitet. Ich erinnere weiter — das ist der Provinzialver-
waltung nicht unbekannt — an die Obstfuhren der Beamten von Brauweiler nach dem Kölner
Markt (Sehr richtig!), Obst, das nur den Beamten gehörte. Wer durch diese Obstgärten in Brau¬
weiler, die den Beamten gehören, hindurch geht, muß sofort den Eindruckgewinnen, daß einzelne
Beamte Tausende und aber Tausende von Mark allein aus dem Obst herausholen, und dafür zahlen
sie dann einen derartig geringen Betrag. Wir müssen nach der Richtung die Sache etwas anders
aufziehen und nach dem Rechten sehen.

Dann ist hier schon von einem der Vorredner gesagt worden: Wir müssen einen Finanz-
mann haben, der nicht wie die Oberrechnungskammernach Jahren einmal nachprüft, ob eine Zahl
mit der anderen übereinstimmt oder ob die Addition richtig ist, sondern der von kaufmännischen
Gesichtspunkten aus unsere ganzen Anstalten und Einrichtungendurchprüft,einen sogenanntenFinanz-
dezernenten. (Sehr richtig!) Ich sage nicht „Finanzdiktator", sondern „Finanzdezernent". Dieser
müßte vor allen Dingen auch einmal prüfen, ob es nicht möglich ist, die großen Einkäufe für
unsere Anstalten, ganz gleich welcher Art, mehr zu zentralisieren, ob sie nicht besser alle durch eine
Hand gehen. Ebenfalls müßten wir einen Mann haben, der die Aufgabe hätte, einmal nachzn-
prüfen, ob in den landwirtschaftlichenBetrieben unserer großen Anstalten nicht wesentlichmehr
erzeugt werden könnte. Ich bin überzeugt, ein tüchtiger Fachmann, der die gesamten landwirt¬
schaftlichen Betriebe untersuchte— heute arbeitet jede Anstalt mehr oder weniger für sich —, ein
Mann, der seinen Blick überallhin zu werfen hat, der zu Prüfen hat: ist das richtig, ist jenes richtig,
und der versucht, einen höheren Ertrag zu erzielen, würde meiner Ueberzeugungnach der Provinz
unstreitig wertvolle Einnahmen bringen können. (Landeshauptmann Or. v. Renvers: Ein solch«
Beamter ist ja da!) Wenn ein solcher Beamter da ist, muß meiner Ueberzeugungnach nachgeprüft
werden, ob er das nötige Verständnis hat, ob er seine Pflicht und Schuldigkeit tut. Wir habe»
in unseren Anstalten auch große Arbeitsbetriebe. Auch da würde sich ein Mann, der aufmerksam
alle Gebiete verfolgt und der etwas von unferer technischen Entwickelungversteht, lohnen. Er
müßte die ganzen Arbeitsbetriebe durchsehen,um festzustellen,wo höhere Leistungenherauszuholen
find. Diefe höheren Leistungensind meiner Ueberzeugungnach möglich. Ich habe in Brauweiler
mit eiuem Teil der Arbeiter, die dort als Gefangene oder von der Trinkerfürsorgestelleaus be¬
schäftigt find, gesprochenund mir auch die Arbeitsmethodenangesehen. Ich habe als nicht allzu
großer Fachmann auf allen diesen Gebieten doch den Eindruck gewonnen,daß dort wesentlich mehr
geleistet werden könnte, wenn nur richtig eingesetzt würde.

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich zu den Anstalten im allgemeinenund zu
ihren Insassen im besonderen einiges sagen. Der Herr Kollege Heh hat schon darauf hingewiesen,
daß die Kommifsionfür die Fürsorgeanstalten im Dezember 1920 zusammen mit der Kommission
sür Heil- und Pflegcanstalten und für Wegebauten gebildetworden ist, aber noch nicht einberufen
worden ist. Der Herr Landeshauptmann hat das mit der jetzigen fchweren Erkrankung des Vor¬
sitzenden der Kommission,des Herrn Hueck, entschuldigt. Meine Damen und Herren! Wer die
Vorgänge im Provinzialausschuß bei der Wahl des Vorsitzendenkennt, wird meiner Ueberzeugung
nach etwas anderer Meinung sein. (Abgeordneter Gerlach: Sehr richtig!) Ich hoffe, daß die
Provinzialausschußmitglieder in Zukunft bei einer Neuwahl unseren Wünschen mehr Rechnung
tragen, als sie es damals getan haben. (Abgeordneter Gerlach: Sehr wahr!)
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Verehrte Anwesende! Nun hat Herr KollegeHeß als den Leitgedankenbei seinen Aus¬
führungen über die Anstalten vor allen Dingen die Religiunsfrage hingestellt und gesagt, nntur-
und erfahrungsgemäß komme der Religion ein besondererErziehungswert zu. Meine Damen und
Herren! Man kann darüber sehr geteilter Meinung sein. Herr Kollege Heß hat es ja vermieden,
allzu große Ausführungen dazu zu machen. Er hat einfach gesagt: Da trennen sich die Geister,
wir werden nie nach der Richtung hin nachgeben,wir werden nie einig werden. Wer die religiöse
Erziehung in den Fürsorgeerziehungsanstaltennicht allein im Rheinland, sondern auch in ganz
Preußen kennt und dann die Resultate dieser Fürsorgeerziehungbetrachtet, kann sehr leicht anderer
Meinung werden. (Sehr gut! links. Abgeordneter Verlach« der muß anderer Meinung werden!)
Wir wissen, daß trotz dieser Erziehung, zum Teil darf man sagen: wegen dieser Er¬
ziehung, aus den Fürsorgeerziehungsanstalten Menschen herauskommen, die alles
andere sind als brauchbare Glieder unserer menschlichen Gesellschaft. (Zustimmung
links, Widerspruchrechts.) Verehrte Anwesende, ich will heute keine Statistik über die
Kriminalität im allgemeinen hier vorbringen. Aber ich habe hier aus den Berichten
des Provinzilllausschusses an den Landtag einige Ziffern vor mir liegen über Für¬
sorgezöglinge, ausgedrückt nach Prozenten auf je 10000 Einwohner der Rheinpro¬
vinz. Es ist dem Herrn Kollegen Heß sicherlich nicht unbekannt, daß in Trier sehr
viel Religion herrscht und daß dort seine Glaubensgenossen ohne Zweifel domi¬
nieren. Da muß ich aber doch sagen: Wenn er sich diese Zahlen hier vergegenwärtigt,
müßte er sich meiner Ueberzeugung nach fragen: Welchen Zusammenhang muß das
haben, worauf ist das zurückzuführen? Wir haben 1919 bis 1920 eine Durchschnitts»
zahl von Zöglingen, die in unsere Anstalten eingewiesen worden sind, von 2,8 auf
10000 Einwohner gehabt. Trier hatte dagegen eine Durchfchnittsziffer von 8,78.
(Lebhaftes Hört, hört!) 1918 betrug die Zahl der Eingewiesenen durchschnittlich 3,14
und für Trier 10,18. 1917 bis 1918 3,75 Durchschnitt, Trier 13,64 (Hört, hört!), 1916
bis 1917 Durchschnitt 3,47. Trier 20.56, (Hört, hört!) Meine Damen und Herren!
In Trier sind auf je 10000 Einwohner 10 Kinder in Fürforgeerziehung. (Hurt, hört!
Zuruf links: Das ist ein Skandal!) Das ist einfach gar nicht zu fassen. Sie müssen
daher meiner Ueberzeugung nach nicht alles nur auf die religiöse Erziehung ein¬
setzen, sondern es gehört, um Mensch zu sein und als Mensch auch ein wirklich
brauchbares Glied unserer Gesellschaft, noch etwas wefentlich anderes zur Erziehung
als Religion.

Verehrte Anwesende! Nun aber einige Zahlen, die kurz demonstrieren, wie es mit den
Zöglingen in unseren sämtlichen Anstalten aussieht, und zwar nicht allein in den Fürsorgeerziehungs-
anstalten, sondern auch in den Blinden- und Taubstummenanstalten, Ich habe mir nämlich i»
einer Aufstellung die Ausgaben für Taubstumme und Fürsorgezöglinge für 1913 und 1920 gegen¬
übergestellt,um einmal zu sehen, wie seit 1913, dem letzten Friedensjahre, die Ausgaben bis heute
prozentual gestiegen sind, um daraus zu ermessen: Kann man mit diesen Ausgaben das leibliche
und seelischeWohl unserer Zöglinge in der heutigen Zeit voll befriedigen? Wir haben bei den
taubstummen Zöglingen von 1913 bis 1920 für Beköstigung, auf den Kopf ausge¬
rechnet, eine Steigerung von 777«/«, für Bekleiduug, Ferienreisen und Schulbücher
von 579«/«. süi Haus- und Schulgeräte 236«/«, f«r Kranken- und Arztkosten nur
1«7 «/°, für Heizung, Beleuchtung und Reinigung 2063 »/«, für Unterhaltung der
Gebäude 1170«/,. Sie sehe», die Kosten für Beköstigung,Bekleidung. Haus, und Schulgeräte,
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die Kranken- nnd Arztkosten, also die persönlichen Kosten, die für den einzelnenZögling entstehen,
sind, den Verhältnissen entsprechend,ganz minimal gestiegen; nach meiner Ueberzeugung ist die
Steigerung viel zn gering. Eine Steigerung von 777 «/« für Beköstigung und von 579 "/<> für
Bekleidungist nicht zeitgemäß,- Ich werde das Gefühl nicht los, daß man tatsächlich auf
Kosten, der Gesundheit und der Körperpflege unserer Zöglinge allzuviel spart, (Sehr
richtig! links.) Wir haben schou in Fnedenszeiten in unseren Anstalten keine Verpflegung und
Bekleidunggehabt, die man üppig nennen konnte. Wenn nun die Steigerungsziffern nur so minimal
sind, befürchte ich, daß dies auf den Gesundheitszustandunserer Zöglinge und Anstaltsinsassengefahr¬
voll einwirkenmuß.

Für die Fürsorgezögliuge ganz allgemein ist 1913 im Durchschnitt ein Verpflegungssatz
von 340 Mark jährlich eingesetzt worden, 1921 sind es 2200 Mark. Also anch hier eine Steige¬
rung um noch nicht einmal das Siebenfache. Bei den Besuchen meiner Parteifreunde in den
einzelnen Anstalten sind immer und immer wieder Klagen der Insassen über die Verpflegung
gekommen. Sogar die Direktoren geben zu, daß heute die Verpflegung noch lange nicht so ist,
wie sie eigentlichsein müßte, (Hört! Hört! links.) Daß sie auch auf Grund der geringenEtats-
mittel nicht durchgeführt werdeu taun, Anch da müssen die Kommissioneneinmal prüfen, ob keine
wesentlichen Aenderungen eintreten können.

Nun etwas anderes, was auch mit dem Geiste in uusereu Anstalten zusammenhäugtund mit
meinem Ziele, überhaupt eine andere Auffassung in unsere ganzen Anstaltsbetriebehineinzubringen,
die Insassen aller Art mehr als Meuscheu zur Geltung kommen zu lassen, um dadurch ihr ganzes
Gefühlslebenanders zu gestalten. Es betrifft den Anteil der Zöglinge der Blindenanstalten
in Düren und Neuwied an dem Erlös aus dem Verkauf der fertigen Waren. Die
Waren, die die Zöglinge dort herstellen, werden verkauft, und die Zöglinge bekommenvon den
Einnahmen einen bestimmtenProzentsatz des Erlöses, Wir seheu hier, daß 1913 in Düren die
Zöglinge von der Gesamtsummedes Verkaufswertes 12,1°/° erhalten haben, 1920 nur 9,7°/°, und
für 1921 sind nur 6°/« eingesetzt. In Neuwied waren es 1913 12.4"/°, 1920 10°/° und 1921
nur 3,3°/° vom gesamten Verkaufswert. (Hört! Hört!) Ich behaupte, es ist durchaus falsch und
anch nicht rentabel. Man muh vielmehr den Zögling einer Anstalt an dem Wert der Waren, die er
schafft, mehr interessieren,als es hier geschieht. (Sehr richtig!) Dadurch, daß man ihn mehr daran
interessiert, schafft er mehr, er wird überhaupt ganz anders beeinflußt. Dasselbe ist der Fall
bei den Arbeitsprämien für die Arbeiten für Fremde. Da habe ich ebenfalls Gegenüber¬
stellungen für die Arbeitsbetriebe in Fichtenhain, Rheindnhlen 'und Solingen gemacht. Ueberall
mache ich bei der Aufstellung die erschreckendeFeststellung, daß heute nicht einmal mehr der Pro¬
zentsatz gegeben wird, den man im Jahre 1913, also im Frieden gegeben hat. 1920 und 1921
ist der Prozentsatz an Arbeitsprämien geringer als 1913. Das, meine Damen und Herren, müssen
wir unter allen Umständen beseitigen. Auch für die landwirtschaftlichenBetriebe unferer Anstalten
habe ich die Prozentrechnungenvor mir liegen; da ist ebenfalls dasselbeBild zu verzeichne!,.Ans
diesen Gründen sage ich nochmals: Es muß alles getan werden, um dazu beizutragen, nach jeder
Richtung einen anderen Geist, eine vollständigeUmstellung in unseren Anstalten zu erzieleu.

Daiiu, verehrte Anwesende,vermisse ich folgendes. Wenn ich den Bericht des Provinzial-
«usschusses der Rheinprovinz über die Ergebnisse der Provinzialverwaltuug für das Jahr 1912
mit dem jetzigenBericht vergleiche, vermisse ich die eingehendenDarstellungen über den Gesund¬
heitszustand der Zöglinge uud Austaltsiusasseu. Ich wünsche dringend, daß das in Zukunft wieder
gemacht wird. In den früheren Friedensberichten haben die Direktoren und Aerzte über den



72 61. Rheinischer Probinziallandtag. 3. Sitzung am 12 Juli 1921.

Gesundheitszustand, über Schule und Unterricht, Beurlaubungen und Entlassungen, Disziplinar-
bestrafungen, Entweichungen, Verpflegung usw. berichtet. Wir haben es heute auch noch
andeutungsweise, aber doch lange nicht in dem früheren Umfange. Wir müssen Wert darauf
legen, das zu haben, um besser in unsere Anstalten eindringen zu können. (Sehr richtig!) Wer
unsere Provinzialanstalten und Betriebe einmal kennen lernen will — das darf ich allen neuen
Abgeordneten empfehlen —, muß sich einen Bericht von 1912/13 zur Hand nehmen und ihn
durchstudieren. Dann wird er finden, daß man dadurch überhaupt erst einen Gesamteindruck
gewinnen kann, wie es in unseren Anstalteu ausgesehenhat, wie es jetzt aussieht und wie sie ver¬
waltet werden.

Genau so, wie die Prämien für die Zöglinge und der Erlös aus dem Arbeitsverdienst
erhöht weiden muß, genau so müssen auch die Arbeitslöhne und die Arbeitsprämien
unserer Strafgefangenen, Korrigenden, Landarmen und Trinker der heutigen Zeit
entsprechend erhöht werden, um diese ebenfalls arbeitsfreudiger zu machen. Dadurch
haben wir und auch der Zögling selbst einen gewaltigen Vorteil. Ich habe hier eine Antwort des
preußischen Iustizministers vor mir liegen über die Bezahlung von Gefangcnenarbeit. Ich möchte
daraus eiueu Abschnitt, der ziemlich kurz ist, vorlesen. Es heißt da:

„Die Justizverwaltung hat die Nachgeordneten Behörden wiederholt, zuletzt noch im März
d. Is., daranf hingewiesen, bei der Festsetzung der Gefangenenarbeitslöhne dauernd die
Steigerung der Löhne freier Arbeiter zu berücksichtigen nnd in geeignetenFallen auch mit
den bestimmungsgemäßenVertretern des Handels, des Handwerks und der Landwirtschaft
wegen der Angemessenheitder zu vereinbarendenLohnsätzeins Benehmen zu treten. Eine
völlige Gleichstellungder Gefangenenarbeitslöhne mit den Löhnen der freien Arbeiter wird
fich allerdings bei der Verschiedenheitaller im Vergleich zwischen Strafanstalten und freien
Arbeitsbetlieben in Betracht zu ziehendenVerhältnissen nicht erreichen lassen".

Ich möchte das, was der Herr Iustizminifter sagt, ergänzen: Man soll sich nicht allein
mit Vertretern des Handwerks, des Handels und der Landwirtschaft ins Benehmen
setzen, sundern anch mit den Gewerkschaften. Das wird notwendig sein, um zu einer
richtigen Beurteilung der Gefangenenlöhne zu kommen.

Ich möchte nochmalsdeutlich unterstreichen,daß meine Wünsche bezüglich der Bekösti¬
gung nsw. auch die Heil- und Pflegeanstalten und deren Insassen betreffen. Dabei habe
ich die Aufgabe, einen Antrag meiner Fraktion anzukündigen,der noch im Laufe des Mittags verteilt
werden wird, nämlich einen Antrn'g. die 3 Tischklassen in unseren Anstalten zu beseitigen
und dafür eine einzige Tischklasse einzuführen. (Sehr gut! links.) Meine Damen und
Herren, das könnte im eisten Augenblicke für manchen etwas revolutionär erscheinen. Aber es ist
dies durchaus nicht so. Man findet das, wenn man sich einmal die Zahlen ansieht, die ich darüber
aus dem Verwaltungsberichtherausgezogenhabe. Die Teilnehmer an den 3 Tischklasse« in den Heil-
und Pflegeanstalten ergeben folgendes Bild: Von den Kranken sind es in Andernach ganze 5, die
in der eisten Tischklasse essen, in der zweiten 20 und in der dritten 47b, von den Beamten sind
es in der ersten Klasse 8, in der zweiten Klasse 10 und in der dritten Klasse keiner. In Bedburg
ißt von den Kranken in der ersten und zweiten Klasse keiner, alle 1500 Kranke essen in der dritten
Klasse. Von den Beamten essen dort in der eisten Klasse 6, in der zweiten Klasse 264 und in
der dritten Klasse keiner. In der dritten Klasse hat man in sämtlichenAnstalten überhaupt keinen
Beamten, der am Essen teilnimmt. In Grafenberg essen von den Kranken 10 in der ersten Klasse,
50 m der zweiten und 690 in der dritten Klasse. Das Gesamtbild der Anstalten Ander-
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nach. Bedburg. Bonn, Düien, Galthausen, Grafenberg und Iohannistal ist fol¬
gendes: Von den Kranken essen in der ersten Tifchklafse 15, in der zweiten 135 und
in der dritten 5100; von den Beamten in der ersten 47 und in der zweiten 975. In
der dritten Klasse ißt, wie ich eben schon sagte, kein Beamter.

Nun noch folgendes, was für die ganze Einstellung unserer Verwaltung typisch ist. Wir
haben in den Kommunalvertretungen überall dafür gesorgt, daß bei der Erhöhung der Pflegesätze
in unseren Krankenhäusernda, wo die Tischklassennicht vollständig beseitigt werden konnten, die
besten Tischklassen — die erste und die zweite Klasse — prozentual ihre Preise wesentlich stärker
erhöhten als die dritte. Wir sehen hier aber folgendes: Die Preissteigerung beträgt in der ersten
Tischklasse von 1913 bis 1921 50°/« (von 10 auf 15 Mark), in der zweiten Klaffe 100°/u (von
5 auf 10 Mark) und in der dritten Klaffe 150°/° (von 3 auf 7.50 Mark). Wir haben also
hier das genaue Gegenteil, die Preissteigerung ist bei der dritten Klaffe wefentlich
stärker. Das ist verständlich,weil die große Masse die dritte Tischklasse benutzt und die Einnahmen
daher kommen. Bei der so geringen Anzahl Kranker in der ersten und zweiten Klasse kann man bei der
Provinzialverwaltung mit Leichtigkeiteine einzige Tischllasfe einführen. Unterschiedein der Be¬
lustigung sollten überhaupt nur gemacht werden je nach der Art der Erkrankung, sonst nicht.
(Sehr richtig!) Wenn ich fordere, daß diefelbe Eiuheitstifchklaffeder Kranken auch bei den Beamten
durchgeführtwird, fo deshalb, weil ich mir fage: Damit ist die beste Gewähr gegeben, daß
auch wirtlich das Effen für die Zöglinge und Anstaltsinsassen besser wird als bisher.
(Zustimmung.)

Verehrte Anwefende,diefen Antrag werden meine Freunde einreichen. Ich möchte bitten,
daß in der Kommissionentsprechend beschlossen wird.

Zu den Hausordnungen in den Anstalten hat Herr Kollege Heß eine Andeutung
gemacht. Wie wir zu der Umgestaltungder Hansordnungen in den Anstalten in der letzten Provinzial-
ansfchuhfitzungam Samstag gekommenfind, zeigt fo recht deutlich, daß tatsächlich die ganze
Richtung in unserer Verwaltung noch nicht der Neuzeit entsprechend eingestellt ist. Es handelte
sich um die Vorlage einer neueu Hausordnung, die an gesetzliche Bestimmungennicht gebundenist,
und für das Frauenarbcitsheim in Freimersdorf auf Grund der Ordonnanzen der Interalliierten
Kommiffionneu eiugerichtetwerden follte. Verehrte Anwefende.die neue Ordnung, die man dort
fchaffen wollte, atmet einen solchen Geist, daß wir sie unter keinen Umständen annehmen können;
sie muß vielmehr eingehend umgearbeitet werden. Durch die Klagen im Provinzialausfchuß find wn
dann zu der Neugestaltung der fämtlichen Hausordnungen gekommen. Ich mochte S,e
bitten daß Sie den Antrag meiner Parteifreunde zu diefem Punkte annehmen.

Znm Schluß „lochte ich fagen: Wir muffen allmählich Überhaupt in unseren fämtlichen
Einrichtungen zu anderen Verhältnissen kommen und zu einer anderen Geistesauffassung, ^or
allen Dingen darf es in unfereu Betrieben keine Alleinherrfchaft eines einzelnen Mannes.
einer einzelnen Perfon geben (Zustimmung links), fondern wir muffen auf demokratlfcher
Linie nach demokratischem Geiste aufbauen. Ich finde in unserem Etat folgendes was
">ir durchaus nicht paßt und was. wie ich annehme,den Perfonen, die darüber zu bestimmen haben,
auch nicht angenehm ist. Auf Seite 47 des Etats stehen 20000 Mark bei der
«nstalt -mr Verfügung des Vorfitzendenfür Unterstützung der Beamten; der Vorfitzendeist der
Hell Landeshauptmcmu. Auf Seite 57 des Etats steheu bei der
20000 Mark für Unterstützungvon Beamten zur Verfügung des Herrn Generaldirektors Adams.
Bei der Flirsorgeerziehnng stehen dann nochmals 2000 Mark zur Verfügung des Landeshaupt-
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mannes. Ich halte es für durchaus falsch, daß mau über Uutersttttzuugeu an Beamte einen einzigen
Herrn entscheiden läßt. (Zuruf des Landeshauptmanns: Beamtenausschuß!) Wenn Sie jetzt sagen
„Nenmteullusschuß",so habe ich das ans dem Etat nicht sehen können. (Landeshauptmann Dr.
von Renvers: Der Beamtenausschuß wird zu jedem einzelnen Falle zugezogen!) Es freut mich,
daß der Veamteuausschuß zu jedem einzelnen Falle gehört wird. Die Beamten und An¬
gestelltenausschüsse müssen meiner Ueberzeugung nach in Zukunft noch mehr gehört
werden und in ihren Rechten einen noch weiteren Ausbau erfahren, als es bis dato
der Fall ist.

Damit komme ich am Schlüssezu etwas kritischen Sachen, zu Beschwerden aller Art.
Ich bin gezwungen,von dem Gebrauch zu machen,was ich im vorigen Jahr bei meiner Etatsrede
ankündigte. Ich rede nicht gerne über einzelnePersönlichkeiten,über einzelne Beschwerden. Aber
ich habe im Dezembergesagt, wenn es so weitergehensollte in den einzelnenAnstalten, wären wir
gezwungen, hier öffentlich den einen oder anderen der Herren Direktoren oder Oberbeamten einmal
unter die Lupe zu nehmen. (Zuruf Gerlach: Ist auch nötig!) Ich möchte vorläufig uur einen
einzigen mit Namen nennen, es ist der Direktor der Arbeitsanstalt Brauweiler, der Herr
von Iarotzky. Diefer Herr ist ein Mann fo alt an Lebensjahren und so zurückgeblieben
in seinen Anschauungen und seinem Geiste, daß es meiner Meinung nach die höchste
Zeit ist, ihn zu pensionieren. Die Konflikte, die dort dauernd mit den Beamten und Ange¬
stellten und mit den Zöglingen ausgetragen werden müssen, gehen meiner Ueberzeugung nach viel zu
weit; da muß an dem System und auch in der Person eine Aenderung vorgenommenwerden. Ich
habe hier allein von Brauweiler ein ungeheueresBündel Beschwerden vor mir liegen. Alles, was
nicht ganz rechtsstehend ist, was nicht militaristisch und nationalistisch gesinnt ist, ist bei dem Direktor
Iarotzky verachtet. Ein solcher Beamter kann nicht hoch kommen, er wird unter allen Umständen
anders behandelt als diejenigen,die es verstehen, der Gesinnung und Auffassungdes Direktors Rech¬
nung zn tragen. Die Beamten brauchen noch nicht einmal sozialistische Anschauungenzu haben;
wenn sie nur etwas freidenkend sind, können sie sicher sein, daß sie nicht so behandelt werden, wie
die übrigen Beamten und Angestellten. Nach dem mir vorliegendenMaterial kümmert sich der
Direktor auch um Angelegenheiten,die sich außerhalb der Anstalt abspielenund ihn nichts angehen.
Ich will Ihnen nur kurz einen Fall erzählen, der typisch ist, und ich bedauere nur, daß der Herr
Landeshauptmann in diesem Falle nicht klüger gewesenist, (Zuruf links: Der ist genau so!)
Es handelt sich hierbei darum, daß ein Beamter in einer kommunalenWählerversammlung am
12. Oktober 1919 spricht und dabei Sachen heranzieht, die zurückliegen in die Friedenszeit, wo
noch unter dem Dreiklassenwahlrechtgewählt wnrde. Zu dem damalige« Gemeinderat von Brau¬
weiler gehörte der Direktor, der Arbeitsinspektorund der Sanitätsrat. (Hört! Hört!) Nun wollte
man 1919 wiederum Kandidaten aus den höheren Beamten der Anstalt nominieren. Dagegen
hat sich der Beamte gewandt und gesagt, daß damals sogar Wahlbeeinflussungvon den höheren
Beamten getrieben worden wäre, indem sie sich neben den Wahltisch hingestellt und aufgepaßt
hätten, wie der einzelneAngestellteund Beamte bei der öffentlichenWahl wählte. Das würde
nach den heutigen Gefetzen fchwer bestraft. Ein Arbeiter, fo hat der betreffende Beamte ausgeführt,
hätte wegen Wahlbeeinflussungnach einem Zeitungsbericht ein Vierteljahr Gefängnis bekommen;
wenn der zu recht verurteilt sei, müßten auch diese Herren, die damals dasselbe gemacht hätten,
verurteilt werden. (Sehr richtig! links.) Daranfhin hat Herr von Iarotzky am nächsten
Tage schon den Beamten aufgefordert, dienstlich über das zu berichten, was er in der
Wählerversammlung gesagt habe. Das hat natürlich der Beamte abgelehnt, Herr
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von Iarotzky hat ihn dann nach einigem Hin- und Herschreiben mit einem Verweise
im Disziplinarwege bestraft. Der Beamte läßt sich das natürlich nicht gefallen, erhebt gegen
den Verweis Einspruch; die Sache schwebt noch in den oberen Regionen und man weiß noch
nicht, wie entschieden wird. Aber der Herr Landeshauptmann ist hergegangen und hat
als Vorgesetzter des Herrn Austaltsdirektors von Iarotzky sich verleiten lassen, gegen
den Beamten Strafantrag wegen Beleidigung zu stellen, (Rufe: Hört! Hört! und
Pfui! links.) Die Sache ist dann am Gericht verhandelt wurden. Ich habe eine Abschriftdes
Urteils hier vor mir liegen. Wenn ich Ihnen daraus einige Stellen zitieren würde, so würden Sie
erstaunt sein, was das Gericht darüber sagt. Es kommt natürlich zu einer Freisprechung,
da der Mann seine Interessen gewahrt hat und nichts anderes. Eine Beleidigung
darin nicht erblickt werden kann. Meine Damen und Herren, ich will damit zeigen, wie sich
Herr von Iarotzky um Sachen kümmert, die ihn überhaupt nichts angehen. (Zuruf Melich: Der
gehört in die Arbeiterkolonneseiner Anstalt!)

Ich habe hier einen ande»enFall vor mir liegen, wo ein Mitglied des Angestelltenrates
Beschwerden vorgebracht hat, bei denen es sich darum handelte,Durchstechereienund bessere Behandlung
von einzelnen Gefangenenunmöglich zu machen. Bergwerksdirektoren und sonstige Schieber,
die heute auch in Brauweiler oft zu finden sind, sollten ebenso behandelt weiden wie die übrigen
Gefangenen. Auch hier hat der Direktor einen Standpunkt eingenommen, den ich nicht verstehe:
Er hat die Untersuchungdes Falles solange hinausgezögert, bis alle Durchstechereien so vermuddelt
waren, daß kein Mensch sie mehr entdecken konnte. (Zuruf links: Das ist ja ein Verbrechen!)
Nachher ist er dazu übergegangen und hat den betreffendenBeamten versetzt, damit er ihn los
wurde. Den zweiten, der als Mitglied des Betriebsrats die Sache vorgebrachthat, hat er an
die Seite gedrückt. Sie sehen hier einen Zustand, der meiner Ueberzeugungnach unhaltbar ist.

Ich habe hier eine andere Beschwerde vor mir liegen. Da ist ein Aufseher vom Dienst
suspendiert worden wegen eines Strafdelikts, das er an einer Korrigendin begangen haben soll.
Die Korrigendin ist verschwunden. Der Angestelltesagt ein für allemal: Ich habe es nicht getan.
Der Prozeß schwebt, weil die Korrigendin als Zeugin nicht zn finden ist. Der Mann ist aufs
halbe Gehalt gesetzt und kann nun elendiglich verhungern; kein Mensch weiß, wie die Sache weiter¬
gehen soll. Ich habe hier 6 Namen von anderen Herren, die ähnliche Beschuldigungenvon
Korrigendinnenhaben über sich ergehen lassen müssen, wo man aber anders gehandelt hat als in
diesem Falle. (Zuruf links: Das waren die Lieblinge!) Das hängt mit der Gesinnung zusammen,
die die Angestelltenund Beamten haben. Gegen einen solchen Zustand müssen wir Front machen.

Ich will alles andere nicht vorbringen, nur noch einen Fall aus einer großen Heil- und
Pflegeanstlllt. Dort ist während des Krieges scheußlichdarüber geklagt worden, daß die Ernährung
so schlecht war. Während die Insassen Kriegskost, Rüben usw. essen mußten, hatte der
Anstaltsdirektor einen Kranken aus der Anstalt, der für ihn nach der holländischen
Grenze gefahren ist und gehamstert hat. Diese Hamsterei, die der Kranke ein Jahr
lang getrieben hat, hat er sogar, weil er dort einen Paß von der Militärbehörde
haben mnßte, mit einem falschen Paß getrieben, der wohl seine Photographie, aber
einen ganz anderen Namen enthielt. BedenkenSie, ein Geisteskranker,der ein Jahr lang
so hiu^ und hergefahren ist. (Zuruf: Woher hat er den Paß gehabt?) Gehamstert hat wohl jeder
von uns, der nicht Selbstversorgerwar, während des Krieges. Denen, die es für sich selbst getan
haben, nehme ich es nicht übel, wenn sie es getan haben, nm sich und ihre Familie halbwegs am
Leben zn halten, Aber daß man andere für sich Hamsternläßt, noch dazu Kranke, noch dazu mit
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solchen Manipulationen und nachher, wenn die Sache vorüber ist, gewissermaßen sagt: Mohr, du
hast deine Schuldigkeit getan, Mohr, du kannst gehen! ist unbedingt zu verwerfen. Das,
was sich nachher in diesem Falle abgespielthat, war durchaus nicht fair gehandelt.

Meine Damen und Herren! Wenn ich diese Einzelfälle vorgebracht habe, so ist es
deshalb geschehen, weil ich mir gesagt habe: Wir müssen alles daran setzen, einen anderen Geist
und andere Zustände in unsere Anstalten zu bringen. Wir sind der Auffassung,daß die gesamten
Provinzialbetriebe und Anstalten genau so wie alle Kummunalbetriebe für die Allgemeinheit da
sind. Diese Betriebe der Allgemeinheitsollen aber vor allen Dingen dafür sorgen, daß in ihnen
auch jeder einzelne möglichst zu seinem Rechte kommt. Je mehr man die Insassen, die
Arbeiter, Angestellten und Beamten mitreden und mitarbeiten läßt, um so eher
werden wir aus der Provinzialverwaltung und aus unseren Anstalten dasjenige
machen, was sie sein müssen, woran jeder Freude hat, wenn er sie besucht, und wo
die Eltern der Kinder und die Angehörigen der Insassen auch zu jeder Zeit beruhigt
sagen tonnen: Unsere Angehörigen sind gut aufgehoben. (Beifall!)

Vorsitzender Gielen: Zur Geschäftsordnung möchte ich Ihnen den Vorschlag machen,
eine Pause bis 2 Uhr eintreten zu lassen und von 2 Uhr ab weiter zu beraten. Zum Wort
haben sich noch gemeldet die Herren Abgeordneten Hoffmann, Koch, Knab und Wallraf und es
werden wahrscheinlich noch mehr kommen, so daß eine Durchtagung über mittag ohne Pause wohl
nicht gut möglichsein wird.

AbgeordneterDr. Zaires: Ich weiß nicht, ob das die Auffassungdes Hauses ist. Ich
möchte doch vorschlagen, damit wir heute zu Ende kommen, durchzuberaten. Sie haben ja alle
die Möglichkeit,sich drüben zu erfrischen,und es schadet ja nichts, wenn der eine oder der andere
sich einmal etwas entgehen läßt. Ich glaube, wenn wir die Pause bis 2 Uhr machen, wird es
nicht möglichsein, heute zu Endi zu kommen. Das wird aber notwendig sein, weil wir morgen
schon in die Beratung der Fachausschüsseeintreten muffen und infolgedessen heute die General-
debatte zu Ende gehen muß.

AbgeordneterDr. Adenauer: Ich bin der Auffassung, es ist ganz gleichgültig, ob
Sie eine Pause machen oder nicht; es wird bis 6 Uhr heute dauern, dann ist die Sache erledigt.
Also machen Sie viel besser eine Pause.

Abgeordneter Wallraf: Ich weiß nicht, ob die optimistischeMeinung des Herrn
KollegenAdenauer zutrifft. Soviel ich weiß, kommt noch eine ganze zweite Rednergarnitur (Abge¬
ordneter Gerlach: Sehr richtig!) Ich weiß auch nicht, ob nicht noch eine Reihe von Herren sich
melden wollen. Eine gewisse Klärung würde die Sachlage erfahren, wenn wir wüßten, wie lange
die betreffendenHerren, die noch nicht gesprochen haben, zu reden gedenken, nicht auf 5 Minuten
bemefsen, wohl aber so, daß wir wissen: sind es noch 1 oder 2 Stunden? Danach würden sich
unsere Beschlüsse fassen lassen.

AbgeordneterDr. Adenauer: Die Sache steht folgendermaßen:Es kommen jetzt noch
2 Redner von den beiden linksstehenden Parteien. Ich schätze, daß jeder der Herren noch eine
Stunde reden wird. (AbgeordneterKoch: Ich rede keine Stunde!) Dann würden wir VsZ Uhr
haben. Es ist nach meiner Meinung ausgeschlossen, daß die Herren bei der Hitze auf die Auf¬
merksamkeit des Hauses während der Zeit rechnen können. Deshalb halte ich es für ein Gebot der
taktischen Klugheit und auch der Gerechtigkeit,daß wir die Herren zu einer Zeit reden lassen, wo
wir wieder aufnahmefähig sind. Das sind wir erst, wenn wir eine Pause gemachthaben. Ich
glaube, wir riskieren nichts dabei: es wird heute geredet, bis alles erschöpft ist, ob Sie eine Pause
machen oder nicht; das wird gegen 6—7 Uhr sein, das ist sicher.
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AbgeordneterWallraf: Es kommt darauf an, ob wir heute fertig werden oder nicht.
Mir persönlich wäre es durchaus lieb, wenn wir nach der ersten Garnitur überhaupt Schluß machten;
aber die Hoffnung hege ich nicht. Wenn wir jetzt IV« Stunde Pause machen und die sämtlichen
übrigen Herren kommen noch dran, so tritt das Unrecht, das Herr Adenauer vermeidenwill, für
die sämtlichenHerren ein, die später noch zum Worte kommen.

Vorsitzender Vielen: Es wird nichts anderes übrigbleiben, als über die auseinander-
gehenden Meinungen abzustimmen. Wer von den Damen und Herren ist dafür, daß eine Pause
eintritt? — Das ist die Mehrheit.

Ich bitte die Mitglieder des Ältestenrats, jetzt gleich zu einer kleinen Besprechung
zusammenzutreten.

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 25 Minuten vertagt.)

(Beginn 2 Uhr 8 Minuten)
Vorsitzender Gielen: Die Sitzung ist eröffnet. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Koch.
AbgeordneterKoch: Meine Damen und Herren! Es war nicht meine Absicht, auf die

Rheinlandfrage einzugehen. Nachdem sie aber von allen Fraktionsrednern angeschnitten worden ist,
muß auch ich diese Frage behandeln. Ich kann mich ja ziemlich kurz fassen und berufe mich auf
die Erklärungen, die wir am Schlüsse der letzten Tagung hier abgegebenhaben. Besonders habe
ich mich heute über die Ausführungen des Herrn Kollegen Haas gewundert, der hier ausgeführt
hat, daß wir Kommunistenwohl für eine Zerstückelung Deutschlands,insbesonderedes Rheinlands,
zu haben feien. (Zuruf links: Das hat er ja gar nicht gesagt!) Er schließt das aus den Aus¬
führungen oder Darlegungen einiger Arbeiter. Ich meine, er darf das nicht mit der kommunistischen
Partei in Verbindung bringen. (Zuruf links: Das hat er auch nicht getan!) Die Rechtssozialiften
wissen sehr gut, daß wir Kommunistengegen die Zerstückelung Deutschlands sind, und zwar nicht
aus vaterländischen,fondern aus praltifchen Gründen, weil wir wissen, daß dadurch die Arbeiter»
bewegung am fchlimmsten geschädigt wird. Wir sind deswegen gegen jede Zerstückelung.Ich möchte
das hiermit feststellen.

Wenn dann andererfeits gesagt wird, wir könnten uns hier in mancher Beziehung auf
einer Linie finden, so muß ich darauf hinweifen, daß diefes bei den vorhandenen Gegensätzen
unmöglich ist, Sie vertreten die Interessen der Kapitalisten in Deutschland, während wir die
Interessen des internationalen Proletariats zu vertreten haben.

Werte Anwesende! Wenn ich dann zu dem Etat selbst übergehe, so haben wir aus
deu Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns gehört, daß die Provinz alljährlich Aufgaben
von Reich und Staat zugewiefenbekommt, die fie, weil ihr die Mittel fehlen, nicht zu erfüllen
weiß. Er hat uns auch weiter dargelegt, in welcher ungeheurenWeife die Summen anfchwellen,
die' die Provinz benötigt. Ich weiß aus den Sitzungen des Provinzialausfchuffes, daß die Ver¬
waltung berechtigteGründe hat, manches Klagelied anzustimmen, um die Summen zusammenzu¬
bringen, die die Provinz für ihre fehr wichtigenAufgaben benötigt.

Meine Damen und Herren! Das find alles auch wieder die Folgen des unglückfeligen
Krieges, wofür Sie, meine Herren von der Rechten bis zu den Mehrheitssozialisten,mit eingetreten
sind. (Widerspruch. UnverständlicherZuruf.) Was war das? (Zuruf: Das könnte Ihnen so
passen! Reden Sie nur ruhig weiter!) Meine Damen und Herren! Es ist bedauerlich,daß wir
bei den wichtigen Aufgaben, die die Provinzen zu erfüllen haben, uns von derartigen Sparfamkeits-
rücksichtenleiten lassen müssen. Wir haben doch recht wichtige Aufgaben zu erfüllen: die Krüppel-
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fürsorge, die Fürsorge für Idioten, Geisteskrankeund das große Gebiet des Fürsorgeerziehung^
Wesens. Ich meine, das sind Gebiete, die unbedingt größere Summen erfordern und die unserer
ganzen Aufmerksamkeit bedürfen. Meine Damen und Herren! Ich stehe auf dem Standpunkt, daß
wir uns für die Znkunft mehr um die Sachen, befondersum die gefchlosfenenAnstalten, kümmern
müssen, als es bisher der Fall war. Besonders gilt das für nns neue Abgeordnete. Eine große
Zahl Abgeordnete,besonders von der linken Seite, ist erst kürzlich in das Haus eingekehrt. Wir
werden uns, wie gesagt, für die Zukunft mehr um die geschlossenen Anstalten, die Fürsorgeerziehung^
anstalten, Heil- und Pflegeanstalten, kümmern müssen. Da bedaure ich allerdings, daß man uns
von der Verwaltung so wenig entgegenkommt. Es wurde bereits durch die vorherigen Fraktions¬
redner festgestellt,daß die Provinzialverwaltuug die betreffende Kommissionnoch nicht zusammcu-
berufen hat, und es ist weiter zu bedauern, daß den einzelnenMitgliedern nicht die Gelegenheit
gegeben wird, diefe Anstalten zu besuchen. (Sehr richtig!) Wir haben zwar Legitimationskarten
ausgestellterhalten, aber wenn die einzelnen Abgeordnetensich dann auf die Reise begeben und sich
einmal in diesen Anstalten informierenwollen, kommt die Provinzialverwaltuug und sagt: Wir sind
nicht imstande, Ihnen die Reisekosten zu vergüten. Das muß geändert werden, es ist dringend
nutwendig, daß wir uns um die bezüglichen Anstalten kümmern. (Sehr richtig!) Meine Ueber¬
zeugung ist insbesonderedurch die Ausführungen des Kollegen Haas und einige meiner Freunde
bestärkt worden, die mit mir privatim gesprochen und die sich die verschiedenenAnstalten, besonders
die Anstalt in Brauweiler, angesehen haben. Meine Herren, ich habe mich über die hohen Zuschüsse
gewundert, die gerade die Anstalt Brauweiler erfordert. Die Anstalt Brauweiler erfordert zirka
3 Millionen Mark Zuschuß, trotzdem sie große landwirtschaftlicheBetriebe hat, trotzdemdort die
Zöglinge zu arbeiten haben. Es ist nicht zu verstehen,daß dort derartige Zuschüsse von der Pro¬
vinz beanspruchtwerden. Wir haben darauf zu sehen, daß dort gespart wird und alles in nmster-
gültigster Ordnung vor sich geht.

Was ich von der Anstalt Brauweiler sage, trifft auch auf die übrigen Anstalten zu.
Sehen wir uns einmal die Etats der Fürforgeanstalten an, so sehen wir, daß auch die Fürsorgc-
llnstalteu, welche die großen landwirtschaftlichenBetriebe haben nnd wo die Zöglinge, meist
schulentlassene Zöglinge, zur Arbeit herangeholt werden, ungeheure Zuschüssevuu der Provinz
beanspruchen. Wenn Sie einmal die Zahlen vergleiche«, so fiudeu Sie, daß uns jeder Zögling
in der Fürsorgeanstalt Fichtenhain über 9000 Mark kostet. BerücksichtigenSie das, meine
Damen und Herren: 9000 Mark für einen Fllrsorgezügliug, welch riesige Kosten beanspruchtedas,
wenn wir das einmal auf eine Arbeiterfamilie umrechnenwollten. Wenn eine 5topsige Arbeiter¬
familie 9000 Mark pro Kopf beanspruchenwollte, müßte sie ein Einkommen von 45 000 Mark
haben. Wir sehen aus dem Etat, daß, wenn die Fürsorgepfleglinge in Familien untergebracht
werden, wir bedeutendbilliger wegkommen. Trotzdem rede ich dem nicht das Wort. Ich wünsche
nicht, daß die Fürsorgezöglingemöglichstin Familien untergebrachtwerden, weil ich aus meiner
früheren Praxis als Albeitersekretär weiß, daß recht oft die Pfleglinge, die in den Familien,
bei den Landwirten usw. untergebracht werden, in der schamlosesten Weise ausgebeutet werden.
(Sehr richtig! links.)

Ich erwarte, daß die Kommissionihr Augenmerkdarauf richtet, daß derartige Zustände,
wie sie sehr oft beklagt werden, beseitigt werden und der Fürsorgeerziehungmehr Aufmerksamkeit
zuwendet. Doch kann es nicht in diesem Sinne sein, wie es hier von selten des Zentrums geschah,
wo man sagte: Man muß besonderenWert legen auf die Erziehung bezüglichder Seelsorge. Ich
meine, damit kaun die Geschichte nicht gemachtwerden. Herr Kollege Haas hat ja bereits aus-
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geführt, daß wir gerade aus den katholischen Gegenden — Trier usw. —, wo doch die religiöse
Erziehung eine große Rolle spielt, die meisten Anwärter für die Fürsorgeerziehunghaben. Infolge-
dessen kann die Religion bei diesen Erziehungsfragen nicht maßgebendsein. Das ganze System
der Fürsorgeerziehungmuß auf eiue andere Grundlage gestellt werden. Diese Erziehung kaun nicht
geschehen durch Religion, Prügelstrafen uud Dunkelarrest, sondern wir haben die Sache von einem
ganz anderen Gesichtspunkteaus zu betrachten, uud zwar von dem Gesichtspunkte aus, daß die
»leisten Fürsorgepfleglingegeistig minderwertigeoder kränkliche Personen sind. Wir haben zunächst
dafür zu sorgen, daß diese kranken Menschenzu gesundenMenschengemachtwerden. Es schwebt
mir das Beispiel vor, das wir in den mustergültigenAnstalten von Nordamerikahaben, wo zunächst
dafür gesorgt wird, daß der Fürsorgezögling zu einem gesundenMenschen gemacht wird, indem
er Turn- und Schwimmunterrichtgenießt usw. Denn nur in einem gesunden Körper wohnt ein
gesunder Geist. Dann stehe ich ans dem Standpunkt: Den besten Pädagogen haben wir die
Erziehung dieser Fürsorgepflegliugeanzuvertraueu. Wir haben auch darauf zu achten, daß die
Fürforgepfleglinge eine gute fachliche Ausbildung genießen. Darin, meine Damen und Herren,
sieht es hente traurig aus. Ich habe mir von Meistern, die die Lehrlings- und Gesellenprüfungen
abzunehmenhaben, sagen lassen, daß die fachlicheund die handwerksmäßigeAusbildung in den
Fülsorgeanstalten sehr zu wünschen übrig läßt. Wir haben dafür zu forgen, daß, wenn der junge
Maun oder das Mädchen aus der Fürsorgeerziehungentlassenwird, auf eigenenFüßen steht und
den Kampf ums Dasein aufnehmen kann. In der Beziehung wünsche ich, daß die Sache
reformiert wird.

Dann, meine Damen und Herren, hatten die bürgerlichen Fraktionsredner zahlreiche
Wünsche au die Besatzungsbehörde. Auch ich hätte hier Wünsche vorzubringen, und zwar auch
ein Verlangen au die Verwaltung. Es wird im Etat gesagt, daß ein großer Teil unserer
Anstalten noch von Besatzungsbehördenmit Beschlag belegt ist. Ich wünsche dringend, daß diese
Anstalten möglichstbald wieder für die Zwecke, denen sie dienen, frei werden. Das trifft nicht
allein für die Provinz, sondern auch für die Landesuersicherungsanstaltzu. Die Landesversicherungs-
anstalt hat einen Teil ihrer Heilanstalten für die Befatzungsbehördefreigeben müssen,während wir
sie doch dringend für unsere Arbeiter gebrauchen Deswegen spreche ich den dringenden Wunsch
aus, daß diese Anstalten baldigst wieder ihrem Zweck zur Verfügung gestellt werden.

Werte Anwesende! Mir ist im Etat auch aufgefallen, daß wir bei den Heil- und
Pstegeanstlllten vier verschiedene Klassen in der Verpflegung haben. Ich wünsche dringend, daß
diese vier Klassen beseitigt werden. Dann verstehe ich auch nicht, wie die Unterbringung der Idioten
heute geschieht. Ist es denn dringend notwendig, daß die Idioten jetzt noch in Religionsgemein¬
schaften getrennt werden, nach Katholiken und Evangelischen? Ich meine, da könnte auch viel
gespart werden.

Meine Damen und Herren! Es ist zu begrüßen, daß die Provinz größere Summen für
die Wegeverbefserungbereitstellt. Das Geld, das dafür im Etat steht, ist richtig angewandt.
Dadurch werden unsere Verlehrsverhältnisse bessere. Andererseits kann aber auch die Erwerbs¬
losigkeit dadurch in etwa bekämpft weiden. Gerade durch die Sanktionen leidet die rheinische
Arbeiterschnftbefonders. Wir haben eine große Anzahl von Arbeitslosenund müssen dafür sorgen,
daß diesen Arbeit und Verdienst gegeben wird.

Wir sollen auch von Reich und Staat verlangen, daß hier dem bedrängten Rheiulande
recht bald Notstandsarbeiten zugeführt werden, denn es ist unmöglich,daß die Gemeinden, wie sie
es bisher getan haben, diese Notstandsarbeiten allein durchführen,sondern da müssen auch Provinz,
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Staat und Reich mitwirken. Wir haben dafür zu sorgen, daß Kanal- und Tisenbahnbautenauch
hier im Rheinland« durchgeführtwerden, damit die Erwerbslosigkeitbekämpft, damit wirklich pral^
tische, produktiveErwerbslosenfttrsorgegeübt wird.

Dann aber noch eins zu der Straßenabteilung. Es ist heute auch von verschiedenen
Rednern wieder angeschnitten worden, daß man den Gemeinden,welche die Provinzialstraßen in Ver¬
waltung übernommen haben, endlich einmal entgegenkommensoll. Meine Damen und Herren!
Diese Frage ist schon längst behandelt worden. In verschiedenenLandtagsperioden ist dem Wunsche
Ausdruckgegeben worden, daß man endlich diesen Gemeindenentgegenkommen soll. Ich kann diese
Wünsche nur unterstützen und wünsche, daß man endlich einmal diese Geschichte aus der Welt schafft.
Es ist ein Unding, daß die Provinz, wo man vor 30 Jahren die Preise festgesetzt hat, heute, wo
die Gelbentwertung eine derartige Rolle spielt, noch mit diesen lächerlichgeringen Summen die
Gemeinden abzuspeisenbeliebt. (Zuruf Landeshauptmann: Wir bekommen ja auch nicht mehr!)
Ja, Herr Landeshauptmann, dann muß eben dafür gesorgt werden, daß wir mehr bekommen.
Andererseits muß doch die Provinz für die Straßen, die die Gemeinden nicht übernommenhaben,
ganz besondere Aufwendungenmachen. Sie weifen selbst in Ihrem Bericht nach, daß die Unter¬
haltung der «haussierten Straßen im Jahre 1918 760 Mark pro Kilometer gekostet.hat, sie aber
jetzt 4040 Mark kostet. Die Gemeinden fpeifen Sie aber mit dem lächerlich geringenBetrage von
im Durchfchnittvielleicht1000 Mark pro Kilometer ab. Das kann nicht gehen. Die Bezahlung,
die wir den Gemeinden geben, ist nicht, wie sie sein muß; sie entspricht nicht den Aufwendungen
der Gemeinden. Da ist mir entgegengehaltenworden: Das macht nichts aus, denn wenn die
Provinz jetzt die Gemeinden entfprechendbezahlt, müssen andererseits die Gemeinden doch wieder
die Mittel dazu aufbringen. Meine Damen und Herren! Das ist nicht richtig. Es ist eben da
eine kleine Anzahl Gemeinden, welche da in hohem Maße in Anfpruch genommenwird, während
eine ganze Anzahl anderer Gemeinden nicht davon betroffen wird. Dafür ein Beispiel: Wir
Remscheidersind ja besonders stark damit belastet. Wir in Remscheidhaben vor 25 Jahren
27,2 Km chaussierter Straße zu der lächerlichgeringen Summe von 32 000 Mark übernommen.
Diese 32 000 Mark waren vor 25 Jahren eine entsprechende Bezahlung. Der Gutachter, der
damals die Sache begutachtete,hat ausdrücklich gesagt: Für die hentigen Verhältnisse — also vor
25 Jahren — ist die Abfindung die richtige. Ich wiederhole,wir bekommen für diefe 27,2 Km
32 000 Mark. Ich habe nun einmal festgestellt,was wir wirklich dafür ausgeben. Wir haben
im Jahre 1914 für die Instandhaltung dieser 27 Km Straße zur teilweisen neuen Eindeckung
171000 Mark ausgegeben und für andere Posten noch 44000 Mark, insgesamt 215 243 Mark.
Das war im Jahre 1914. Heute müssen wir, wenn wir die Straßen ordnungsmäßig instand setzen
wollen, mehr als eine halbe Million Mark bei der starken Belastung in Remscheid für diese Straßen
ausgeben. Wir erhalten aber nur 32 000 Mark. Gleichfalls ist die Stadt Barmen mit 2? Km.
Köln mit 37 Km, Elberfeld mit 26 Km. Borbeckmit 18 Km, Solingen mit 15 Km und der
Kreis Wetzlar sogar mit 51 Km beteiligt, während andere Städte, z. B. der Kreis Mayen nur
mit 0,15 Km, Euslirchen mit 0.22 Km, Neuenahr mit 1,78 Km, Rees mit 1 Km beteiligt sind.
Ich meine, das ist eine vollständigungerechte Einteilung. Es ist nicht richtig, wie es in der Denk¬
schrift heißt, daß die Gemeinden ein großes Interesse daran haben, daß sie die Straßen über¬
nommen hätten, um die Wasserleitung, die Kanalisation, die Gasleitung hindurchleitenzu können.
Meine Damen und Herren, das können die anderen Städte auch. Euslirchen. Mayen usw. haben
auch keine Schwierigkeiten,diese Anlagen durch die Provinzialstraßen zu leiten. Das trifft also
nicht zu. Auch heißt es ausdrücklich in dem Vertrage, den die Provinz mit den Gemeinden abge»
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schlössen hat, daß die übernommenenStraßen Eigentum der Provinz bleiben. Wollen wir irgend
etwas ändern, wollen wir die Straßen verlegen, dann bedürfen wir der Zustimmung der Provinz.
Ich meine, diese Ungerechtigkeit muß unbedingt beseitigt werden, und wir müssen Mittel und Wege
finden, daß die betreffenden Gemeinden neben ihren hohen Steuern, die sie für die Provinz zu
zahlen haben, nicht derartig einseitig belastet werden. Ich wünsche dringend, daß die Kommission
dazu Stellung nimmt und veranlaßt, daß dieser Mißstand beseitigt wird.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Damen und Herren! Der Herr Abge»

ordnete Haas hat heute morgen eine Reihe von Wünschenüber Abänderung der Etatsformulare
vorgebracht und Beschwerden erhoben über Anstaltsbehandlung, über Irrenhäuser, Kranken¬
häuser, Fürsorgeanstalten usw. Ganz dieselben Beschwerdenund Wünsche hat eben der Herr
AbgeordneteKoch vorgebracht. Es ist nun nicht möglich, hier auf die einzelnen Fälle, die nur
angedeutetfind, einzugehen. Es wird darüber in den Kommissionen gesprochen werden und dann
vielleicht bei den einzelnen Haushaltsplänen, wenn sie hier vorgebrachtweiden. Ich habe mich
auch deshalb nicht zum Worte gemeldet,sondern aus einem anderen Grunde.

Heute morgen hat Herr AbgeordneterHaas unter den Beschwerdenauch eine Beschwerde
gegen einen Beamten vorgebracht und ihn mit Namen genannt. Sie betrifft den Direktor
von Iarotzky in Brauweiler. Meine Damen und Herren, was heute morgen über Herrn Direktor
von Iarotzky gesagt worden ist, steht heute abend in allen möglichen Zeitungen, und wenn es ohne
jeden Kommentar von hier aus in die Welt geschickt worden ist, wird man sagen: Die Sache ist
auch von der Verwaltung zugegeben, von Iarotzky ist im Unrecht. Das kann ich nicht zugeben,
darum muß ich bitten, auch meine Auffassungüber den Herrn Direktor von Iarotzky hier hören zu
wollen. (Sehr richtig! rechts.)

Herr Direktor von Iarotzky stammt aus einer alten Militarfamilie. Er war Offizier,
dann Direktor eines preußischen Gefängnisses,und von dort hat ihn die Provinzialverwaltung nach
Brauweiler übernommen. (AbgeordneterOrlopp: Das ist die richtige Stelle!) Er hat in Brau»
Weiler zunächst die Anstalt innerlich und äußerlich reformiert. Die Anstalt stand früher iu dem
Rufe, sie würde polizeilich sehr stramm verwaltet, von Iarotzky hat ganz entschieden günstige
Aenderungen herbeigeführt. Das Verhältnis zwifchen dem Direktor von Iarotzky und seinen Beamten
war vor dem Feldzug ein ganz erträgliches. Besondere Beschwerdensind mir niemals bekannt
geworden. Nun zieht Herr von Iarotzky ins Feld und kommt nach einigen Jahren zurück, und
-- das muß ich ja zugebe» — natürlich ist seine Auffassung eine mehr militärische geworden.
(AbgeordneterGerlach: Hört! Hört!) Aber er hat auch ganz andere Beamten vorgefunden. Die
Beamten waren auch draußen, sie haben eine ganz andere Auffassung von der Stellung der
Beamten und Angestelltenwie früher (AbgeordneterVerlach: Sehr richtig!), und es ist ganz klar,
daß hierdurch einige Kontroversenund Beschwerden entstanden sind.

Ich kann die einzelnenFälle nicht untersuchen, sie sind mir nicht vorgelegt worden. Ich
möchte nur einen Fall, den Herr Haas hervorgehoben hat, betonen. Es wurde gesagt, von Iarotzky
habe einen Beamten zu einem Kommissoriumhinausgeschickt und da habe dieser eine Frau in sitt.
licher Beziehung angegriffen,dann sei gegen den Mann das Disziplinarverfahren eingeleitetund er
sei suspendiert und auf halbes Gehalt gesetzt worden; das sei sehr hart, man könne sein Verschulden
"icht feststellen,weil die Perfon abwesend sei, und ähnliches. Ich darf den Fall einmal richtig¬
stellen. Direktor von Iarotzky hat einem Beamten den Auftrag erteilt, eine Person zu einer Ver¬
nehmung zu bringen. Das war ein dienstlicher Auftrag. Auf dem Rückweg geht der Beamte mit
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dieser Person in ein Wirtshaus, setzt sich in der Wirtsstube auf eine Bank und nimmt an der
Person unsittliche Handlungen vor. (Abgeordneter Haas: Soll!) Das ist meines Erinnerns
beobachtet worden von der Geschäftsinhaberin. Nun leitet die Staatsanwaltschaft sofort gegen den
Betreffenden ein Strafverfahren ein, weil er sich ihrer Auffassung uach eines Verbrechens in der
Ausübung seines Amtes schuldig gemacht hat. (Abgeordneter Haas: Schuldig gemacht habe»
soll!) Nachdemdie Staatsanwaltschaft das Strafverfahren eingeleitet hatte, blieb mir nichts anderes
übrig, als daß ich pflichtgemäß den Beamten wegen seines Verhaltens vom Amte suspendierte.
(Sehr richtig! rechts.) Ich konnte den Beamten nicht weiter im Dienst lassen; ich habe nur meine
Pflicht und Schuldigkeit getan. (Sehr richtig! rechts. Zuruf links: Es ist doch noch nichts
bewiefen!) Was ist denn da nicht nachgewiesen? Die eine Person, die es gesehen hat, kann ja
als Zeugin vernommen werden. Weiter bitte ich zu berücksichtigen:alle Aussagen solcher
Kurrigendinnen sind doch mit Vorsicht aufzunehmen, und uicht nur der Korrigeudiunen, sondern
aller dieser Personen. (AbgeordneterHaas: Sie unterstellenihr doch in diesem Falle, daß sie die
Wahrheit gesagt hat!) Daß es ihn hart trifft, wenn er nur die Hälfte seines Gehaltes bekommt,
ist richtig. Das ist aber nicht meine Schuld.

Ich kehre zu v. Iarotzky zurück. Herr U. Iarotzkyhat sich — das muß ich zugebeu — vielleicht
iu die neuen Verhältnisse nicht so leicht hineingelebt, wie das wünschenswert war. Das ist möglich.
Aber bedenken Sie eins: In welcher Situation steht Herr Direktor v, Iarotzky in Brauweiler? Die
Korrigendenanstalt ist während des Feldzugs zugrunde gegangen; es waren keine Korrigenden da.
Fiir alle Subjekte, die in der Provinz unterzubringen waren, mußte die Anstalt Brauweiler her¬
halten. Es wurden zunächst die Frauenzimmer in Saarbrücken aufgegriffen. Wo kamen sie hin?
Nach Brauweiler. Es wurden die Mädchen in Koblenz und Köln aufgegriffen. Wo kamen sie
hin? Nach Brauweiler. Wir mußten immer wieder besondere Abteilungen einrichten. Dann
wurde das Landarmenhaus iu Trier nufgehobcu. Wo kamen die Landarmen hin? Nach Brau¬
weiler. Dann hatten die Fttrsorgezöglingekeine Räume. Wo kamen sie hin? Nach Brauweiler.
Herr Direktor v. Iarotzky hat diese Abteilung in tadelloser Weise eingerichtet, so daß ich wirklich sagen
muß: Ich habe vor seinem Verwaltuugstalent sowie vor seiner Fähigkeit, derartige Einrichtungeu
zu schaffen, alle Hochachtung,wie ich überhaupt vor Herru v. Iarotzky, der ein durchaus ehrlicher,
auständiger und ordentlichgesinnter, aufrechter Mann ist, alle Hochachtunghabe. (Bravo! rechts.)
Daß er sich nicht so in die Verhältnisse, wie sie jetzt sind, einlebt, das passiert anderen auch.
(Zustimmung rechts. AbgeordneterGerlach: Das ist auch erklärlich.)

Vorsitzender Vielen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Die verschiedenen Fraktionen

haben alle auf die Rheinlande und die sogenanntenLoslösungsbesticbuugenBezug geuommen. Alle
haben betont, daß es selbstverständlich sei, gerade im jetzigen Augenblicknoch mehr wie sonst zu
betonen, daß das Rheinland nicht loszulösen ist von dem gesamten deutsche» Einheitsstaat, daß der
deutscheEinheitsstaat anzustreben ist. Wir, die wir auf diefem Gebiete stets diesen Staudpunkt
vertreten haben, wir, die wir alle Loslösungsbestrebungenbekämpft haben, wir, die wir auch
bezüglich der Sauktionen, auf die insbesondereder Herr AbgeordneteHeß zu sprechen kam, keines¬
wegs irgendein Verschulden haben, wir, die wir den Krieg bekämpfthaben, wir haben auch alle
Veranlassung und ein Recht dazu, gegeu die Sanktionen Front zu machen. Wir haben wohl als
die einzige Partei das Recht, in der entschiedensten Weise gegen die Ungerechtigkeiten,die die
Sanktionen mit sich bringen, Front zu machen. (Abgeordneter Gerlach: Warum die einzige
Partei?) Weil wir diejenigen sind, die tatsächlichmit Bewußtsein und mit der Tat gegen den
«rieg gckänipft haben. Tatsächlich wird heute der Mkerhaß, von dem Herr AbgeordneterHaas
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sprach, in den Kindern, selbst den kleinsten Kindern großgezogen. Ich muß demgegenüberbetonen,
daß unseren Kindern kein Vülkerhaß gepredigt wird, daß unseren Kindern kein Völkerhaß ein¬
geimpft wird. Zweifellos machen jetzt die nationalen Kreise infolge der Vefetzungsmaßnahmenin
Nationalismus, was diese und jene Nachwirkungenhaben kann und hat. Wenn man aber her¬
kommt, wie der Herr AbgeordneteHeß, und verlangt, daß die wegen ihrer nationalistischen Treibereien
aus dem Rheinlande ausgewiesenenPersonen in besonderem Maße belohnt werden, so muß man
dagegen Front machen. (Lachen rechts.) Denn wenn es so fortgehen soll, dann haben ja in dieser
Beziehung die Herrschaftennichts mehr zu riskieren und würden noch viel mehr iu dieser nationa¬
listischen Weise das deutsche Volk und in Sonderheit die Rheinprovinz schädigen.

Bezüglichder ganzen Tagung, die wir mit der Regierungserlaubnis haben, nnd wozu sogar
der Segen des Himmels erfleht wurde, muß man doch betonen, daß der Provinziallandtag eigentlich
einen großen Teil seiner Pflichten und seines Einflusses an den Provinzialausschuß abgetreten hat
(Sehr richtig! links), der mit allerlei Machtbefugnisse» ausgestattet ist uud der oft selbstherrlichhandeln
kann, während der Provinziallandtag nur mit Erlaubnis der Regierung, wenn es der gefällt, einmal
einberufenwird. Wenn wir uns nun die Tagung au sich vor Augen führen, die noch nicht einmal
parlamentarischaufgezogenwird und wozu noch nicht einmal vorher rechtzeitig der Aeltestenrat, die
Fachkommissionusw. zusammenberufenwerden, alles von dem Gesichtspunkteaus, daß jedesmal
wieder eine Neukonstituierungzn erfolgen hat, so ist doch diese ganze Maßnahme verkehrt, weil wir
tatsächlich in unseren Verhandlungen sehr darunter leiden. Die ganze traurige Finanzlage, in der
die Rheinprovinz, Staat und Gemeinden stecken, diese Bankrottwirtschaft ist, wie von den letzten
Rednern schon betont worden ist, zurückzuführenauf die Folgen des sogenanntenStahlbades, auf
die Folgen des mörderifchen Krieges und auf die verkehrte Finanzpolitik vor und wahrend des
Krieges. (Sehr richtig! links.) Hätte man während des Krieges wenigstensdie englische Finanz-
Politik gehabt, dauu wäre mauches anders. (AbgeordneterBamberger: Aber sicher!) Dann wären
wir in finanzieller Beziehung überhaupt weit besser gestellt und hätten nicht in dieser Weise den
ganze» Kriegsgewinnlernund Kriegsindnstriellenderartige Gewinne zukommenlassen. Diese über¬
mäßigen Gewinne wären dann schon während des Krieges zugunsten der Allgemeinheit verwandt
worden, während sie während und nach dem Kriege ins Ausland wanderten, zum Schaden des
Volkes. Wir kennen ja auch noch viele Revolutionsgewiunler. Und es ist der Herr Minister
Briand, der sagt, daß in Deutschland die öffentlichenKafsen leer und die Kassen der privaten
Unternehmer immer voller werden.

Wenn wir in der Provinz sehen, daß das Vermögen schon um 4"/i» Millionen Mark
gegen das Vorjahr sich verminderthat, daß aber eine Vermehrung der Ausgaben vou 146 Millionen
Mark zu verzeichnenist, und daß der Provinzialausschuß mm mit eine,» Steuerbukett kommt,
Erhöhung der Realsteuern usw. vorschlägt, so muh man sich mit dieser Frage auch etwas näher
beschäftigen.Es ist ja richtig, wenn man verlangt, um nicht wer weiß wie die ganzen allgemeinen
Arbeiten der Provinz zu schädigen,daß die finanzielle Frage rechtzeitiggelöst wird. Aber wenn
mau sieht, wie das Kommnnalabgabengesetz gemachtwerden soll, um für die Proviuz Maßnahmen
in steuerlicher Beziehung zu treffen, so haben wir zu betonen: Sollten diese stenerlicheu Maßuahmeu
indirekter Art sein, so müssen wir dagegen ganz entschieden Front machen. Denn die indirekten
Steuer» werden in ganz schlimmer Weise noch »lehr als bisher das Gxistenzminimnm bestener».
Die Frage werde ich i» einen: anderen Zusammeuhang gleich noch streifen.

Was uns aber in der heutige» Tagung noch besonders wesentlich erscheint, ist, wie schon
betont, die Wahl des neuen Landeshauptmanns. Wir können keinen Nachfolger für Herrn von
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Renvers gebrauchen von echt preußischem Iunkergeist. Herr von Renvers kann es verstehe»,wenn
wir ihm auch kein Abschiedslob spenden. Herr von Renvers hat ja durch seine Verteidigung des
Direktors der Anstalt Bmuweiler erneut gezeigt, vou welch altem Geist aus dem vorvorigenJahr¬
hundert die ganze Provinzialverwaltung beseelt ist. Die Verteidigung des Direktors der Anstalt
Vrauweiler spricht fttr sich. Wir wollen einen Nachfolger als Landeshauptmann, der soziales
Verstehenhat und soziale Tatkraft zeigt.

Wir wollen eine würdige Kulturpolitik in der Provinz, die Gehaltsregulierung der Arbeiter,
Angestelltenund Beamten, der unteren Beamten insbesonders, in der Weise, daß sie den heutige»
Zeitverhältnissen entspricht und mindestens das Existenzmiuimumgewährleistet,was keineswegsin
der jetzigen Zeit gegeben ist. Wir müssen auch ganz besonders betonen, daß der Achtstundentag
in den Anstalten und überhaupt überall hochgehaltenwird. Gegen die niedrige Bezahlung der
unteren Beamten und der unteren Angestelltenund Arbeiter ist entschieden einzuschreiten.

Wir haben besonders zu betonen, daß die Pensionen der unteren Beamte» uud Ange¬
stellte» iu den Provinzialanstalten usw, wesentlich anders gestellt weiden müssen. Ich erinnere nur
daran, daß, wie durch Fälle, die die Freunde meiner Fraktion in dieser Beziehung erhalten haben,
dargelegt wird, daß die Leute in keiner Weise mit den Pensionen auskommeukönnen. Ich habe
hier einen Fall, wo die Familie eines pensionierten Beamten, bestehendaus Mann, Frau und
4 Kindcru, also 6 Personen, mit allein, was drum uud drau hängt, 226 Mark monatlich hat,
wovon sie leben soll. Wer allein diese Zahlen für ei»e solche sechsköpfigeFamilie hört, kann sich ein
Bild davon machen, welches Hungerdaseindiese Leute führen. Wenn man nun weiter sagt, wie
nun noch allerlei Anrechnungenerfolgen, so daß diese Leute gezwimge»sind, noch Gesuche gegen
die Anrechnung der verschiedenen Renten usw. einzureichen,so sollte man unter allen Umständen
dem Rechnung tragen, daß das Invalidengeld für die Zukunft nicht mehr in Anrechnung gebracht,
sondern den Leuten die volle Rente gewährt wird.

Es muß auch darauf gedrungen werden — das ist das Hauptsächliche—, daß eiue
Erhöhung der Renten erfolgt, damit die Renten auch mit der heutigen Valuta i» Einklang zu
bringen sind. (Sehr richtig! links,)

Die Provinzialaustalten müssen im Gegensatz zu der Auffassung des Herrn KollegenHeß
vom Zentrnm ihres konfessionellenCharakters entkleidetwerden, (Zuruf aus dein Zentrum: Dann
werden sie noch teurer!) Die Provinzialanstalten sind ja bisher Privilegien der Konfeffionen, der
Kirchen; sie hatten jahrhundertelang Zeit, in dieser Richtung ihre christlichenGrundsätze zur
Durchführung zu bringen. Aber wir wissen, daß es bei den Provinzialanstalten sehr böse aussieht,
und die Herren Vorredner habe» schon eine Anzahl Fälle in dieser Beziehung vorgebracht.

Ein ganz dunkles Kapitel ist und bleibt die Fürsorgeerziehung. Wenn wir heute hörteu,
was der Herr Landeshauptmann mit kaltem Blute sagte, daß sogar Fürsorgezüglingein Brauweiler
untergebracht sind, so kennzeichnet das die Situation ganz besonders. Die Verhältnisse sind so,
daß es bei den Zuständen, die dort herrschen, angebracht wäre, daß als Uebelschriftan den Für¬
sorgeanstaltendie Worte aus Dantes „Hölle" stehen müßten: „Ihr, die Ihr hier eintretet, lasset
alle Hoffnung fahren!" Es herrscht dort eine Erziehungsmethodedes Priigelftocksund des Gebet¬
buchs, und diese Erziehungsmethode ist so schlimm, daß bis weit in die Vürgerkreisehinein sich
die Auffassung durchsetzt, daß die Fürsorgeerziehung keineswegs irgendwelche Erfolge aufzuweifen
hat, sondern daß jeder, der in Fürsorgeerziehuugkommt, sich von vornherein damit abfinden muß,
daß er niemals durch eiue solche Fürsorgeerziehungein nützliches Mitglied der menschlichen Gesell¬
schaft werden kann. (AbgeordneterVamberger: Sehr richtig!) Es ist so, daß die Fürsorgeerziehung
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von heute weiter nichts ist als ein Schandmal der deutschen Kultur. Wer aus der Fürsorge¬
erziehungheute herauskommt, der ist schlechter,als wie er hineingekommenist, (Zuruf rechts:
Beweise!) Es ist so, daß eben überall, in allen kriminellenFällen sich in der Biographie der
betreffenden inlriminierten Personen in der Hauptsachedie Fürsogeerziehungbefindet. Anstatt daß
die Anstalten wirklich Verbefferungsnnstaltenwerden, anstatt daß man in dieser Richtung wirklich
so arbeitet, wie es den modernen pädagogischen Verhältnissen entspräche,macht man das gerade
Gegenteil und fährt in dem alten Kurs weiter.

Ich habe, als ich diesem Kollegium noch nicht angehörte, Gelegenheitgenommen, gegen
eine solche Anstalt vorzugehen. Als Redakteur der Elberfelder Freien Presse war ich damals in
der Lage, an der Hand vieler, vieler Beweise die Verhältnisse in der Anstalt Gemünd aufzudecken.
Die Zustände, die dort sich herausbildeten,waren so skandalöser Art — das wird mir sogar der Herr
Landeshauptmann bestätigen (Zuruf Landeshauptmann: Nein! Nein!) — daß die Strafkammer in
Aachen sie zu längeren Gefängnisstrafen verurteilt hat. (Zuruf: Wen denn, etwa den Landes¬
hauptmann?) Die leitendenPersonen der Anstalt in Gemünd sind damals zu längeren Gefängnis¬
strafen verurteilt worden — ein Beweis dafür, wie schlimm es damals war. Das will etwas
heißen, wo man doch weiß, daß man den Zöglingen im allgemeinenwenig oder gar nichts glaubt,
daß also durch andere Personen der Nachweis geführt werden mußte. Selbst einem Teil der
Angestellten ging die rigorose Behandlung der Fürsorgezöglinge wider den Strich, so daß sie es
nicht mehr mitmachenkonnten, daß einfach in sadistischer Weise Angestelltebeanftragt wurden, die
Zöglinge auf den Bock zu schnallen uud zu Prügelu (Hört! Hört! liuks) und sie dann den nächsten
Tag in die Kirche zu bringen. Das sind skandalöse Zustäude, die heute auch noch vorkommen,
befonders in den Anstalten,

Ich möchte im Gegensatz dazu auf das hinweisen, was wir gestern hier erlebt haben.
Gestern haben wir die fchönen Schulgärten und Anlagen besichtigt, die der Abgeordnete unseres
Hauses, Herr Rektor Steinmeyer, eingeführt hat, für die er bereits seit einem Jahrzehnt kämpft.
Es wird mir wohl jeder bestätigen,daß hier vorbildliche Erziehung geübt wird, daß hier die Jugend
mit der Natur verbuudeu und gut erzogen wird nach modernen pädagogischen Grundsätzen, Wenn
Man dies endlich einmal auch auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehungleinen würde, würde manches
anders. (AbgeordneterBamberger: Sehr gut!)

Wenn von der Rechten vorhin der Zwischenruf „Beweife" erfolgte, fo möchte ich dem
Betreffendensagen: Ich kenne einen Pfarrer und Lizentiaten Erfurth von Vlberfeld. (Zuruf aus
der Mitte: Ein tüchtiger Mann!) Wird nicht bestlitten; ich führe ihn ja gerade als Beweis an.
Der hat gerade versucht, neue Wege zu gehen. Ich möchte bitten, diesen Herrn zu unterstützen,
damit in der Beziehung BesseruugPlatz greife und neue Wege auf dem Gebiete gegangen werden.

Wenn wir uns nun andererseits vor Augen führen müssen, wie hier die Verhältnissesind,
so können ja in der Spezialberatnng meine Freunde noch klassischeBeispiele dafür geben, auch in
der Generaldebatte, wenn Sie es wünschen.

Ich möchte aber noch auf ein weiteres hinweifen. Ich habe hier eine Broschüre: „Die
Toten von Sankt Thomas, Opfer der Hungerblockade oder an Massenmord grenzende Verbrechen".
(Heiterkeit rechts, AbgeordneterOrlopp: Die Rechte lacht!) Wenn Sie darüber lachen, fo beweisen
Sie damit, daß Sie noch nicht wissen, was hier los ist. Sie könntenhöchstens über etwas lachen,
was Sie nachher bereuen. Hier dreht es sich darum, daß nach dem Bericht, den ich gehört habe,
der Prouinzinlausschußam 15. März beschlossen hat, von den Verhandlungen,betreffend den Erwerb
eines Teils der vormalige,, Pflegeanstalt Sankt Thomas bei Nndernach, Kenntnis zu nehmen und
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die weitere Entwickelung der Angelegenheitabzuwarten. Aus einem früheren oder spateren Protokoll,
wo eine Kommissiongewählt wurde, ist ähnliches zn ersehen. Nach einer anderen Statistik, die
ich zufälligerweiseauch zu Gesicht bekommen habe (Zuruf Landeshauptmann: Das ist gar keine
Provinzialanstalt!), nein, ich nehme an (Zuruf Landeshauptmann: Sie ist es aber nicht!). Ich
nehme an, daß Ihnen nicht unbekannt ist, daß Sie viele, viele dieser Lente in diese Anstalt über¬
wiesen haben. (Zuruf Landeshauptmann: Diese Anstalt geht mich aber nichts an!). Sie unter¬
steht der Regierung, und Sie sind auch ein Vertreter der Regierung. sInruf Landeshauptmann:
Das ist ein staatsrechtlicherIrrtum! (Heiterkeit.)^ Zunächst dreht es sich darum, daß ich hier als
Mitglied des Provinziallandtages über die von der Provinzialverwaltnng benutzte Anstalt das sage,
was ich zu sageu für notwendig halte. Es ist da festzustellen, daß bei Ausbruch des Krieges von
der Provinz aus 600 Geisteskrankein Sankt Thomas untergebracht waren, daß später noch 70
neu aufgenommenworden sind. Seit Beginn des Krieges sind so viele gestorben,daß bei Auflösung
der Anstalt nur noch 280 Geisteskrankevorhanden waren. Es sind also 390 gestorben. Das
sind 58°/u. Das ist eine Ziffer, die in keiner anderen Anstalt zu verzeichnenwar. Darauf ist
ja auch die Auflösung gewissermaßen zurückzuführen. (Zuruf: Ist nicht richtig!) Der Regierungs¬
präsident hatte dadurch Veranlassung, einzugreifen, und wir können feststellen, daß bei dieser
Anstalt gegenüber anderen Anstalten, wo wir 10°/n Sterblichkeitszifferhaben — was ich auch
uoch sehr hoch finde —, bei einer Sterblichkeit von 50°/n tatsächlichin der schlimmsten Weise mit
den Leuten verfahren worden ist. Des weiteren möchte ich feststellen,daß aus diefer Broschüre
sich ergibt, daß die leitendenPersonen dieser Anstalt, mit denen die Provinzialverwaltnng verhandelt,
in der schlimmsten Weise mit den vorhandenenLebensmitteln aus der großen landwirtschaftlichen
BesitzungSchiebung und Wucher triebeu und alle die Schwerkrankeneinfach dem Hungertode preis¬
gegeben haben, nur um sich persönliche Vorteile zuzuwenden. Wenn man sich diese Broschüre vor
Augen führt, so ist das auch eiu Kapitel zu der Fürsorge, wofür die Provinzialverwaltung, wenn
auch iu dem Falle indirekt, eine gewisse Mitverantwortung trägt, zumal sie jahrelang die betreffenden
Personen dieser Anstalt überwiesenhat und sie folglich alle Veranlassung gehabt hätte, für diese
Anstalt die richtigen Maßnahmen zu treffen. Der Herr Landeshauptmann sagt ja selbst, die
Hansordnungen in den Anstalten müssen geändert weiden. Wenn schon in seinen Anstalten so
schlimme Hausordnungen sind, wieviel mehr in den Anstalten, auf die er keinen direkten Einfluß hat.
Die Provinz verhandelt hier mit Leuten, die für sich weiß Gott welche Gewinne herausgeholt, die
Verbrechenauf Verbrechengehäuft und 390 Morde auf dem Gewissenhaben, (Oho-Rufe rechts.)
Es ist uotweudig, hier im Provinziallandtag festzustellen,daß diese Leute noch frei herumlaufen,
daß die Regierung in Koblenz da noch nicht eingegriffenhat.

Nun einiges znm Etat. Wir sehen, daß es hier auf Seite 141 bezüglich der Fürsorge¬
erziehung heißt: „Am 1. April 1920 war ein Bestand von 9620 Zöglingen. Das Rechnungsjahr
1920 hatte einen Zugang von rund 2800 und einen Rückgangvon rund 2000, so daß zu Beginn
des Rechnungsjahres 1921 ein Bestand von 10400 Zöglingen vorhanden ist". Es besteht lein
Grund, sagt die Provinzialverwaltung, für das Rechnungsjahr 1921 mit anderen Annahmen zu
rechnen, und so wird mit einem Bestände von 11200 Zöglingen gerechnet. Wir sehen also, daß
hier festgestellt wird, daß die Zahl der Fürsorgezöglingein enormem Steigen begriffenist, anstatt
daß die Provinz und überhaupt jeder auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehungin der Gemeinde und ganz
gleich wo dahin arbeitet, daß nicht die Fürsorgeerziehungeinfach ausgesprochen,sondernvorbeugende
Arbeit getriebenwird, daß alles geschieht, damit einer nicht in die Fürsorgeerziehunghineinkommt.
Darüber sind wir uns klar: Der Herr Landeshauptmann ist hartherzig bis dort hinaus. Das hat
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ei in der Vergangenheitbewiesen, denn wenn einer in der Fürsorgeerziehungist, können Sie, wenn
er sich noch so gut geführt hat, Brief und Siegel darauf nehmen: Der Herr Landeshauptmann
gibt den Fürsorgezögling nicht frei, bis er 21 Jahre alt ist. (Zuruf Landeshauptmann: Die
Hälfte ist immer freigegeben worden!) Dafür haben wir genügendBeweisein der Hand, es sind
genug Schriftstücke darüber gewechselt, die beweisen, daß in der Beziehung alles geschieht, daß unter
keinen Umständenbis zum 21. Lebensjahr irgendein Fürsorgezögling freigelassen wird.

Wir sehen, daß im allgemeinen in den Heilanstalten die Zahl der Ueberwiesenen immer
kleiner wird. Das wird aber nicht etwa darauf zurückzuführen fein, daß das Volk gefunder geworden
ist, nein, das Volk ist durch die Unterernährung, durch die sogenannteDurchhaltepolitikwährend
des Krieges krank geworden, sehr krank, und bedarf der Heilung. Wir fehen aber, daß allgemein
immer mehr und mehr tatsächlich die Gemeinden für diefe Heilung nicht die Mittel aufbringen
können, fo daß alfo eben die Gemeinden auch, weil fie die Mittel nicht haben, von Ueberweisungen
Abstand nehmen. Die Kosten können nicht aufgebrachtwerden, und fo geschieht nichts in dieser
Richtung, was irgendwiezur weiteren Gesundung des Volkes beitragen könnte.

Zunächst noch eine Bemerkungzu unseremAntrage. Wir haben ja gerade bezüglich der
Fürsorgeerziehungeinen besonderen Antrag eingereicht,der sich gegen die Prügelstrafe wendet und
der verlangt, daß unter Hinzuziehung der Gewerkschaften die Berufsberatung und die Arbeits-
verteilung erfolgt. Es ist dies unter allen Umständen das einzig Richtige, damit nicht etwa die
aus der Fürsorgeerziehungherausgekommenen Personen einfach mir nichts dir nichts als Ausbeutungs¬
objekt für die Landwirtschaftoder die Industrie dienen und als Schmutzkonkurrenz für die übrigen
arbeitendenKlassen, die ihre tariflichen Bedingungen in jeder Beziehung zu beachten haben. Wir
muffen auch verlangen, daß während der Fürsorgeerziehungkeinesfalls den Fürsorgezöglingendas
Koalitionsrechtverwehrt wird, sondern daß sie genan so Anspruchauf tariflichen Lohn haben, wie
die anderen Arbeiter. Wenn in diefer Richtung in Verbindung mit den Gewertfchaftendie Berufs¬
beratung für die Fürsorgezöglingeund all die Fragen, die damit verbunden sind, verhandeltwerden,
bin ich dessen gewiß, daß dieser Reformweg zweifellos eine größere Besserung in dieser Richtung
hervorrufen wird, als alle Maßnahmen, die irgendwie einen konfessionellenCharakter tragen. (Sehr
richtig! links.)

Wenn wir bezüglich der Straßenbauverwaltung gehört haben, daß der Herr Landes¬
hauptmann in seinem mündlichenBericht davon sprach, daß man in der Gemeinde in Zukunft sich
mit Knüppelstrahenund Knüppeldämmenabzufindenhabe, daß gespart werden müsse und dergleichen,
daß keine Talsperren usw. gebaut werden könnten, daß kein Geld dafür da sei, so müssen wir uns
mit diesen Fragen in etwa näher beschäftigen, Da finden wir, daß in diefer Richtung die Provinz
manches ändern mühte. Ich bin der Auffassung, daß die Provinz bisher auf diefem Gebiete
wenig gefpart hat. Ich bin aber nicht der Auffassung, daß die Provinz in ausreichendem Maße
auf dem Gebiete des Straßenbauwesens gefolgt hat, wie das indirekt aus deu Ausführungen des
KollegenKoch herausklang. Ich möchte, um eben auf diefe Fragen noch zn fprechen zu kommen,
zunächst darauf hinweifen, daß in der Vauvcrwaltung der Provinz eine Einrichtung besteht, daß
eine Fernvertretung der Landesbauinspektorenerfolgt. Das ist auch noch ein alter Zopf. Wenn
in Düsseldorf ein Bauinspektor Urlaub hat, muß der Krefelder ihn vertreten. Das geht in der
Weise, daß der Landesbausekretärdann die Briefe und all die Sachen, die fie irgendwiezu machen
und zu unterschreiben haben, durch die Post nach Krefeld schickt.Der Landesbausekretärmacht den
eiligen Dienst, und wie die Verhältnisse zeigen, sind eigentlichviel zuviel Inspektoren vorhanden.
Im Etat sind ja auch noch zwei Inspektorstellenvorgesehen,die gar nicht besetzt sind. Man will
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sich diese Summen bewilligen lassen, um im Laufe des Jahres diese Inspektorstellenzu besetzen.
Wenn auch gesagt wird, daß beim Straßenbauwesen dies und jenes geschehen sei, so muß ich sagen,
daß, wenn schon die anderen Behörden rückständig sind, die Straßenverwaltung, soweit ich darüber
informiert bin, die allerrückständigste Behörde ist. Hier herrscht der Inspektorengeistvon vor 50
Jahren. Es ist sehr schwer, gegen ihn anzukommen. Im Volksmundesagt man ja: Der Inspektor
fahrt und sieht, der Straßenmeister geht und sieht und der Wärter steht und sieht. Weshalb und
aus welchen Gründen ich nun hier diese Frage speziell zur Sprache bringe, ist darauf zurückzuführen,
daß ich der Auffassungbin, daß. genau so wie bei der Eisenbahn, wie bei der Staatsverwaltung,
wie bei der allgemeinen Verwaltung, die Sekretäre, die organisch den Inspektoren direkt unter¬
geordnet sind, die Aibeit zu machen haben, die die Sache rein technisch ebensogutoder noch besser
beherrschen,auch in der Lage sein müssen, Vertretungen auszuüben, und irgendwo, wo eben nicht
die Notwendigkeiteiner Inspektorstelleunter allen Umständen gegeben ist, die Arbeiten des Inspek¬
tors auszuführen. Es ist dies schon deshalb notwendig, weil dadurch nicht nnr gespart, sondern
auch praktisch gearbeitet wird. Was nützt es denn, wenn z. B. ein Inspektor von Siegburg die
Tätigkeit eines Inspektors von Gummersbach ausübt? Was nützt es, wenn ein 65—70 Jahre
alter Herr in Siegburg sitzt und ein halbes Jahr die Vertretung von Gummersbach hat, und es
ändert doch an der Sache nichts, nur daß die teuren Gehälter gezahlt werden müssen und daß
außerdem vou dem Landesbausekretiirwegen der sonstigen Verhältnissedurch Vorlage an den Landtag
noch eine Dienstwohnungverlangt wird? Das sind Dinge, die wir unter keinen Umständen mit¬
machenkönnen. Wir müssen schon verlangen, daß eben hier das, was anderswo möglichist, was
in Reich, Staat und Gemeindenmöglichist, auch in der Provinz möglich sein muß. Die Verhält¬
nisse siud hier so, daß auch die Provinzialabteilung, hier das Landesbauamt, der Landesbaurat usw.,
doch zweifellos einen solch großen Stab von oberen wie mittleren Beamten hat, daß er in der Lage
ist, in besonderen Fällen, wo der akademische Inspektor für notwendig befundenwird, für sich eine
Kautel zu schaffen, die ihm gewisse Rechte sichert. Es ist ja möglich, daß bei landespolizeilichen
Prüfungsterminen nsw. der Landesbausekretiirdiese Vertretung nicht allein übernimmt, sondern daß da
eben irgendein Vertreter vom Landesbauamt die Sache übernimmt. Jedenfalls können wir die
Inspektorstellen,die jetzt offen find, für alle Zeit sparen.

Was weiter die Ansicht, die ich vertrete, bestätigt, ist die Zerstörung der Kohlenstraßen.
Die Provinz tut ja so, als wenn sie ihre Hände in Unschuld wüsche. Dazu hat sie aber gar keine
Veranlassung. . Die Katastrophe bezüglich der vielen Straßen, worüber Herr I)r. Iarres und alle
die Vertreter der Gemeinden mit Recht Beschwerde führen, ist in der Hauptsache nicht etwa auf
die Entente zurückzuführen,sondern auf das mangelnde Eingreifen, auf die mangelnde Initiative
der Straßenbauverwaltung. Nehmen wir einmal die BelgischenKleinbahnen. Mit Recht führen
fie, soweit ich informiert bin, einen Prozeß gegen die Provinz auf Zahlung von 6 Millionen Mark
Schaden, weil die Provinz der Straßenunterhaltungspflicht nicht rechtzeitignachgekommen ist. Wir
wissen ja, daß man, wenn man zum Landesbauamt kam, man zugeknöpft war bis obenan, daß
mau dort sagte: Ihr könnt ja versaufenin Eurem Dreck, zieht Euch Stiefeln an, usw. Material
wurde nicht rechtzeitighingebracht. Die Gemeindenhaben alle nachgewiesen, daß die Provinz nicht
recht arbeitete, daß das Material nicht da war, trotzdemsie selbst Anstalten hat. Hätte sie es
rechtzeitig herangeschafft, immer von Zeit zu Zeit, wie es eigentlich ihre Pflicht gewesen wäre, wäre
es gar nicht eingetreten, daß die Kosten im Laufe der Zeit um das Zehnfache gestiegensind und
dadurch in schlimmer Weise den Etat der Provinzialverwaltung erhöhten.

Das, was hier bezüglich des Straßenbaues gerade im RegierungsbezirkDüsseldorf unter
der Leitung der Inspektors geschehen ist, wäre — davon können Sie sicher überzeugt sein — bei
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den Landesbausekretärennicht passiert. Ich nehme doch auch an, daß die Provinzialbeamten, ganz
gleich welche, mindestensso tüchtig sein müssen, wie die Staatsbeamten. Warum soll das, was
bei den Staatsbeamten möglich ist, nicht auch bei den Provinzialbeamten möglich sein?

Es ist ja nun weiter so, daß man auch hier das Ausfuhrverbot für Steine notwendighat,
weil eben durch das Valutageschäftdurch das Nichteingreifender Provinz und durch die Lieferung
von Steinen nach dem Auslande auch die Provinz leider wesentlichgeschädigtworden ist. Die
Provinz hat Steinbrüche, zwei eigene Betriebe usw. Die Verhältnisse zeigen da, daß in dieser
Richtung auch nicht alles so ist, wie es sein sollte. Wir wissen ja, daß die Steinbetriebe, die wir
haben, auch keine Einnahmen in dem Maße erzielen, wie es eigentlich notwendigwäre. Ich glaube,
es war Herr AbgeordneterHaas, der auch darauf hingewiesenhat, daß eben keineswegsin wirt¬
schaftlicher Beziehung das herausgeholt worden ist, was herausgeholt werden könnte. Das kann
man auch von den Steinbruchbetriebenfagen. Da stehen Einnahmen und Ausgaben in einer Weise,
die noch an die Zahlen vor dem Kriege erinnern, wo doch heute die Steine 20 mal so teuer sind.
Man weiß auch nicht, bis zu welcher Menge die Provinz Pflichtabnehmerist und an welchem Ge¬
winn die Rheinischen Provinzial-Basaltwerke in Obercasselbeteiligt sind. Man ist nicht im Bilde
über diese ganze Frage, und man muß schon, was die Provinzial-Basaltwerke im Siebengebirge
betrifft, sich seine eigenen Schlüsse ziehen. Es gibt böse Jungen, die behaupten,daß die Provinzial-
Basaltwerkeim Siebengebirge eine Notwendigkeitseien, damit die Herren Räte alljährlich auf billige
Art Vergnügungsreisen ins Siebengebirge machen können. Es ist doch die eigene Regie nur ge¬
schaffen worden, damit man vor Ringbildungen auf diefem Gebiete geschützt oder damit man der
Konkurrenzgegenübergewappnetund ihr nicht mir nichts dir nichts ausgeliefert war. Wenn man
sieht, wie die Provinz auf dem Gebiete der Straßenbauverwaltung gearbeitet hat, fo findet man,
daß sie vieles verabsäumt hat. Sie hat sich hier in fchlimmer Weife an den Interessen der All¬
gemeinheitversündigt. Das erkennen wir, wenn wir uns die Kohlenstraßenvor Augen führen. Als
Kohlenstraßenbezeichne ich die Straßen, die durch die Kohlenautomobileusw. zugrunde gerichtet
worden sind. Diese Straßen sind nicht rechtzeitigin Ordnung gebracht, es ist nicht rechtzeitigdas
nutige Material herangeschafftworden. Für diese Kohlenstoßen, die früher 4 Millionen Mark
erforderten, muffen jetzt 12 Millionen Mark ansgegeben weiden. Daß das für die Zukunft uicht
so weitergehendarf, muffen wir unter allen Umständen verlangen. Wir muffen unter allen Um¬
ständen dahin wirken, daß fich in dieser Richtung die Verhältnisse ändern.

Wir müssen uns weiter sagen, daß der Ausbau des Kleiubahnnetzeszu erfolgen hat. Wir
verlangen auch, daß das Wuppertal eine bessere Verbindung mit Essen und dem Industriegebiet
erhält, um auch in dieser Richtung die ganzen Verhältnisse so zu gestalten, wie wir es wünschen.

Die Kohlenversorgungist ja auch eine Frage von besondererWichtigkeit. Da hat die
Provinz auch für die nötigen Wafferwegeusw. zu sorgen. Die Folge der Kohlennot ist ja ge¬
wesen, daß viele, viele Wälder abgeholzt und abgeschlagenworden sind. Da haben die Forst¬
behördender Provinz dafür zu sorgen, daß die Wiederanpflanzungzwangsmäßig erfolgt, (Landes¬
hauptmann: Die Regierung, nicht die Provinz; wir haben ja keine!)

Wir benutzenauf alle Fälle deu Provinziallandtag dazu, die Provinzialverwaltung auf¬
zufordern, darauf einzuwirken,daß in dieser Beziehung eine Aenderung Platz greift.

Um noch einmal die Frage der vorbeugendenJugendpflege usw. in Betracht zu ziehen,
so haben wir dahin zu wirken, daß die Jugendherbergen ausgebaut werden, daß da keine Rang¬
unterschiedegemacht werden, daß hier die Provinz in entsprechender Weise gewissermaßeneinen
Zuschußgewahrt, damit diese Herbergen unter den Voraussetzungen,die wir stellen, erhalten und
ausgebaut werden.

12
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Die Provinz hat aber auch eine großzügige Wohnnngspolitikzu betreiben. Es ist schon
von dem Vorredner zum Teil darauf hingewiesenworden, daß dadurch eine produktiveErwerbs¬
losenfürsorge getrieben würde, indem dadurch mehr Arbeitsgelegenheitgeschaffen und außerdem die
schlimmeWohnungsnot bekämpft würde. Wir haben dahin zn wirken, daß auch die großen
Exerzierplätzeals Bauplätze für Wohuungen ausgenutzt werden, genau so, wie wir die Kasernen zn
Wohnungen auszubauen haben.

Wir haben weiter dahin zu wirkeu, daß das Landesarbeits- und Verufsamt ausgebaut
wird, daß es mehr und mehr unterstützt wird und daß das Landesarbeits- und Verufsamt die
Fragen, die ich andeutete, weiter fördern hilft.

Wir können auch in weiterem Maße für die Allgemeinheitwirken, wenn wir im Hohen
Venn, wie die Fachleute empfehlen, eine weitere Moorkultur einrichten. (Abgeordneter Ianfeu-
Lammcrsdorf: Das gehört nicht mehr zu Deutschland!) Es ist Nheinpruvinz. (Zuruf: Das ist
doch abgetrennt worden!) Wir haben auch dafür zn wirken, daß diese Moorkultur geschaffen wird.
(Zurnfe: In Belgien? Wir haben ja keine Moorkultur mehr! Zuruf links: Wir haben bloß
Schwarze, keine Mohren!) So gibt es noch viele andere Fragen, die gefördert werden können.
Der Talsperrenbau wird ja einfach von der Provinz abgelehnt, weil die Finanzen nicht da sind,
sagt der Herr Landeshauptmann. Jedenfalls ist es notwendig, daß Talsperren gebaut werden.
Ist es denn nicht viel besser — das leuchtet doch jedem Laien ein —, man baut eine Talsperre
oder mehrere, mögen sie kosten, was sie wollen, als daß man unnütz Millionen und aber Millionen
für Erwerbslosenfürsorgeohne irgendwelche Gegenleistungausgibt? Da ist es doch viel richtiger,
man baut Talsperren und schafft Knlturwerte, als daß man nutzlos Gelder ausgibt, ohne irgendwie
dafür Gegenwerte zn haben.

Wir haben auch mehr wie bisher die Frage der Eingemeindungenin der Rheinproviuz,
der Industrieprovinz, zu fürderu. Wir haben darüber besondere Vorlagen, die uns noch separat
beschäftigenwerden, so daß ich, da unsere Stellung belauut ist, uicht näher darauf einzugehen
brauche.

Wenn wir nun weiter sehen, wie sich die ganzen Verhältnisse gestalten, wenn wir sehen,
daß die heutige Zusammensetzungdes Provinziallandtages etwas anders ist als früher, wo nur die
Landwirtschaft tunangebeudund maßgebendwar, wo die Städte zurückgedrängtwaren, so ist eben
schon von verschiedenen Rednern betont worden, daß hier sich noch Nachwirkungenda zeigen, wo
es sich um große Vorteile der landwirtschaftlichenGegenden gegenüberden Städten handelt. Da
muh ausgleichendgewirkt werden, da mnß dahin gewirkt werden, daß wir unter allen Umständen
die Möglichkeit schaffen,daß die Bevorzugungen, die die landwirtschaftlichenGegenden genießen,
nicht mehr weiter eintreten. Wir müfsen vielmehr dafür sorgen, daß die Städte, die die meisten
Lasten aufzubringen haben, ebenfalls zu ihrem Rechte kommen. Die Landwirtschaftist ja sowieso
keineswegs irgendwie benachteiligt, sondern hat immer Vorteile gehabt, Sie ist aber nicht so
gestellt, daß wir irgendwie sagen könnten, daß sie geschädigtwürde, wenn die Provinz für ihre
Aufgaben an die ländlichen Gemeinden besondere Anforderungen stellte.

Die Landwirte haben ja durch Reich uud Staat, besonders durch das Reich, erneut ganz
gewaltige neue Vorteile, neue Prämien, wir wissen, daß bei der ganzen Getreidebewirtschaftuugnach'
den nenen Bestimmungen, die jetzt kommen,der Landwirt an jeder Tonne Getreide, die er im freien
Handel verkauft, über den normalen Gewinn hinaus einen Uebergewinn von 3000 Mark erzielt.
(Abgeordneter Dr. Dichgans: Was hat das mit dem Etat zn tun, Herr Hoffmann?) Wenn Herr
KollegeDichgans sagt, was das mit dem Etat zu tuu habe, so hat das doch insofern mit dem
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Etat zu tun, als auch das Zentrum sagt: Wir müssen für die bessere Besoldung der Beamten
sorgen. Wir müssenuns da auch vergegenwärtigen,was weiter kommt. Die Vorteile, die infolge
der Gesetzesmaßnahmenden Agrariern zugeschanzt werden, diese Milliarden, die sie erneut erhalten,
zum Schaden der großen Masse des Volkes, der Hand- und Kopfarbeiter, sind so ungerechtwie
nur etwas. Das wird uns zwingen, erneut an die Gehaltsfrage der Arbeiter, Beamten und Ange¬
stellten immer mehr nnd mehr heranzutreten. Es werden sich überall gewaltige Lohnkämpfeent¬
wickeln, wenn dieses Gesetz sich durchsetzt, wenn dieser Raubzug der Agrarier, auch der rheinischen,
auf die Taschen des Volkes in so schlimmerWeise zum Schaden des Volkes vor sich geht. (Oho-
Rufe rechts.) Weun wir sehen, wie demgegenüberdie Gemeindefinanzenso schlimm stehen und
andererseit auch die Provinzfinanzen so schlimm sind und mit Recht Herr Dr. Iarres von der
Provinz als der Kostgängern:der Gemeinden spricht, so ist es schlimm,wenn wir uns diese Ver¬
hältnisse vor Augen führen. Es ist tatsächlich ein finanzieller Kladderadatsch, den wir haben.
Wenn nun iu dieser Richtung steuerliche Maßnahmen in die Erscheinungtreten sollten, die indirekt
erneut das Volk belasten, wie gerade die Bewucherung des Volkes durch die erhöhten Brotpreise,
hervorgerufen durch die Prämien an die Agrarier, so müssen wir uns mit aller Entschiedenheit
dagegenwenden. Wenn man sieht, wie schlimm es mit den Opfern des Krieges steht, fo muß
man fich sagen, daß auch da eingegriffenwerden muß. Und da ist es selbstverständlich, daß auch
die Provinz ihr Teil zu tragen hat, weil nicht alles auf die Gemeinden abgewälzt werden kann.
Auf die Gemeinden trifft ja das Wort zu: Den Letzten beißen die Hunde-, auf die wird alles
abgewälzt. Auch die Provinz hat alle Veranlassung, an gewissen Stellen zu sparen, um eben an
den richtigen Stellen eingreifenzu können.

Wenn uns die Provinz eine Vorlage bezüglich Gedenktafelnfür die im Kriege Gefallenen
aus der Provinzialverwaltung bringt, so meine ich, ist das etwas, was wir sparen können. Wenn
wir die große Masse der Kriegsbeschädigtendraußen sehen, die noch nicht einmal das Notwendigste
haben, können wir hier nicht Ausgaben für Gedenktafelnmachen. Das hat doch mit dein Gedanken
des Vaterlandes wenig zu tun. Man trägt damit der Phrase des bekannten Nationalismus
Rechnung. Wir haben doch keine Veranlassung, hier Lenten Gedenksteine zu setzen, die nicht mehr
geleistet haben als alle diejenigen,die keine Gedenksteine gesetzt bekommen, die als Opfer des Krieges
noch nicht einmal das Existenzminimnmhaben. Das Geld, was hierfür vorgesehenist, ist weit
beffer — sagen wir einmal — für Säuglingsfürsorge angewandt.

Da muß ich uoch eine Bemerkung machen, die die Säuglingspflege im speziellen betrifft,
obwohl sich der Provinzialausschnß, soweit ich informiert bin, in dieser Richtung den Gemeinden
gegenüber, die Provinzialanstalten haben, etwas entgegenkommendgezeigt hat. Es ist so: Wo
Hebllmmenlehranstllltenfind, sind die Gemeinden mehr belastet als andere, weil eben dann auf die
Gemeinden allerhand Lasten entfallen, die die Ortsarmenverbande usw. eigentlich zu bezahlen hätten.
Aber wir sehen, daß in solchenGegenden, wo eine Hebammenlehranstaltbesteht, weil dort eine
Lehranstalt ist, alle diejenigen, die dort untergebrachtwerden, Lehrstoff für die Hebammenfind,
also als Lehrobjekte dort sind. Daß da die Provinz für die Aufgenommenennicht enorme Summen
verlangenkann, wie fie es tut, ist selbstverständlich.Wir haben alle Veranlassung,in dieser Richtung
für die Gemeinden, die diese Anstalten haben, einzutreten, weil fie in ganz enormer Weise nicht
nur durch diese Anstalten belastet werden, sondern anch durch die vorhandenenSäuglingsheime,
deren Ausnutzung in ganz enormem Maße erfolgt, ganz gewaltige Zuschüsse erfordern. Trotzdem
Zuschüsse gewählt worden sind, hat z. B. die Stadt Elberfeld gegenüberanderen Armcnverbänden
prozentual 114000 Mark mehr z» bezahlen. Das können die Gemeinden, wo überall so enorme
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Anforderungenan sie gestellt werden, nicht ertragen, und wir habe» alle Veranlassung, dahin zu
wirken, daß hier eine Besserung eintritt. Wie die Dinge stehen, ist es notwendig, daß wir uns
dagegen wenden, daß hier eine Politik getrieben wird, die keineswegsim Interesse der Allgemein¬
heit liegt, sondern wir müssenhier eine Politik nach sozialistischen Grundsätzentreiben, damit end¬
lich auch hier die Verhältnisse sich so gestalten, wie es unseren Grundsätzen entspricht.

Es wird immer vom Christentum gesprochen. Meine Damen und Herren, der Sozialis-
mus ist praktisches Christentum (Heiterkeit in der Mitte), der Sozialismus ist das Christentum der
Tat. Sie mögen handeln, wie Sie wollen, Sie mögen zur Rettung der kapitalistischenGesell¬
schaftsordnunganwenden, was Sie wollen, die Entwickelunghalten Sie nicht auf, die Entwickelung
hält keiner auf. In der Provinz wie in Reich, Staat und Gemeindenkann uns nur der Sozialis¬
mus retten. (Beifall.)

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Gehemmt Schmidt.
Geheimrat Schmidt: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich hatte vorhin mit

dem Herrn Landeshauptmann verabredet, daß ich als Dezernent der Fürsorgeerziehungerst antworten
wollte, wenn sämtlicheRedner gesprochen und nachdem die Angelegenheitender Fürsorgeerziehung
in der Fachkommissionerörtert seien. Der bisherige Verlauf der Verhandlungen bis auf den
Herrn Vorredner schien mir auch recht zu geben. Ich habe mich — gestatten Sie mir, dies zu
sagen, trotzdem ich nicht Abgeordneter, sondern nur Beamter bin — über die ruhige, durchaus
sachliche Erörterung der Angelegenheitender Fürsorgeerziehungdurch sämtliche Redner gefreut, und
ich habe mich auf den Moment gefreut, wo ich morgen in der Fachkommissionüber verschiedene
zweifelhafteFragen an der Hand von Statistiken und sonstigen Unterlagen würde Auskunft geben
können. Die zuletzt gehörte Rede aber, meine Damen und Herren, hat mich veranlaßt, das Konzept
zu ändern. Der letzte Herr Redner hat sich zu Behauptuugeu gegen die Fürsorgeerziehung so
ungeheuerlicherArt verstiegen, daß sie unter keinen Umständen unwidersprochenbleiben können.
(Sehr richtig! rechts.) Der Herr Vorredner wird von mir nicht verlangen können, daß ich jetzt
auf die Flut von Schmähungen vollständig eingehe; ich habe natürlich das Material in sämtlichen
Angelegenheitenhier nicht zur Hand, ich konnte nicht annehmen, daß ein Redner eine Angelegenheit
wie die von Gemünd zur Sprache bringt, die heute über 10 Jahre zurückliegt.(Hört! Hört! rechts.)
Nebenbei bemerkt, war die Angelegenheit anders, als er sie dargestellt hat. (Hört! Hört! rechts.)
Ich bin damals in der Gerichtssitzungin Aachen gewesenund bin auf Verlangen bereit, Ihnen
näher zu erzählen, wie es da zugegangenhat.

Einige Behanptnngen,meine Damen nnd Herren, habe ich mir aber notiert und bin imstande,
Antwort zu geben.

Zunächst hat der Herr Vorredner, anknüpfendan Gemünd, behauptet, er habe ein ganzes
Bündel von Beweisendafür, wie in den Anstalten geprügelt würde und wie die Zöglinge mißhandelt
würden. Herr Vorredner, ich bestreue Ihnen die Richtigkeit dieser Behauptung, Sie haben keine
Beweise. (Hört! Hört!) Ihr Lachen beweist hier gar nichts. (Sehr gut! rechts.) Bringen Sie die
Beweise, bringen Sie sie morgen in der Fachkommission;solange bestreite ich Ihre Behauptungen.
— Das Lachen hört allmählich auf.

Der Herr Vorredner hat dann von Brauweiler gesprochen. Ja, meinen Sie denn, meine
Damen und Herren, wir hätten die Zöglingegern nach Brauweiler getan? Wie ist das mit Brauweiler
gekommen?Ich muß aus dem Kopf berichten; ich bin ja auf alle diese Sachen nicht so vorbereitet.
In den Kriegsjahren konnten eine ganze Reihe von Fürsorgeerziehungsanstalten nicht voll belegt
werden, weil das Personal zu den Fahnen eingezogenwar, und dabei stieg die Zahl der Ueber-
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Weisungen außerordentlich. Der Herr Landeshauptmann hatte ini Jahre 1918 — ich glaube, es
war 1918 — ganze Listen von bedauernswerten Minderjährigen, die wegen Mangel an Platz
nicht untergebrachtwerden konnten. Und gleichzeitig stand die Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler
auch leer. Nun frage ich Sie, meine Damen und Herren, was war einfacher, als daß wir die
Zöglinge dahingetan haben? Von zwei Uebeln haben wir das kleinere gewählt. Daß Brauweiler
ein Uebel ist, wissen wir und wußten wir, bevor der Herr AbgeordneteHoffmann uns das sagte.
(AbgeordneterHoff: Es ist durchaus ungehörig, daß Sie einem Abgeordnetengegenüberderartige
Redewendungengebrauchen!) Dann nehme ich sie zurück. Aber Sie werden es einem nicht übel¬
nehmen, daß einem einmal das Blut zu Kopfe steigt. (Abgeordneter Hoff: Dann liegt es in
Ihrem Interesse, daß Sie sich mäßigen!) Was blieb aber anders übrig, als die Zöglinge nach
Brauweiler zu tun? Das ist geschehen nach vorheriger Zustimmung des Oberpräsidenten und des
Ministers. Im übrigen waren die Zöglinge dort durchaus gut und richtig aufgehoben.

Meine Damen und Herren, noch eins. Auf wie schwachen Füßen die Behauptungen des
Herrn Vorredners stehen, zeigt Ihnen folgende Statistik. Er hat, wenn mich mein Gehör nicht
trügt, wörtlich gesagt: Wer in die Fürsorgeerziehunghineinkommt,der läßt alle Hoffnung fahren,
heraus kommt er vor dem vollendeten21. Lebensjahre nicht mehr. Und was sagt die Statistik?
Ich hatte sie nicht bei mir, ein liebenswürdigerKollege hat sie mir aber rasch zugesteckt. Im
vorige» Jahr sind aus der Fürsorge entlassen worden: 2456 Fürsorgezöglinge, Davon sind mit
21 Jahre» entlassen worden nur 424. (Hört! Hört! rechts,) Vorher sind entlassen worden 2032.
(Hört! Hört! rechts.) Von diesen vorher entlassenen 2032 sind 1798 auf Widerruf und 234
endgültig entlassen worden. Bedenkt man nun noch, daß unter den Zöglingen, wie der Herr Vorredner
vorhin selbst sagte, eine ganze Masse geistig minderwertig sind, und daß, was ich noch hinzufüge,
eine ganze Masse von ihnen auch körperlich in irgendeinerWeise defekt ist, so daß sie in Kranken¬
anstalten ist, und daß diese zwei Gruppen selbstverständlich bis zum 21. Lebensjahrebehalten werde»
müssen, dann gehe ich nicht zu weit, wenn ich behaupte, daß, von diesen ganz selbstverständlichen
Ausnahmen abgesehen, in der Rheinprovinz so zn sagen kein einziger Fürsorgezöglingdas 21. Lebens¬
jahr in der Anstalt erlebt. (AbgeordneterKrawinkel: Hört! Hört!) Also die Sache liegt etwas
anders. Ich darf noch hinzufügen — ich habe aber die Statistik nicht bei mir, ich bin selbst¬
verständlich gern bereit, sie zur Verfügung zu stellen —, daß die Rheinprovinz in der vorzeitigen
Entlassung aus der Fürsorgeerziehungmit an der Spitze von ganz Preußen steht. (Abgeordneter
Krawinkel: Hört! Hört!) Wohl keine andere Provinz in Preußen ist der Rheinprovinz in der
Beziehung über. (Beifall rechts.)

VorsitzenderGielen: Meine Damen und Herren! Von jeder Fraktion hat ein Haupt¬
redner gesprochen. Der Aeltestenausschußschlägt Ihnen vor, die zweiten Herren Redner der
Fraktionen nur 30 Minuten in maximo sprechen zu lasse». Wenn sich kein Widersprucherhebt,
nehme ich an, daß das Haus damit einverstandenist.

Zum Wort ist gemeldet der Herr AbgeordneteKnab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Ich verstehe sehr gut Ihr beifälliges

Schmunzeln, wenn Sie mich die Rednertribüne beschielten sehen. Ich will Ihnen schon im voraus
versichern, daß ich Ihre Erwartungen nicht enttäuschenwerde. (Sehr gut! Heiterkeit.)

Zunächstmöchte ich aber einmal meinem Erstaunen ganz allgemein darüber Ausdruckver¬
leihen, daß der Herr Vorsitzende, als eben der Beamte der Provinzialverwaltung gegeu den
AbgeordnetenHoffmann ausfällig wurde, den Ton nicht gerügt hat.

VorsitzenderGielen (den Redner uuterbrechend): Meine Dame» und Herren! Ich muß
Mir die Kritik meiner Geschäftsordnungverbitten.
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Abgeordneter Knab: Ich werde mir meine Meinung über unstatthafte Aeußerungen
eines Provinzialbeamteu erlauben dürfen, Herr Vorsitzender. Die Art, in welcher der Provinzial^
beamte gegen den AbgeordnetenHoffmann gesprochen hat, nahm fchou den aggressiven Ton einer
Polemik an und war durchaus unangebracht.

Wir denken nicht — das sage ich offen und frei —, daß wir als Menschenunbedingt
von Natur aus von besserer Qualität seien als die bürgerliche»Menschen. (Heiterkeit.) Wenn
Sie lachen, meine Herreu, so ist das jedenfalls darauf zurückzuführen,daß Sie von Ihrem Stand-
punkte, von dem Staudpunkte des Individualismus aus, uusere Politik betrachten und auch
beurteilen. Wir gestehen, wie gesagt, offen ein: Wir nehmennicht das Recht für uns iu Anspruch,
als Mensche»besser zu sein. Aber etwas unterscheidet uns von Ihnen: das Prinzip einer anderen
Wirtschaftsauffassung,als das, was Sie von der Rechten, von der Mitte und heute auch von der
S. P. D. hier vertreten. (Heiterkeit.) Dieses Prinzip werden wir auch hente grundsätzlich zum
Ausdruck bringen gegenüber dem, was Sie uns als Ihre Meinung hier vorbringen. Herr
Dr, Iarres wie, auch Herr Hcß haben ja wiederholt ausgesprochen,daß Sie dem Gegner vollauf
seine Meinungsfreiheit lassen. (Sehr richtig! rechts.) Hören Sie also einmal ganz ruhig zu.

Wir solle» zu dem Haushaltsplan 1921/22 Stellung uehmen. Das sind in erster Linie
vier Drucksachen, die ungefähr 650 Seiten umfassen. Da ist es selbstverständlich, daß 90"/« der
anwesendenAbgeordneten nicht in der Lage waren oder es auch nicht für notwendig gefunden
haben, sich diese 650 Seite» vu» ^ bis 2 eimnal gründlich durchznlesen. Sie haben es ja auch
glattweg eiugestanden. Sie können also nicht sagen, daß dieser Plan von Ihrer Seite so ein¬
gehend studiert worden ist, wie es unbedingt notwendig wäre, wen» Sie vom bürgerlichenStand¬
punkte aus Ihre grundsätzliche Auffafsimg zum Etat tlarlegeu wollen. Das haben aber Ihre
bisherigen Redner nicht für notwendig erachtet; sie haben nur etwas allgemeines dahergeredet,das
übrige weisen sie in die Kommissionen.

Der Etat wird uns erst vorgelegt im zweiten Quartal des Rechnungsjahres. Wir
befinden uns also bereits in der Wirtschaftsperiode,die im Etat theoretifchniedergelegtist. Heute
haben wir den Etat vor uns und da »lögen die Redner der Linken selbst mit Engelszungen in
Anführungszeichen(Heiterkeit) reden, sie werden kein Iota an dem ändern, was in diefem Etat
steht. Darüber find Sie, meine Damen und Herren von der Rechten und der Mitte, sich längst
klar: Was die reaktionäre Verwaltung Ihne» vorproduziert, ist nach Ihren Wünschen. Sie
stimmen nachher in «uiuma snmmarum darüber ab, und damit ist die Geschichte für Sie erledigt.
Sie betrachten das Parlament nur als eine Abstimmungsmaschine. Das Ganze ist ein plumpes
TäuschungsmanöverIhrerseits gegenüberden Massen, die vom Parlament positiveArbeit erwarte».
Ich brauche da nur auf etwas Bezeichnendeshinzuweisen: Als eben ein Redner der Arbeiterschaft
sprach, da war von der Rechten und der Mitte fast niemand zu sehen, und die weuigeuauwesendeu
Herren betrachteten gelangweilt ihre Fingernägel. (Znruf Haas: Sie haben aber doch ein volles
Haus! Heiterkeit.) Sie siud wohl »eidisch? Es ist eine Komödie, die Sie hier aufführen. Der
Parlamentarismus ist durch die ökonomische Entwicklungzu einer Farce geworden, die aber zur
Täuschung der Masse »och ständig produziert wird. Letzten Endes sind Sie sich doch genau so
wie wir darüber klar, daß die wirklichen ökonomischen Verhältnisse nicht durch dieses Parlament
bestimmtwerden, sonder» daß dies draußen durch die Herrschaftder Finauzmaguate» geschieht, und
daß hinter den Kulissen der parlamentarischenDemokratie Ihre Stinnes und in Frankreich Ihre
Luucheurs stehen, von denen Sie geschoben werden. (Heiterkeit.) Meine Damen und Herren,
wenn der Name Loucheur Sie amüsiert, so glauben Sie nur: Die Richtung, die Sie vertreten, ist
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um kein Iota besser als die, die der Herr Loucheurvertritt. Wir sagen heute: Nicht nur der
Haushaltsplan und der Vorbericht, den Herr Loenartz für 1919—1920 gegebenhat, sind eine
historischeTatsache, uein, der ganze Parlamentarismus gehört schon längst iü die historische Rumpel¬
kammer. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)

Meine Damen und Herren! Sie werden nun sagen: Wenn das Ihre Ansicht ist, warum
gehen Sie denn überhaupt in das Parlament hinein? (Sehr richtig! Heiterkeit, Zurufe.) Ich
höre Ihre Zurufe, Sie sagten gewiß: „Um Krach zu schlagen", ich hatte mir das schon „rot" ver¬
merkt. (Abgeordneter Falk: rot?) Rot, Herr Falk, das ist zwar nicht demokratisch. Jawohl,
wir gehen in die Parlamente, um Krach zu schlagen über die Unfähigkeit der kapitalistischen Gesell¬
schaft, über den bürgerlichenKlüngel und die Korruptionswirtschaft,die sich den Arbeitervertretern
hier zeigt. Sie haben uns ja auch im Provinzialausschußgezeigt, mit welchem Eifer Sie eintrete»,
wenn es sich um Angehörige der bürgerlichenKlaffen und insbesonderedes Christentums handelt.
(Lachen im Zentrum,) Wir habeu hier die Aufgabe, deu arbeitendenMaffen die Korruption bezw.
die Unfähigkeit der bürgerlichenGesellschaftsordnungzn zeigen, die Lebensverhältnisfeder gesamten
Menschheitans eine gesunde wirtschaftliche Basis zu bringen; das ist die erste Aufgabe, die wir
hier haben. (Große Heiterkeit.) Herr Abgeordneter Heß bezeichneteden Wiederaufbau des
erschüttertenKoutinents als eine der Hauptaufgabe», die sich besonders die Herren Stinnes nnd
Loucheur gesetzt hiittcu. Er sagte, das Rheinland sei die gegebeneVerbindnngsbrückezwischen
Deutschland uud dem übrigen Westeuropa, und er gab sich dabei der angenehmenHoffnung hin,
daß die Ententediplomatie endlich zur Erkenutnis dieser Tatsache komme und eine versöhnlichere
Haltung gegen das Rheinland einnehmen werde. Dann seufzte er weiter über die seelischen und
sachlichen Leiden, die wir armen Rheinländer hier auszustehenhätten. Er sagte, daß Ruhe uud
Besonnenheitbisher gewahrt worden seien, fei lediglichzurückzuführen auf die Erkenntnis der tat¬
sächlichenMacht der Entente auf der einen und unferes wirtschaftlichen Niedergangs auf der anderen
Seite. Lediglich diefe Erkenntnis habe zu einer äußeren Selbstbeherrschunggeführt Das ist
«m wertvolles Eingeständnis von der Rechten. Also innerlich würden Sie ganz anders reden
und ganz anders handeln, wenn Sie nicht Angst hätten vor den Vertretern der Entente, die hier
sitzen (Große Heiterkeit, Zuruf: Sehr richtig!) Sie von der Mitte sagen jetzt auch „sehr richtig";
es ist zwar ironischgemeint, doch will ich Sie fragen: Wo blieb der Einspruch des christ-katho-
lischeu Zentrums, als während des 4^2 jährigen Krieges die besetzten Gebiete von Frankreich, Nuß¬
land, Italien und Belgien auch uutcr „seelischen und sachlichen Leiden" standen? Hat da das
christliche Zentrum es für notwendig gefunden, an das Weltgewisfenzu appellieren? Da haben
Sie geschwiegen. (Zuruf Dr. Dichgans: Da war Krieg!) Herr Dr. Dichgans, Sie können
schreien was Sie wollen, Sie schaffen die Tatsache nicht aus der Welt, daß besonders Ihre
,,K. V," eines der größten Kriegshetzblättergewesen ist, Sie kennen vielleicht auch das Sprich¬
wort: Die „K. V.", sie hetzt „k. v." Wenu die Feldgeistlichen den Fronttruppen gepredigt
haben: Ihr müßt durchhalten den heiligen Kampf fürs Vaterland, fo hieß das letzten Endes
nichts anderes als: Geht hin, mordet, schießt weiter zum höhereu Ruhme des Vaterlandes, (Pfui
Rufe.) Etwas auderes war es nicht, sind Sie doch ehrlich und nicht feige. Das find die Ver¬
treter des Christentums, die einen besonders hohen moralischenStandpunkt einnehmen, wenn es
sich darum handelt, Vergehen aus Arbeiterkreiseuzu verurteilen. Wenn Sie sagen, wir Kommu¬
nisten besitzen keine Religion und keine Sittlichkeit, so sage ich Ihnen: Mir ist ein Karl Lieb¬
knecht, der Krieg dem Kriege rief, lieber als Ihre taufende Feldgeistlichen,die zum Morde aufge¬
fordert haben.
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VorsitzenderGieleu (den Redner unterbrechend): Ich möchte den Herrn Redner doch
bitten, endlich zum Haushaltsplan zu sprechen. (AbgeordneterDr. Iarres: Sehr richtig!)

Abgeordneter Knab (fortfahrend): Ich gehe genau so wie die Vorredner auf die allgc-
meinpolitischen Fragen ein. Ich habe deshalb heute morgen nicht soviel Zwischenrufegemacht, wie
Sie vielleicht erwartet haben. (Heiterkeit.) Mit Grund! Herr Hetz hat sich auf das politische
Gebiet begeben,Herr Haas ist ihm gefolgt; infolgedessen steht es auch mir vollständig frei, auch
unsere grundsätzliche Auffassung in politischer und wirtschaftlicher Beziehung klarzulegen. (Zuruf
rechts: Die kennen wir!) Scheinbar nicht!

Wenn Herr Heß heute morgen in scharfer Weife gegen die Kleinlichkeit der Reichslegierung
polemisierteund sagte: „Das ist Knüwerei", so möchte ich feststellen,daß das Zentrum durch die
Wirtschaft feiner Vergangenheit nicht bewiesen hat, daß es großzllgig handeln kann. Es hat viel¬
mehr alle wirtschaftlichen und Erziehungsfragen immer vom engsten Parteistandpunkte aus beurteilt
und tut es noch heute. (Sehr richtig! links.) Wenn Herr Heß fagt, das Staatsfekretariat für
die befetzten Gebiete funktioniert nicht fo, wie wir es uns vorstellen — also, wie Herr Abgeordneter
Hetz und seine Freunde —, so können wir heute schon feststellen:Das würde ein nettes Klüngel-
sekretariat werden. (Heiterkeit.)

Herr Dr. Iarres sagte: Das Trennende soll endlich einmal fallen gelafsen werden, wir
müssen uns einigen. Das mag vielleichtganz gut und auch vom Standpunkte des Herrn Iarres
ehrlich gemeint sein. (Heiterkeit.) Aber, Herr Dr. Iarres, wenn Sie auf die Tränendrüsen der
Arbeitervertreter spekulieren,so richten Sie damit wenig aus. Es war ja in die Hand Ihrer
Klasse gegeben,gesunderewirtschaftliche Verhältnisse zu schaffen. Zwischen Ihnen und dem Teil
der Arbeiterklasse,der auf dem Standpunkte des Klassenkampfessteht, wird es niemals eine wirt¬
schaftliche Einheitsfront geben. (Zuruf vi-. Zaires: Aber mit der anderen Arbeiterschaft!) Das
tonnen Sie vorläufig noch tun. Aber auch diese Arbeiterschaft wird sich unter dem Drucke der
wirtschaftlichen Entwickelung zu einer anderen Auffassungbekehren müssen, und sie wird eines Tages
unter diefem Drucke zu unserer Auffassung kommen. Wir können nicht darauf warten, bis Sie,
meine Herren von der Rechten, das Rheinland glücklicherenZeiten entgegenführen. Sie haben uns
in diesen Mist hineingeritten, und heute spekulieren Sie darauf, daß die ArbeiterklasseSie auf
ihren breiten Schultern aus dem Mist wieder hinausträgt. (Sehr richtig! links.)

Herr AbgeordneterHaas hat die Ausführungen der beiden Redner von rechts vollständig
unterstrichen. Er hat sich bemüht, den Beweis zu erbringen, daß er in nationaler Gesinnung tat¬
sächlich nicht zurückbleibthinter den Herren der Rechten. (Bravo! rechts.) Er hat gesagt, er
unterschreibedas alles vollständig. Es freut mich, endlich einmal dieses offene Eingeständnis von
dem AbgeordnetenHans, also auch von dieser Parteirichtung zu hören. Es beliebte auch einer
seiner Parteigenossen, den Zwischenrufzu machen: „Die Internationale ist Kappes!" Soweit ist
es also schon gekommen. Wenn Herr Haas hier feststellt,daß die Arbeiterschaftdurch die Sanktionen
zum Haß gegen die Ententetruppen gekommen sei, fo ist das, wenigstensfür den größeren Teil der
Arbeiterfchaft, der in der Erkenntnis des Sozialismus lebt, eine Lüge,

VorsitzenderVielen: Das Wort „Lüge" gegenüber einem Abgeordneten muß ich rügen
und den Redner zur Ordnung rufen.

AbgeordneterKnab: Die Ausführungen des AbgeordnetenHaas entsprechennicht den
Tatsachen, denn die Massen der Arbeiterschaft empfinden keinen Haß gegen die Ententesoldaten,
denn das sind doch letzten Endes nur die Hampelmänner, die die Ententebourgeoisiean der Schnur
hat. (Heiterkeit.)
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VorsitzenderVielen: Ich rufe den Herrn Redner wegen der beleidigendenAeußerungen
gegen den anwesenden Offizier der Tntente streng zur Ordnung.

AbgeordneterKnab: Ich muß feststellen, daß es mir vollständig ferngelegen hat, gegen
den anwesenden Vertreter der Entente persönlich beleidigend vorzugehen.

VorsitzenderVielen: Ich kann auch keine Beleidigung gegen abwesendeOffiziere und
gegen das Offizierskorps der Entente zulassen. Wenn Sie sagen, dies seien Hampelmänner, so ist
das aufs strengstezu rügeu.

AbgeordneterKnab: Ich habe das Wort „Offizier" nicht gebraucht, sondern nur das
militärische System bezeichnet und das wird doch letzten Endes von der Ententebourgeoisiedirigiert.
Die Militärs der Entente müssen so handeln, wie es Ihre Bourgeoisievorschreibt. (Sehr richtig!
links.) Die Arbeiterklasseempfindet nur Haß gegen die Bourgeoisie der Entente, genan so wie
gegen die deutsche Bourgeoisie. Gegen diese Ausbeuter, ohne Unterschiedder Nation, steht unsere
Front.

Wenn Sie sagen, selbst die Kinder in der Schule empfindenHaß, so entspricht das auch
nicht den Tatsachen. Die Kinder empfindenkeinen Haß, wenn wir sie keinen Haß lehren. Es ist
die Pflicht jedes rechtlich denkenden Menschen,besonderseines Erziehers (Zuruf: wie Sie!) — ich
nehme Ihre Anerkennunggerne entgegen—, jede Saat des Hasfes, die in die Kinderherzenhin¬
eingebracht wird, auszurotten. Das müßte vor allen Dingeu auch Ihre Pflicht sein, die Sie Ver¬
treter des Christentums sein wollen. Sie kennen wahrscheinlich nur Christen nach den verschiedenen
Nationen getrennt; Ihr internationaler Begriff beginut wahrscheinlich erst dann, wenn es sich darum
handelt, die Vorherrschaftder römisch-katholischen Kirche zu vertreten.

VorsitzenderVielen: Ich muß den Redner doch wiederholt bitten, endlich znm Haus¬
haltsplan zu sprechen.

AbgeordneterKnab: Die Behauptungen betreffend Abtremmngsbcstrebuna.cn,die Herr Haas
anführte, sind bereits durch uuscreu ersten Pnrteireducr, meinen Parteifreund Koch, klargestellt
worden. Die kommunistische Partei nimmt auf das fchärfste Stellung gegen alle Abtrenuuugs»
bcstrebungen,mögen sie kommen von klerikaler Seite, von seiten der Finanz oder der Entente.
Wir kennen nur eins: vereiut mit uusereu Arbeitsbrüderu des unbesetzten Deutschlandnnd der Welt
den gemeinsamenKampf gegen den gemeinsamenKlassenfeind.

Der Bericht des Herrn Landeshauptmanns umfaßt eigentlichzwei Hauptteilc. Im ersten
Teil gibt er uus eine Uebersicht des Vermögensbestaudesder Rheinprovinz. Doch ist diese Auf¬
stellung, wie sie im Vermögensbcrichtgegeben ist, durchaus irreführend; ob mit Absicht, will ich
nicht fageu. Es kommt bei der Aufstellungnicht zum Ausdruck, wie der Vermögcusbestaudeigentlich
eingeschätzt worden ist, namentlich der Grund und Boden. Die Gebäude sind mit einer Summe
von rund 75 Millionen eingesetztworden. Genau so sind mit einer Summe von uugefähr 62 Millionen
die vorhandenenWertpapiere nnd Gelder eingesetzt wurden. Es ist nicht erkenulich, ob die Summe
von 75 Millionen Friedenswertc darstellt, oder ob der heutige Geldwert zugrunde gelegt ist.
Ich uehme au, daß es Friedenswerte sind. Dauu dürfte» aber meines Erachteus nachhersowohl
Vermögcuszuwachswie Vermiuderuug des Vermögens nicht von der Gesamtsummedes Vermögens
in Wertpapieren und in Grnnd und Boden abgezogen werden, denn das letztere repräsentiert im
Verhältnis zu deu Wertpapieren den zehnfachenBetrag. Es darf also nicht von der Gesamt-
fnmme Verminderung oder Zuwachs ab- oder zugezogen werden, sondern nur von der Summe
«un 62 Millionen an Wertpapieren und Geldern. In der jetzigen Form ist es für die meisten
Abgeordnetendurchaus unverständlich. Es müßten also die realen Grund- nnd Bodeuwerte, die
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jetzt mit 75 Millionen Mark angesetzt worden sind, so gekennzeichnet werden, daß jeder sieht:
Es sind Friedenswerte.

Der Haupthaushaltsplan schließt mit einer Gesamtausgabe von 326 Millionen gegenüber
einer Einnahme von 176 Millionen. Es wären also noch ungefähr 150 Millionen zu decken.
Davuu sollen 50 bis 60 Millionen durch den Anteil an der Reichseinkommensteuer und 80 bis 90
Millionen durch Realsteuern gedeckt werdeu. Das neue Kommunalabgabengesetzsoll regeln, wie
sich diese Realsteuern auf die Kommunen bezw. auf den Staat verteilen. Wie, das ist uns heute
noch uicht bekannt. Doch es ist für meiue Parteifreunde selbstverständlich: Mag dieses Kommuual-
abgabengesetz ausfallen wie es will; in Konseauenz der bestehenden Wirtschaftsordnungwerden letzten
Endes die Lasten auf die Schultern der Arbeitermassenabgebürdet. Das ist für uns klar, ebenso
klar ist infolgedessenauch unsere Stellung zu jedem Kommunalabgabengesetz,mag es beschaffen
sein wie es will.

Wenn Sie einmal nachlesen — ich will jetzt keine längerenAusführungen darüber machen —,
was die Sanktionen bezw. die jetzigen Verpflichtungen Deutschlandspro Kopf der Bevölkerungkünftig
ausmachen, fo sehen Sie, daß ungefähr 1800 Mark au Reichseinkommensteuerauf deu Kopf der
Vevölkeruugfallen. Das heißt, auf eine 4°köpfige Familie entfielen ungefähr 7V« tausend Mark,
uud zwar an direkten und indirekten Steuern. Das ist erst der Anfang, denn Sie wissen, daß
wir vorläufig nur die Summe von 3V2 Goldmilliarden jährlich zu zahlen haben. Das Reich
wird daher gezwungen sein, eine ständig schärfere Erfafsung aller Steuerquellen vorzunehmen.
Die Folge wird sein, daß Staat, Provinz uud Kommune in immer größerem Umfange Steuer¬
möglichkeit aus deu Händen genommen bekommen zugunsten des Reichs. Da können Sie,
meine Herren von der Rechten und der Mitte, mit allen Flickmittelchen versuchen, was Sie wollen,
Sie stehen letzten Endes ratlos da uud wissen nicht, wo hinaus. Sie bringen Palliativmittelchen,
die auf kurze Zeit genügen, aber einen Ausweg können Sie nns heute nicht zeigen. Mögen Sie
noch so viel -Etats anfstellcn, wie Sie wollen, solange Sie nicht die Substanz angreifen bezw. das
Verfüguugsrecht über die Produktiousmittel den einzelnen entziehen, werden Sie niemals diese
uugeheuereuLasten tragen können.

Nnn noch einiges zu der konfessionellen Erziehung in den Provinziatanstalten. Herr
Abgeordneter Hcß machte mir heute deu liebenswürdigen Zuruf, ich sei uoch zu jung dazu, um
darüber zu urteilen. Daß ich zu jung bin, ist nicht meine Schuld. Es zeugt jedenfalls uicht
vou Dummheit, daß ich hier anweseud bin. (Rufe: Na, ua! Heiterkeit.) Ich möchte dem Herrn
AbgeordnetenHeß sagen: Es gibt auch Leute, die alt gewordeusind uud doch uicht schlau wurden.
Für objektive Betrachtung kommt hier lediglich die Tatsache iu Frage: Was habe ich mir als eigene
Ueberzeugung errungen. Bin ich als Katholik geboren oder war schon Katholik, ehe ich geboren
wurde, werde katholisch erzogen und sterbe mit 80 Jahren als Katholik, so ist das kein besonderes
Verdienst. Wäre derselbe Mauu als Mohammedaner geboren wurden, so würde er jetzt wahrscheinlich
„Allah illa Allah" brüllen, nach Mekka ziehen und als Mohammedaner sterben. (Heiterkeit.)

Wenn Sie für die Erhaltung des Religionsunterrichtsin den Provinziatanstalten besonders
deu sittliche» Einfluß der konfessionellenErziehung anführen, so hat Ihnen ja schon Herr Abgeordneter
Haas durch seine Zahlen glatt bewiesen, wie weit Sie damit einen wirklichen Einfluß auf die sittliche
Hebung der Zöglinge haben. Die sittliche Entwicklung oder der sittliche Stand des einzelnen
Menschen hängt von ganz anderen Tatsachenab, als von einer rein tinßerlichen Beeinflussungdurch
die Religion.

Es ist durchaus unverständlich,wenn man auf der einen Seite sagt: Wir müssensparen,
und auf der anderen Seite aus Mittel«, die die Allgemeiuheit,also auch die sozialistische Arbeiter-
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schnft in der Provinz, aufbringen muß, nicht weniger als 280000 Mark zur Bezahlung von
katholischen oder evangelischen Geistlichen,die die Amtshandlungen in den Anstalten vornehmen,
auswirft. Man sollte doch tatsächlichglauben, daß diese Herren, die auch sonst noch ihr gutes
Einkommenhaben, soviel Idealismus aufbringen, daß sie diese Verrichtungenfür die Aermsten der
Armen kostenlos tun und nicht den Provinzialetat mit 300000 Mark belasten würden. Trotzdem
geht der Provinzialausschußdazu über, wieder zwei neue Geistliche anzustellen, obwohl das verfassungs¬
rechtlich nicht zulässig ist, da ja die sogenanntenRechtsansprücheder Kirche an den Staat durch
Reichsgesetz aufgehobenwerden sollen. (Zuruf: sollen!) Trotzdem schickt man noch einen Pfarrer
namens Neumann an Stelle eines Lehrers in die Anstalt Waldbröl. Obwohl dort schon der Direktor
Geistlicher ist, will man stillschweigend den Herrn Pfarrer Neumann noch einschieben, so daß dann
zwei Geistlichean dieser Anstalt wären. Auf der einen Seite weiß man nicht, was man mit den
überflüssigen Lehrern, die der Provinzialverwaltung zur Verfügung stehen, anfangen soll; auf der
anderen Seite nimmt man einen Geistlichenund will ihn an Stelle eines Lehrers in diese Anstalt
hineinsetzen. Es ist selbst vom bürgerlichenStandpunkte durchaus unverständlich,wie man etwas
derartigem zustimmenkann.

Wir sind ferner nicht damit einverstanden,daß man 70 000 Mark für die Errichtung von
Kriegergedächtniszeichen vorsieht. Geben Sie das Geld lieber den Waisen der gefallenen Provinzial-
beamten, Angestellten und Arbeiter, damit sie sich von der Unterernährung erholen tonnen, die
ihnen Ihr kapitalischer Krieg gebracht hat. (Sehr gut! links.) Damit tm, Sie etwas Besseres.

Wenn Sie 300 000 Mark zur Besoldung der Geistlichen übrig haben, mutet es lächerlich
an, daß Sie auf der anderen Seite ganze 56 000 Mark zur Sciuglingsfürsorgein den Provinzial¬
etat einsetzen, eine direkt lächerliche Summe gegenüberdem, was Sie den Herren von der Kirch»
zuschustern. Ebenso schamlos ist es, wenn Sie 3,7 Millionen Mark in verschiedenen Posten M
landwirtschaftlicheAngelegenheitenin den Etat einfetzen, für die Wucherbauern im Rheinlande.
(Heiterkeit.) Wenn Sie darüber lachen, so lachen Sie eigentlich nnr über Ihre eigene trostlose
Geistesverfassung. Wissen Sie denn nicht, in welch schamloser Art und Weise die Bauern während
des Krieges die Städter ausgebeutet habe«, wie sie die Frauen, wenn sie um etwas Lebensmittel
betteln kamen, weggeschickt haben? Gewiß, solche Leute wie Herr Laudrat Saassen hatten es nicht
notwendig, sich so zu versorgen; es stand ja in allen Blättern zu lesen, daß Sie, Herr Landrat,
bedeutend besser versorgt worden sind. Wir müssen uns jedenfalls auf den Standpunkt stellen, daß
man diefe 3,7 Millionen Mark nicht ohne weiteres in den Etat einsetzen kann, wir lehnen das ab.
Es ist uns unverständlich,wie Herr AbgeordneterHaas von der S, P, D. dafür eintretenkann, daß
diese Summe nicht gestrichen wird. Er will zwar nicht höher gehen, aber er will doch zum Besten
d°r „notleidenden"Landwirtschaftdiese 3,7 Millionen Mark im Etat stehen lassen.

Zu den mittelalterlichen Anstaltsordnungen haben wir bereits unsere Meinung gesagt.
Doch möchte ich kurz auf die Provinzial-Hebammenlehranstalt Köln zu sprechen kommen. Sie
wissen, daß von seiten der Kommunistenund der Sozialdemokratie wiederholt der dortige Leiter
"«gegriffen worden ist. Vor wenigen Wochen noch hat Herr Stadlrat Neuhäuser den Direktor
Frank in öffentlicher Sitzung als einen Verbrecherund Mörder bezeichnet. Es ist notwendig, daß
endlich einmal klargestelltwird, was für Anklagen gegen diesen Direktor Frank vorliegen. (Zuruf
des Herrn Landeshauptmanns: Es ist Strafantrag gestellt!) Der Herr Frank müßte wenigstens
soviel Ehrgefühl besitzen, gegen sich selbst die Einleitung eines Disziplinarverfahrens zu beantragen,
damit klargestelltwird, was gegen ihn vorliegt. Die bürgerlichen Herren von der Universität Bonn
sind sich vollständig einig darüber, daß Herr Direktor Frank auf diese Weise endlich einmal die
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Sache klären muß. Es hat zwar der Herr Landeshauptmann einen Strafautrag gestellt; wir
glauben aber nicht daran, daß die Untersuchungenbis zur letzten Konsequenz verfolgt werden. Es
wird für gewisse Leute immer gewisse Hintertürchen geben, die es für Mitglieder der Arbeiterklasse
nicht gibt, weil ihnen die nötigen Mittel nicht zur Verfügung stehen.

Zur Vesoldungsordnungkurz das: Die jetzige Vesoldungsordnungtaun nicht die Not und
das Elend in der unteren und mittleren Beamtenschaft mildern. Von Rechts wegen müßten die
ganzen untern sechs Besoldungsgruppenverschwinden, denn sie gewährennicht das Er.iste»zminimum.
Und wenn Sie von Ihrem bürgerlichenStandpunkte aus etwas tun wollen, so machen Sie es so,
daß Sie die Ausgleichszulagenfür untere, mittlere und obere Beamte gleichmäßiggestalten, denn
die unteren und mittleren Beamtengruppen leiden unter derselben allgemeinwirtschaftlichen Not und
Teuerung wie auch die oberen Beamten der Provinzialverwaltung.

VorsitzenderGielen: Ich darf den Herrn AbgeordnetenKnab darauf cmfmerksammachen,
daß die 30 Minuten Redezeit abgelaufen sind. (Rufe: Schade! Leider!)

AbgeordneterKnab: Ich bemerke nur noch zum Schluß, daß unsere Fraktion grundsätzlich
den Etat ablehnt, weil wir keine Mittel bewilligenzur Aufrechterhaltungdes kapitalistischen Staates
und der kapitalistifchenGesellschaftsordnung,denn in letzter Konsequenz sind es die Hand- und
Kopfarbeiter, die die Lasten zu tragen haben, auch von dem, was Sie verschuldet haben. (Ironi¬
sches Bravo! rechts.)

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Gerlach,
Abgeordneter Gerlach: Meine Damen und Herren! Bevor ich auf die einzelne»An¬

griffe eingehe, die von den verschiedenen Rednern gegen meinen Freund Haas hier ausgesprochen
worden sind, gestatten Sie nur, daß ich noch mit ein paar Worten auf den Hanshaltsplan felbst eingehe.

Unser diesjähriger Haushaltsplau, der erste Hanshaltsplan nach dem Kriege, hat das
Gesicht, das die Nachkriegshaushaltspläne in Reich, Staat und Gemeinde ganz allgemein haben:
Trotzdem fich die Eudfuinmen außerordentlicherhöht haben, genügen die Einnahmen kaum, um die
uutwendigstenAufgaben zu erfüllen. Die Decke ist zu kurz. Für neue Kulturaufgaben, deren wir
auch im Rahmen der gegenwärtigenProvinzialordnung noch außerordentlichviele zu erfüllen hätten,
sind absolut keiue Mittel da. Das ist nach meiner Auffassung und nach der Auffassung meiner
Freunde die Folge des kulturvernichtenden Krieges, des berühmtenStahlbades, das die ganze Welt
in ein Meer von Elend und Sorgen gestürzt hat. Ich will hier nicht die Schuldfrage erörtern,
die steht auf einem anderen Blatt. Aber ich möchte doch die Tatfache auch iu diesem Zusammeu-
hange konstatieren, weil es nicht oft genug unferen Volksgenossen ins Gewissen gehämmert werde»
taun, wie verderbenbringenddieser Krieg gewesen ist, damit unsere Volksgenossen immer wieder
daran denken und denen mit Energie entgegentreten, die es jetzt schon wieder unternehmen, neue
Kriegshetzezu schüren.

Meine Damen und Herren! Wir müssen, wenn wir den Haushaltsplan betrachten, leider
mit der Tatsache rechnen, daß die Decke zu kurz ist. Wir find in den Einnahmen durch die
Rcichssteuergcsetzgebung außerordentlichbefchränkt. Wir können auch in der Provinz, genau fu wie
iu den Gemeinden, unfere Steuergebaruug nicht mehr fu gestalten, wie wir es gerne möchten. So
kommen wir auch schließlich in der Provinz nur immer wieder auf das alte Rezept zurück, daß wir
uns bei unferen Ausgaben äußerste Sparsamkeit auferlegen muffen. Dabei kommt es aber fehr
darauf an, wie insbesondere die Verwaltung das Prinzip des Sparens auffaßt. Ich persönlich
würde es für außerordentlichfalsch halten, wenn mau sich etwa auf den Standpunkt stellte, daß bei
Fürsurgezöglingcnund Laudarmeu gespart werden müsse, während mau der Landwirtschaft,wie das
ja leider im Etat wiederholt ersichtlich ist, gewissermaßen Liebesgabenhiustrcut.
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Es wird ganz wesentlich auf den Geist ankommen, der die Verwaltung durchweht, wenn
wir eine zielbewußteWiederaufbauarbeit in der Provinz leisten wollen. Da muß ich schon sagen,
meine Damen und Herren, der Geist, den ich jetzt im Auge habe, ist an sich nicht identisch mit
dem Geiste jener Verwaltungsbeamten, die glauben, hier von diesem Pnlte aus die Landtags¬
abgeordneten schulmeisternzu dürfen, wie wir das eben gesehen haben. Es ist auch nicht der
Geist, der die Landtagsabgeordneten mit Schweinehundebezeichnet,genan so wenig, wie es der
Geist ist, der uns eine Hausordnung bringt, wie die fttr das Frauenarbeitshcim Freimersheim;
diese Hausordnnng — Herr KollegeHaas hat sie eben auch schon erwähnt — nimmt sich in ihrer
mittelalterlichenGestaltung in unserer neuen Zeit doch recht merkwürdigaus. Meine Damen und
Herren, es ist mich nicht der Geist, der immer wieder, wie wir das leider in der Provinzinl-
Verwaltung sehen, neue Konflikte mit den Beamten, Angestellten und Arbeitern heraufbeschwört.
Es ist uicht der Geist, der unsere Verwaltung veranlaßt, hente noch tüchtige alte Beamte hier bei der
Provinz etwas hintnnzustelleu,ihuen zu sageu, für den Aufstieg nach dem Grundsatz „Freie Bahn
dem Tüchtigen" seien sie nicht geeignet, der Geist, der ein offenbaresUnrecht tut, dann aber, wenn
ihm nachgewiesen wird, daß Unrecht getan wurde, nicht bereit ist, dieses Unrechtaus deu Personal¬
akten zu löschen. Meine Damen und Herren, ersprießlicheArbeit kann nach meiner Auffassung
nur geleistetwerden, wenn in der Verwaltung ein harmonischesHandinhandarbeiten vor sich geht.
(Sehr richtig!) Das ist allerdings zurzeit nicht vorhanden, wie ich aus den vielen Klagen, die mir
besondersvon den DüsseldorferBeamten und Angestelltenzugetragen worden sind, erkennen konnte.
Hier wird es nach meiner Auffassung Aufgabe des neuen Landeshauptmanns sein, Besserung zu
schaffen, des Landeshauptmanns, der ein Mann sein muß, der wenigstenseinigermaßendie Zeichen
der Zeit versteht und einen modernen Geist in die Verwaltung hineinbringt.

Da ist vor allen Dingen ein großes Arbeitsfeld in der inneren Verwaltung. Wir haben
Noch die alte Provinzinlordnnng, und es könnte daraus geschlußfolgertwerden, die Herren, die
bisher nach dieser alten Provinzinlordnnng — verzeihen Sie den Ausdruck — immer weiter
gewurstelt haben, könnten sich darauf bernfen, es sei noch keine nene gesetzlicheBasis vorhanden.
Aber, meine Damen und Herren, wir haben auch in den Gemeinden noch keine neue Gemeinde-
verfassnng,und die großen und bestgeleiteten Gemeinden haben fich doch langst auf die neue Form
eingestellt; sie haben längst, auch trotz der fehlenden Gemeindeverfaffung,ihren Apparat wesentlich
einfacher nnd der Neuzeit entsprechendergestaltet. Deshalb, meine ich, müssen wir auch hier bei
der Proviuz, wenu die Provinzialorduuug auch auf fich warteu läßt, trotzdeminsbcfonderebei der
inneren Verwaltung mit Reformen vorangehen. Mein Kollege Haas hat schon auf einige dieser
Reformen, die notwendig sind, hingewiesen,besondersauf die Zentraleinkaufsstelle. Die Tatsache,
daß heute durch die Verzettelung außerordentlichviel Gelder verschleudert werden, ist nicht von der
Hand zu weisen.

Ich möchte weiter anregen, daß man, wenn man den neuen Landeshauptmann bestellt,
gleichzeitig dafür sorgt, daß er nicht mehr mit den finanziellenDingen belastet wird. Die Mittel,
die heute der Provinz zur Verfügung stehen, sind so gewaltig groß, daß ich mir vorstellen kann,
daß die ganze Verwaltung nach der Richtung reorganisiert wird, daß wir bei der Provinz, genau
so wie bei der Kommunalverwaltung,einen besonderen Finanzdezernentenüber die gesamten Finanz¬
verhältnisseder Provinz wachen lassen.

Ein paar Bemerkungenzum Haushaltsplan selbst. Der Haushaltsplan der Provinz er¬
scheint mir wenig übersichtlich. Er setzt sich zusammen aus dem Hanshaltsplan, in dem die Zu¬
schüsse au die Sonderhanshaltsplänc, wenig übersichtlichgeordnet, enthalten sind, nnd ferner aus
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einer ganzen Reihe Sonderhaushaltspläne, in denen die Fehlbeträge nicht besonders kenntlich gemacht,
sondern als Anteile an den Provinzialsteuern unter den Einnahmen mitaufgefiihrt sind, so daß sich
Einnahmen uud Ausgaben nominell ausgleichen. Ein Nachteil ist feiner, daß das Rechnungs¬
ergebnis vom vorvorigen Jahre nicht im Haushaltsplan, sondern in einer besonderen Anlage, kurz
zusammengedrängt,angegebenist. Ein Vergleichist dadurch besonderserschwert. Es wäre zweck¬
mäßiger — das möchte ich der Provinzialverwaltung doch für die Zukunft zur Berücksichtigung
geben —, statt der im Haushaltsplan vorgesehenenSpalten: „mithin jetzt mehr bezw. weniger"
das Rechnungsergebnisdes vorvorigen Haushaltsplans anzugeben. Die Abweichungendes neuen
Etatsansatzes gegenüber dem Vorjahre sind nicht so wichtig wie das Rechnungsergebnis des vor¬
vorigen Jahres, das zum Vergleich mit herangezogenwerden müßte.

Meine Damen und Herren! Eine besondereSteigerung ist beim Etat der Provinzial-
strahenverwaltungzu verzeichnen. Der Zuschuß beträgt 52 Millionen; das sind 37°/« des gesamten
Steuerfehlbetrages. Hier muß ich bedauern, daß auf die Anfrage, die mein Kollege Haas vorhin
in seiner Etatsrede gestellt hat, von der Verwaltung keine Antwort gegeben worden ist. Vs ist
uns außerordentlichwichtig, zu wissen, wie sich die Lasten für die Provinzialstraßen auf Stadt-
und Landkreise verteilen, weil wir der Meinung sind, daß heute auch die ländlichenBezirke viel
mehr zu diesen Kosten herangezogenwerden. Wir haben die Auffassung, daß der grüßte Teil des
52 Millionen betragendenZuschussestatsächlich an die Landkreisegeht und daß hier eine Bevor¬
zugung der Landbezirkestattfindet, die in der gegenwärtigenZeit gar keine Berechtigunghat. Wir
haben immer beftritten, daß etwa die Landbezirkegegenüberden Stadtkreisen ärmere Bezirke sind.
Heute, wo die Landwirtschaftim Gelde schwimmt — das hat uns der Geschäftsführerdes Rheinischen
Heims kürzlich an einem drastischen Beispiel auseinandergesetzt —, ist es eine Ungerechtigkeit,daß
man die Mittel, die von der Gesamtheit der Provinz aufgebrachtwerden, einer besonderen Gruppe
gewissermaßen als Liebesgabezur Verfügung stellt. (Sehr richtig! links.)

Meine Damen und Herren! Dann habe ich an die Verwaltung noch eine Anfrage zu
richten. Es fehlt eine Einnahmeposition, wo der Anteil der Provinz an der Kohlenwegeabgabe
verbuchtist. Ich möchte doch bitten, daß die Verwaltung uns darüber Mitteilung macht, ob sie
auf diese Kohlenwegeabgabe verzichtetoder in welcher Position diese Einnahme zu suchen ist.

Meine Damen und Herren! Wenn ich nun zu dem, was gegen unsere Fraktion im all¬
gemeinenund unseren Fraktionsredner insbesonderehier gesagt worden ist, übergehe, so möchte ich
dem Kollegen Koch erwidern, daß er, um überhaupt einigermaßen etwas gegen den Kollegen Haas
sagen zu können,die Worte des Kollegen Haas einfach umgekehrthat. Das ist ihm ja schon von
unseren Fraktionskollegenzugerufeuworden. Ich will aber eine überflüssige Polemik vermeiden und
nur sagen: Wir freuen uns der Erklärung der Kommunisten, daß sie genau wie alle anderen
Fraktionen den Loslösungsbestrebungen energisch entgegentretenwollen. Ich möchte allerdings bitten,
daß Sie das in allen Fällen tun, auch da, wo sich, wie in Moers, solche Anfänge zeigen.

Was der Herr Landeshauptmann über den besonderenFall von Brauweiler gesagt hat,
war eigentlichnoch weniger als wenig und bestätigte im wesentlichen nur das, was unser Kollege
Haas gesagt hat. Der Herr Landeshauptmann hat zwar versucht, eine Ehrenrettung des Herrn
von Iarotzky vorzunehmen. In Wirklichkeit hat er ihn uns aber in seiner etwas vornehmen Art
als einen Mann geschildert, der absolut nicht in diese Anstalt hineingehört, als einen Offizier
der alten Zeit, der vielleicht auf dem KasernenhofGelegenheithatte, Retruten aus bäuerlichenBe¬
zirken zu drillen, der aber nicht die Fähigkeit hat, in einer solchen Anstalt den Ton zu finden, der
unbedingt gefunden werden muß, wenn die Anstalt überhaupt einen Erfolg haben füll.
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Meine Damen und Herren! Was den einen Fall anbetrifft, so bedauere ich außerordentlich,
daß der Herr Landeshauptmann hier in einem schwebenden Verfahren dem Richter bereits zuvor¬
gekommen ist, indem er erklärt hat: Die Dinge sind so, obwohl sie noch Gegenstand der Unter¬
suchungsind. (Sehr richtig! links.) Das ist ein Verfahren, wie es mir bisher noch nicht vor¬
gekommen ist. Solange ein solches Uutersuchungsuerfahrenfchwebt, kann der Herr Landeshauptmann
nicht erklären: Da ist eine Zeugin vorhanden, die kann das unbedingt bejahen. Sie wisfen doch,
wie oft in solchen Prozessen, besonders bei solch knifflichen Dingen, die Zeugen schon umgefallen
sind. Die Methode, die von der Provinzialverwaltung in dieser Angelegenheitbeliebt worden ist,
'st unter keinen Umständenzu rechtfertigen. Wenn man fo weiter vorgeht, wird es immer möglich
sein, daß irgendein Denunziant einen mißliebigenBeamten denunziert, der Herr Landeshauptmann
unterstellt diese Denunziation als wahr, und der Mann wird von seinem Amte suspendiertund auf
halbes Gehalt gesetzt. Ich möchte wissen, was der Herr Landeshauptmann machen wird, wenn
das Gericht spricht und erklärt: Der Mann ist nicht schuldig, weil sich die Zeugenaussagen so
stellen, daß von der Geschichte nichts übrig bleibt. Dann muß der Herr Landeshauptmann die
Summe nachzahlen, die dem Manne eingehaltenworden ist. Ob das zur Stärkung der Disziplin
und all der Dinge, die der Herr Landeshauptmann ja sonst gerne in den Vordergrund stellt, richtig
ist, möchte ich dahingestelltsein lassen.

Im übrigen hat der Herr Kollege Haas an diefem Spezialfall uns bewiesen,daß hier
eine unterschiedliche Behandlung beliebt wird. Das möchte ich dick unterstreichen. Herr Kollege
Haas hat ausdrücklichdarauf hingewiesen,daß man bei diesem einen Beamten, von dem voraus»
gesetzt wird, daß er bei Herrn von Iarotzky nicht besonders beliebt ist, sofort eingeschrittenist,
wahrend bei 3 anderen Beamten, gegen die ebenfalls folche Beschuldigungenvorliegen, bis heute
noch nichts geschehen ist. (Hört! Hört! links,)

Wir bedauern außerordentlich, daß der Herr Landeshauptmann sich nicht zu der Be>
schlänknng der staatsbürgerlichenFreiheit geäußert hat, die darin liegt, daß Herr von Iarotzky sich
erlaubt hat, einen Beamten wegen einer Aeußerung in einer Wahlversammlung zur Rede zu
stellen. Wir müssen unter allen Umständenfür unsere Beamten das Recht verlangen, daß sie sich
außerhalb des Dienstes in ihren staatsbürgerlichen Rechten unter keinen Umständen und von
niemandem, selbst vom Herrn Landeshauptmann nicht, beeinträchtigenzu lassen brauchen. (Sehr
richtig! links.)

Meine Damen und Herren! Dann ein paar Worte zu dem, was Herr Kollege Hossmann
Über die Ausführungen meines Freundes Haas gefagt hat; er hat sie total mißverstanden. Glauben
Sie sicher, Herr Kollege Haas ist — genau so wie die ganze sozialdemokratische Fraktion — der
^tzte, der etwa eine besondere Freude oder eine innerliche Genugtuung darüber empfinden würde, daß
hier in Düsseldorf und Duisburg, wie im anderen befetzten Gebiet, sich ein gewisser Groll gegen
diejenigen bemerkbar macht, die als Sieger hier in unser Land gekommen sind. Wir als Sozialisten
bedauern das außerordentlich,denn wir sehen unsere Hauptaufgabe darin, zur Verhinderung des
Krieges und zur Verhinderung des Blutvergießens eine Verföhnung der Völker herbeizuführen,
s° daß nicht mehr das Schwert, sondern der Geist allein spricht. Meine Damen und Herren! Aber
das müssen wir doch sagen: Wie die Dinge heute liegen, bedauern wir außerordentlichdie Ent¬
wickelung, und es hieße den geschichtlichenTatsachenGewalt antun, wollte man das, was der Herr
Kollege Haas hier einfach konstatiert hat, als unwahr bezeichnen. Ich habe kürzlich in einer
Besprechung mit einem französischen Offizier in Presse-Angelegenheitenauch erklärt: Meine Herren,
die Bevölkerungvon Düsseldorfist bei Ihrem Einzug außerordentlichloyal und zurückhaltend gewesen,
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sie hat die Sache ruhig hingenommen. Aber wir sehen doch auch in unseren Versammlungen,was
los ist. Wir sehen doch, wie langsam ein Groll in der Bevölkerung emporsteigt, den wir nicht
mehr bekämpfen tonnen, so sehr wir im Interesse der Völkerversöhnungdiesen Groll nnd diese nene
innere Verhetzung bedauern. Und, meine Damen und Herren, ich spreche nicht zuviel aus, wenn
ich erkläre: Das, was sich hier in Sanktionen und Besetzungen zeigt, ist uns das schwerste Hinder¬
nis auf dem Wege der Völkerversöhnung. Das ist praktische,positive Arbeit für die Deutsch-
Nationalen. (Zustimmung links.)

Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Knab hat dann versucht, in eine ähnliche
Kerbe zu hauen und, nachdem er den bürgerlichenParteien ihre Anhängerschaftzur kapitalistischen
Wirtschaftsweiseattestiert hat, hat er sich den Scherz geleistet, unseren KollegenHaas als einen
Anhänger des kapitalistischen WirtschaftZprinzipshier vorzuführen. Zu den Zwischenrufen,die sich
dabei ergaben, meint der Herr Kollege Knab, wir würden uns ja eines Tages auch einmal zu
seiner Auffassungbekehren. Meine Damen und Herren! Daran glaube ich allerdings kaum, denn
wir würden, wenn wir uns die Mühe geben wollten, in seinen kransen Gedankengangeinzudringen,
doch Gefahr laufen, daß, wenn wir am Schlüsseseiner Gedankenangelangt sind, er schon wieder
eine andere Auffassung hat, (Heiterkeit. Zuruf Knab: Wir rechnen auch nicht auf Sie, fondein
auf die Arbeiterschaft!)

Herr Kollege Knab hat dann — dem muß entschieden entgegengetretenwerden — unseren
Fraktionsredner gewissermaßen als einen Redner hingestellt, der nicht im Interesse der Arbeiterschaft
sprach. Herr Knab hat immer von der Masse der Arbeiterschaftgeredet. Ach, meine Herren, wo
ist denn die Masse der Arbeiterschaft,die Sie zu Ihren Anhängern zählen? Wo sind denn diese
Massen der Arbeiterschaft? Sie laufen Ihnen massenweise davon (Heiterkeit), wenn Sie sie über¬
haupt jemals gehabt haben. Ich brauche doch wohl nicht auf die letzten Gemeindewahlenhinzu«
weisen,die hier im Rheinlande gewesen sind. (Unruhe bei den Kommunisten.) Meine Damen und
Herren! Die Massen der Arbeiter haben sich in einer momentanen Gefühlsaufwallung vielleicht
auch einmal bei Ihnen fehen lassen. Aber die große Enttäuschung, die die Massen der Arbeiter¬
schaft, soweit sie sich überhaupt bei Ihnen gezeigt haben, erlitten haben, treibt sie langsam, aber
sicher auf die Linie zurück, die die Sozialdemokratie seit fast 60 Jahren mit Erfolg beschüttenhat.
Ja, meine Damen und Herren, wir sehen in der deutschen Arbeiterschaftimmer mehr und mehr
einen Gesundungsprozeß,der sich frei macht von Phrafen, der verlangt, daß man auch schon hier
im Gegenwartsstaat praktische, positive Arbeit leistet. Die Arbeiterschaftverzichtetauf das Sowjet-
Himmelreich, das Sie ihnen versprechen,sondern verlangt, .daß sie auch schon hier auf Erden im
Gegenwartsstaat glücklich ist. Diesen Entwickelungsgang hat die Sozialdemokratie vorhergesagt.
Diesen Weg wird die Sozialdemokratie unbeirrt weiter gehen, die Sozialdemokratie, die in der
Rheinprovinz längst wieder, wie im ganzen DeutschenReich, zur stärkstensozialistischen Gruppe
geworden ist. Wir konnten das nur werden, weil das Vertrauen der Arbeiterschaft gerade durch
unsere positive Tätigkeit gestärkt worden ist. Und mit dieser positiven Arbeit wollen wir auch in
der Provinz unser Teil dazu beitragen, für die Gefamtheit des Volkes das Möglichsteherauszu¬
holen. (Beifall.)

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterWallraf.
AbgeordneterWallraf: Meine Damen und Herren! Manchem der Redner, die vor

mir sprachen, kam unwillkürlicheine bittere Klage in den Mund über die nationale Not, in der
wir in Deutschlandund vor allem hier am Nheine leben. Das war natürlich, denn das Gefühl
dieser bitteren Not beseelt uns alle und drängt sich leicht vom Herzen auf die Lippen. Aber,
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meine Damen und Herren, neben der natiunalen Not, die von außen her über uns hereingebrochen
ist, gibt es eine andere nationale Not, die wir uns selbst schaffen: das ist die unselige Zerrissenheit,
das alte Erbübel der Deutschen(AbgeordneterDr. Iarres: Sehr richtig!), das selbst vor der Not
der heutigen Zeit noch immer nicht ein Ende findet, Es ist nicht nur im rheinischen Provinzial-
landtag so, daß bei jeder Gelegenheitdas Parteischwert gezückt wird, daß jede Partei behauptet,
sie allein besitze den echten Ring; anch im Reichs- und im Landtag können Sie das gleiche beob¬
achten. Und doch stehe ich unter dem Eindruck, und vielleicht viele von Ihnen mit mir. daß die
Trennungslmien zwischenden Parteien nicht so tief eingegraben sind, als daß sie mit Ruhe,
Sachlichkeitund gegenseitigem Entgegenkommennicht überwunden werden konnten. (Sehr richtig!
rechts.) Ich habe speziell in der Arbeit hier im Probinziallandtag einen nenen Beweis dafür ge¬
funden: In der Arbeitsgemeinschaftsitzen Männer zusammen, deren politische Grundanschauungen
in vielen Dingen weit anseinander gehen, und doch ist es einer geschickten Leitung und allseitigem
guten Willen geradezu spielend gelungen, in allen sachlichen Fragen zu einer übereinstimmenden
Meinung zu kommen. Es mag sein, daß die Brückezu den Herren, die Herr Knab so tempera¬
mentvoll vertreten hat, sich noch nicht schlagen läßt. Vielleichtkommt die Zeit einmal, wenn die
Herren den Vorzug der Jugend, dessen sie sich nicht mit Unrecht rühmen, einmal ersetzt haben durch
den Vorzug der Lebenserfahrung. (Sehr gut! rechts. Zuruf Knab: Bei Ihnen ist alles Lebens-
erfahrnng!) Meine Damen und Herren! Mein Glaube, daß es uns vor allem nottut, unter den
verschiedenenParteien nicht überflüssigen Streit zu erregen, wird für mich auch die Grenze sein und
nie Auswahl der Themen bestimmen,die ich hier vorzutragen habe.

Der Herr AbgeordneteHaas hat nun an eine Denkschrifterinnert, die im Jahre 1913
veröffentlichtwurden ist, als wir der hundertjährigen Zugehörigkeitder Rheinprovinz zu Preußen
gedachten. Er meinte, es würden wohl manche der damaligen Redner sich nicht mehr zn ihren
damaligen Worten bekennen. Ich habe die Schrift nicht mehr im Gedächtnis; aber ich vermute,
daß fie n. a. nnd im wesentlichen eine Anerkennung der großen Erfolge enthält, die Preußen und
auch die rheinische Provinzialverwaltung im Laufe der hundert Jahre zu verzeichnen hatten. Wenn
das der Fall ist, dann bekenne ich mich hente noch voll und ganz zu dem Inhalt der damaligen
Kundgebung, (Bravo! rechts.) Unsere Zeit, meine Damen und Herren, wird erst ihren Befähi¬
gungsnachweiszu erbringen haben. (Sehr richtig! rechts.) Der Befähigungsnachweis auf dem
Gebiete der Verwaltung ist für eine frühere Zeit erbracht worden. (Zuruf Knab: Den erbringt
Ihre Klaffe nicht!) Wir können uns freueu, daß dieser Beweis bei uns steht in Stein nnd Schrift,
in Anstalten und- Unternehmungenaller Art. Wenn wir nicht auf einem solch hohen Kulturstande
gestanden hätten, bevor der Weltkriegausbrach, um uus und unsere Kinder nnd Kindeskinderwäre
es schlecht bestellt, denn diese Zeiten der Gegensätze und der finanziellenNot sind zu einer geradezu
furchtbaren Unfruchtbarkeitverurteilt. (Zuruf links: Hätten Sie das vor dem Kriege gefagt!)
Ich gelte in den Augen mancher als schwarzer Reaktionär. Das wird mir oft noch von meiner
alten Frenndin, der Rheinischen Zeitung, bestätigt. Ich trage das mit dem Gleichmut,den Männer
des öffentlichen Lebens bewahren müssen auch gegenüber offenbarenUnwahrheiten, gewollten und
nngewollten. (AbgeordneterDr. Köttgen: Sehr gut!) Ich habe mich seinerzeit für das allgemeine
Wahlrecht eingesetzt, als die Frage noch nicht brennend nnd es nicht so leicht war, diesen Stand¬
punkt zu vertreten wie später. Ich habe mich auch über die Einführung einer Arbeitslosen¬
versicherung auf einem Städtetage in Breslau nnd anderweitig geäußert, als diese Frage noch von
vielen anderen Herren, die auf anderem Standpunkte standen, einfach belächelt wnrdc. Aber
nehmen Sie an, ich sei ein „Reaktionär". „Reagere" heißt „zurückführen". Und, meine Damen
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und Herren, wenn man sieht, daß ein Wagen znm Abgrund rollt, dann erwirbt sich der ein Verdienst,
der dem ungeschicktenKutscher in die Zügel fällt und den Wagen wieder auf den sicheren Boden
zurlickleitet. In diesem Sinne nehme ich das Wort „Reaktionär" als Ehrentitel gern in Kauf,
Aber ich stehe auf dem Standpunkt, daß es unser aller Aufgabe und Pflicht ist, die Gedanken der
neuen Zeit nicht von der Schwelle abzuweisen,sondern zu prüfeu, was von ihnen sich als dauer¬
haft erweist, und so alte und neue Zeit zu versöhnen. (AbgeordneterDr. Kotigen: Bravo!)

Aber, meine Damen und Herren, vor manchenRezepten — ich kann bei der Kürze der
Zeit nur auf wenige eingehen —, die heute so allgemein beliebt sind, möchte ich warnen. Ich
finde, man sieht das Heil unserer Zeit lind auch das Heil unserer Verwaltung heute vielfach in
der Vielküpfigkeit der Berater. Meine Damen nud Herren, wenn wir zn einer Reform der preußischen
Verwaltung kommen, dann möchte ich ihr das Motto mit auf den Weg geben, daß sie einfach
und gemeinverständlich sei. (Abgeordneter Dr, Iarres: Sehr richtig!) Aber in der heutigen Zeit
fügt man einfach dem kompliziertenRäderwerk ein neues Rad uach dem andern zu; ob sich das
uun Ausschuß, Beirat, Kommissar,Ueberwachungskommissarusw, nennt (Zuruf links: Staatsrat!
Reichsrat!), das tnt nichts zur Sache. Sie werden dadurch weder die Verwaltung beschleunigen,
noch verbilligen. Daher warne ich vor dem leider heute zu konstatierenden Bemühen, immer wieder
neue Organe und Aufsichtsinstanzenzu schaffen. Stellen Sie an wichtige Stellen den Mann, der
Ihr Vertrauen hat — die Verfassung ist derartig, daß Sie Ihren Willen durchsetzen können —,
aber dann lassen Sie diesem Manne auch Ellenbogenfreiheit,lassen Sie ihm Zeit zur Arbeit, geben
Sie ihm Gelegenheit, zu zeigen, was er selbst kann! Sonst wird jede Persönlichkeit und jedes
Arbeitstalent unterdrückt. (Zustimmung rechts.)

Meine Damen und Herren! Wenn ich diesem neuen Mittel widerrate, so rede ich alten
anderen Grundsätzenebenso dringend das Wort. Ohne Autorität und Ordnung geht es nicht auf
der Welt (Sehr gut!), und jedes Bestreben, diese beiden Säulen des menschlichen Zusammenlebens
zn schädigen, wird immer zu einer Verschlechterungder ohnedies unleidlichen Zustände führe».
Ich rechne zu diesen Säulen — das auszusprechenfühle ich mich veranlaßt dnrch manche Aeuße¬
rung, die von der Linken gefallen ist — meinerseitsauch das Christentum. Der Herr Abgeordnete
Haas hat geglaubt, durch eine Statistik von Trier nachweisen zu können, daß gerade in dem frommen
katholischen Trier die Zahl der Fürsorgezöglingeaußerordentlichgroß ist. Der Herr Abgeordnete
Haas vergißt aber eins: Zu einer Vergleichsstatistikeignet sich nicht eine Maßnahme, die von dem
individuellen Ermessen eines einzelnen Beamten abhängig ist. (Sehr richtig! im Zentrum.) Die
Herren wissen, daß die Fürsorgeerziehungbeantragt werden muß, und es ist eine in den Kreisen
der Provinzialverwaltung bekannte Tatsache, daß gerade der Herr, der in Trier darüber zu ent¬
scheiden hatte, mit besonders strengem Maßstabe maß. So folgt aus diefer Statistik nicht das,
was Sie daraus herleiten wollen, sondern eben nur das, daß man in Trier den Wert und die
Früchte der Fürsorgeerziehunghöher taxierte, als es in den anderen Kreisen geschah.

In einem, meine Damen und Herren, finden wir vielleichteinen gewissen Berührungs¬
punkt: Ich bin allerdings der Auffassung, daß das Christentum, kein äußerer Mantel sein darf,
den man, wenn man zur Kirche geht, in der Sakristei abholt und in der Sakristei zurückläßt,
wenn man wieder ins Leben tritt. Die ethischen Grundsätze des Christentums sollen das Leben
beherrschen. In diesem Sinne ist das Christentum eines der wichtigsten Fundamente für unsere
heutige und sicher auch für die zukünftigeZeit. (Beifall im Zentrum.)

Meine Damen und Herren! Die Herren Abgeordneten Heß und Haas haben von dem
kaufmännischen Geist gesprochen, der in die Verwaltung hineinkommen müßte. Ich habe diesen Ruf
schon früher vernommen, als ich noch im städtischen Dienste stand. Er war vor allem da laut
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wahrnehmbar, wo die Städte eine große Reihe von Dingen an sich genommenhatten. Ich muß
gestehen, ich habe nach meinen Erfahrungen in diesem Rufe hauptsächlichauch ein nicht aus¬
gesprochenes,zum Teil sogar unbewußtes Eingeständnis gefunden, daß viele dieser Betriebe sich
überhaupt für die Verwaltung durch Beamte' nicht eignen, Das bezieht sich namentlichauf die
Kommunalverwnltuug. Eiuen Beamten, der gelernt hat, die Vorschriften zu erfüllen, genau korrekt
den Weisungen seiner Vorgesetztennachzukommen,werden Sie nicht so leicht zum kaufmännischen
Denken erziehen. Ich folgere aus diesem Ruf nach kaufmännischen Köpfen vor allem, daß man
die öffentlichen Betriebe nicht übermäßig ausdehnen darf, sondern der privaten Initiative den weitesten
Spielraum lassen muß. (Zustimmung rechts.)

Herr Abgeordneter Haas und nach ihm noch andere Herren der Linken haben mit mehr
oder weniger Entschiedenheiteine Lanze gegen die Landwirtschaft gebrochen. Nun, meine Damen
und Herren, die Landwirte sind selbst Meister des Worts; sie verfügen durchwegüber kräftige
Ellenbogen, und sie weiden sich, glaube ich, in den Fachausschüssen ihrer Haut wehren. (Zuruf
links: Hier sollen sie es tun!) Aber das eine muß ich doch sagen: Wenn auch die Landwirtschaft
große Verdienste aufweist, so legen Sie doch bitte auf die andere Seite der Wagschale eine in
Preußen und der Rheinprovinz manches Jahr hindurch bestehende Minderachtung der landwirt¬
schaftlichen Betriebe; es war das die Zeit, wo unsere Provinz sich mehr und mehr zu industriealisieren
begann. Legen Sie weiter in die Wagschaledie ungeheuerenDrangsalierungen, die für die Land¬
wirtschaft mit der Zwangswirtschaft verbunden waren. (Lachen links.) Meine Herren, Sie
lachen; ich weiß nicht, ob Sie so die Gelegenheitgehabt haben, die Sache zu beobachten, wie es mir
zufälligerweisemöglichwar. Ich kann Ihnen versichern, mancher Landwirt hätte in der damaligen
Zeit gern seinem schönen Berufe Valet gesagt, wenn er nur die wirtschaftlicheMöglichkeit dazu
gehabt hätte. (Zuruf links: Das glauben Sie selbst nicht!) Ich pflege nur das zu sageu, was ich
glaube. Nun ist aber doch das Alpha und das Omega unserer ganzen Staatsweisheit, daß wir
dafür sorgen müssen, von unseren eigenen Fluren ernährt zu werden. Wenn Sie unter diesen
Umständen die bescheidenen Mittel — statistisch noch nicht 1°/» des Ausgabeetats — streichen
wollen, die für die Aus- und Fortbildung der Landwirte bestimmt sind, so reißen Sie das Gewebe
wieder auseinander, das wir im Interesse des gesamten Vaterlandes eng gewebt sehen möchten.

Ich habe in dem Augenblick besondere Aufmerksamkeitauf die Ausführungen des Herrn
Haas verwandt, als er von den möglichenMehreinnahmen sprach. Da habe ich gedacht: jetzt

kommts, jetzt können wir alle etwas lernen. Aber Herr Haas hat mich etwas enttäuscht, als er
davon sprach, daß man die Obstbäume auf den Chausseen besser pflegen möchte. Vergessen Sie
doch nicht, daß heutzutage zwischen Mein und Dein wenig Unterschied mehr gemacht wird. (Zuruf
Haas: Das kommt darauf an, welche Klaffe man meint!) Die schönen Früchte auf den Obst¬
bäumen würden schwerlich in die Hände der Provinzialverwaltung kommen. Wenn Herr Haas
wünscht, daß aus deu Chausseebäumeneine höhere Einnahme erzielt wird, so kann ich nur davor
warnen, daß man stärker mit dem Fällen der Chausseebänmevorgeht. Die Gefahr lag vor. In
Manchen unserer Flachlandschaftenbilden diese Bäume nicht nur eine Erquickung des von der Sonne
geplagten Wanderers, sondern auch einen Reiz, durch deu das Landschaftsbildverschönt wird.

Ich würde nicht einen Alt der Sparsamkeit darin sehen, daß man die Gedenkzeichen für
die Gefallenen nicht bewilligt. Mag sein, daß der Gefallene kein größeres persönliches Verdienst
hat als der, der am Leben geblieben ist. Aber das Leben ist auch ein Gut, und dem, der sein
Leben für das Vaterland geopfert hat, ziemt sicherlich ein schlichtes Gedenkzeichen.(Beifall, Zuruf
Hoffmann: Die Witwen und Waisen haben nichts zum Leben!)
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Ich komme noch kurz auf ein Kapitel, das mir besonders am Herzen liegt und von dem
ich hoffe, daß sich ihm gegenüberim ganzen Haus keiu Widersprucherhebt, das ist die Pflege der
Kunst, die Fürsorge für die rheinischenDenkmäler, die Fürsorge für die rheinischeLandschaft.
Meine Damen und Herren, uns sind nur wenige materielle Güter geblieben. Infolgedessen müssen
wir erst recht dafür sorgen, daß die ethischen Güter unserer schönen Rheinprovinz, die in den künp>
lerischen Gedenkzeicheu einer bewegtenVergangenheit und deu laudschnftlicheu Schönheiten bestehen,
nicht auch verschwinden. Ich stehe an der Spitze des RheinischenVereins für Denkmalpflegeund
Heimatschutz,und ich kann Ihnen sagen, es vergeht kaum eiu Tag, ohne daß nicht an einer Ecke
der Provinz ein gewaltiger Ansturm materialistischerInteressen gegen diese Dinge entsteht: Da
will man einen Steinbruch eröffnen, da will man in irgendeine bisher rein landschaftliche Gegend
eine große Fabrik legen. Alles an seiner Stelle! Es liegt im Gesamtinteresseder Nheinprovinz,
daß man mich noch Distrikte hat, wo man frei von Rauch und frei von Geräusch Gottes Natnr
bewundern kann. Gerade so, wie eiu kluger Stadtbanmeister, wenn er einen Stadtbebauungsplcm
aufzustellenhat, sich klar macht: dahin gehören die Fabriken und dahin gehören die Erholungs¬
stätten, so sollten wir auch in der Provinz dafür sorgen, daß für jeden von uns — uud der Arbeiter
ist nicht zuletzt darau interessiert — Stellen bleiben, wo er nngestört von dem Lärm des Tages
seine Erholung suchen kann. (Abgeordneter Dr. Köttgen: Vravo!)

Die Mittel, die zur Unterstützungdieser Bestrebungen zur Verfügung stehen, sind gering.
Die Lage der Provinz verbietet es mir, eine Erhöhung zu beautrageu. Aber, meine Damen und
Herren, diesen Appell richte ich an Sie alle: Sorgen Sie dafür, daß der Wnnsch, alles zu erhalten,
was wir auf diesen: Gebiete zu wahren haben, Gemeingut jedes Rheinländers wird! Daß er sich
auflehnt — und in früheren Zeiten ist viel gesündigt worden — gegen jede Verschandelung, die
seiner Heimat droht, denn in der Heimatliebe liegt auch eine Wurzel der Vaterlandsliebe, die wir
zu pflegeu alle Veraulafsuug haben. (AbgeordneterDr, Köttgen: Vravo!)

Nur wenige Worte noch zu den politischenFragen, die erörtert worden sind. Ich habe
mich außeordentlichgefreut über den Dreiklang der vaterländischenTreue, der empurklangaus deu
Ausführungen der Herren Heß, Haas und Dr. Iarres. Die Beschwerdendes Herrn Heß gegen
Berlin hätte auch ich lieber an anderer Stelle gesehen. Er hat doch als prominentes Mitglied
der Zentrumsfraktiou nahe Verbindungen zu den entscheidenden Stellen, dem Reichskanzler, dem
Ministerpräsidenten und schließlich auch dem Präsidenten des Staatsrats. Da wären die Klagen
berechtigt; hier bergen sie die Gefahr, daß man wieder von neuem in den Ruf: „Los von Berlin!"
losbricht, und, meine Damen und Herren, Berlin ist nicht nur die Hauptstadt vou Preußen, son-
nnch die Hauptstadt des DeutschenReiches.

Wenn endlich Herr AbgeordneterHeß — nach meiner Ansicht mit Fug uud Recht —
die sehr schnelle, überhasteteArt der neuen Steuererhebung und Stenerverteilung bemängelte, so
weiß er vielleicht, daß die Autorschaft dieser Gesetze einem Manne zukommt, dem Herr Heß partei¬
politischnicht fernstand; das gegenwärtigeVerhältnis vermag ich nicht zn beurteilen. (Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Nnn haben die Herren nur vom Deutsche» Reich gesprochen
Ich füge nicht nur als meine Anffasfnng, sondern auch als die Auffassung meiner Fraktion hinzu:
Wir halten auch fest an Preußen! (Vravo! rechts.) Mag sein, daß die Entwickelungeinmal zu
den, großen Einheitsstaats führt. Vergessen Sie aber nicht, daß es deutscher Eigenart entspricht,
daß die verschiedenen Stämme in irgendeiner engeren Verbindung sich zusammenschließenund
gewissermaßen ein besonderesZimmer in dem großen Hanse beanspruchen. Ich sehe uoch uicht,
wo sie diese einzelnen Gemächer finden sollen. Die Provinzen wollen Sie nicht dazn machen, uud
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das mit Fug und Recht. Glauben Sie nun etwas Künstlichesan die Stelle des Wunsch Gewor¬
denen setzen zu dürfen, glauben Sie, daß diese Gebilde in stürmischer Zeit Bestand habeu? Ich
glaube das nicht. Deshalb sage ich: Bleiben wir im preußischen Zimmer! Denn wenn Sie das
abreißen, stürzt das Haus des Reichs zusammen. (Sehr gut! rechts.)

Ich komme zum Schluß. Der Herr Landeshauptmann hat bei der Besprechung der
geringen Dotierung der Straßen davon gesprochen,daß die Bevölkerung draußen im Lande sich
künftig damit begnügen müsse, statt schöner glatter Straßen Knüppeldämmeuud Flechtwerkzu
beuutzeu. So, meine Damen und Herren, ist auch die Bahn und der Weg, den das deutsche
Volk iu absehbarer Zeit zu geheu hat. Aber, wenu uus die Vaterlandsliebe auf diesem Wege
leitet, dann wird auch dieser Weg zu einer besseren Zukunft führen. (Lauter Beifall.)

Abgeordneter Freiherr von Los: Meine sehr geehrten Damen uud Herren! Wenn
man am Schlüsse eines so langen und arbeitsreichenTages wie des heutigen noch ein kurzes Wort
sprechen soll, so werden Sie mir gestatten, daß ich möglichst kurz die einzelnen Punkte, die ich noch
wchzuleseuhabe, zusammengreife.

Herr Abgeordneter Haas hat grundsätzlichdie Verhältnisse zwischenStadt und Land
gestreift und insbesonderebetont, daß die Lastcnverteilungzwischen Stadt uud Land ansinge, eine
ungerechte zu werden. Meine Damen und Herren, es wird gerade den jüngeren Abgeordnetenim
Hause dieulich sein, sich einmal über die Gedanken klar zu werdeu, die hier in der Provinzial-
verwaltuug laugst zu Hause sind und die wir bisher hier stets vertreten habeu. Wenn mau die
Verhältnissezwischen Stadt und Laud, wie sie gerade iu der Proviuzialvcrwaltuug gepflegtworden
!md, würdigen will, so muß man die einzelnen inneren Zusammenhängesich einmal klarmachen.

Meine Damen und Herren! Der Straßenbau — au diesen Punkt fing Herr Abgeordneter
Haas besondersan, seine Exemplifikationenanzuknüpfen — ist kein Ding, welches heute dem flachen
^ande besonderszur Last geschrieben werden kann. Wir müssen bedenken, daß die großen Straßen,
die die Provinz unterhält, mehr interurbane Straßen sind, als daß sie dein kommunalenVerkehr
nutzbar sind. Die leichtenLastfuhrwerkeder Dorfbewohner sind nicht diejenigenGefahre, die die
Straßen heute ruiuiereu. Es siud dies die Lastautomobile,der gewaltigeVerkehr, der sich zwischen
deu großen Städten abspielt. Ich brauche nur besonders darauf hinzuweisen, daß die Kohlen-
Versorgung sich in ganzen Perioden über die Straßen hingcwälzt und dadurch unsere Straßen in
besonderem Maße in Anspruchgenommenhat. Meine Herren, wenn wir aber gerade das Konto
der Straße» hier betrachten, müssen wir auch die großen Zusammenhängezwischen Stadt uud Land
l'n Auge behalten. Die Verkehrswegeim Lande sind nicht nur die Straßen, wir haben auch Eisen¬
bahnen und Schiffahrtswege. Diese werden vom Staate unterhalten, uud die schneiden den Verkehr
auf die großen Städte zu. Es sind Wohltaten, die der Staat iu erster Linie den großen Städten
zuwendet. Das Straßenbaukonto, die Unterhaltung der Landstraßen, ist Sache der Provinz, und
hür ist ganz gewiß eine Verpflichtung, daß die Provinz den ärmeren und weniger leistungsfähigen
Teilen der Provinz die Entwicklungermöglicht,die sie zum Leben unbedingt haben müssen.

Meine Damen und Herren! Es ist wiederholt, nicht nnr von Herrn Abgeordneten Haas,
sondern auch von Herrn Gerlach von der Sozialdcmukratie, behauptet worden, die ländlichen
Gemeinden schwämmen jetzt im Gelde. Ich muß dem entschieden widersprechen.(Rufe: Na! Na!
l'uks.) Weuu Sie heute die Geldinstitute, welche mit dem Lande in Verkehrstehen uud in denen
sich das Kontokorrent der Landwirtschaftabspielt, betrachten, so werden Sie sehen, daß sich auf der
ganzen Linie hente ein starker Geldabfluß bemerkbar macht. Es ist eben der große Prozeß zu
beobachten, der seit Beginn des Krieges Inventarien aus der Laudwirtschaft herausgezogen und
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kapitalisiert hat nud der jetzt umgekehrt wieder diese damals aus der Landwirtschaft liquidierten
Kapitalien jetzt von den Banken herunternimmt und wieder in die Landwirtschaft zurückbringt.
Wenn Sie von größeren Gewinnen der Landwirtschaftsprechen, so wollen Sie eins bedenken: Die
Inventarisierung, welche heute die Landwirtschaft wieder vornehmen muß, geschieht doch zu ganz
anderen Preisen, als vor dem Kriege die Liquidierung der Inventarien geschehen ist. Da können
Sie nicht von 10 oder 15 Vo sprechen,sondern es sind ganz gewaltige Teuerungs-Prozentsätze,die
heute angelegt werden: 100, 200, 300, 400°/», die heute die Landwirtschaft für die Inventari¬
sierung mehr aufwenden muß als damals bei der Herausziehung der Diuge. Meine Damen und
Herren, ich meine, gerade die Erfahrung der letzten Zeit hat doch gezeigt, daß wir eine leistungs¬
fähige Landwirtschaft haben muffen. Das fage ich hier besonders im Interesse der Konsumenten,
denn diese haben ein Interesse daran, daß die Landwirtschaftdie Produkte bringt, die jene erwarten.

Meine Herren! Die Landwirtfchaft gibt auch audere Leistungen an die Industrie-
bevölkerungund die großen Städte ab. Ich brauche nur darauf hinzuweisen,daß die Landwirt¬
schaft der Jungbrunnen ist, der in den Städten und in der Industrie die Lücken wieder ausfüllt,
welche durch die Natur der Dinge dort entstehen. Die Städte und die Industrie koufumieren
Menschen,und die Landwirtschaftist doch immer wieder der Jungbrunnen, aus dem die Menschen
produziert und als Blut den Köpfen des Landes, den Städten, wieder zugeführt werden muffen.

Wenn man gerade an dieser Stelle die relativ kleineu Mittel bemängelt, die seitens der
Provinz der Landwirtschaftgegeben werden, so darf ich darauf hinweisen,welche Leistungenwir auf
der anderen Seite gewähren. Wenn wir schon einmal den Ueberschuß von Menschen den Städten
und der Industrie bieten, so darf ich weiter hinzufügen: Wir haben diefe Kinder zu erziehen und
zu kleiden, wir haben die Schullasten zu trage« und geben sie nachher als fertige Menschen in
Großstädte und in die Industrie. Das sind ganz erhebliche Leistungen,die wohl zu berücksichtigen
find, wenn wir hier kleine und wahrhaft geringe Mittel feitens der Allgemeinheit in Anspruch nehmen.

Meine Damen und Herren! Ich bin gewiß nicht derjenige, welcher Gegensätze zwischen
Stadt und Land provoziert. Im Gegenteil, wir wissen in der Landwirtschaft, befonders in der
Rheinpruvinz, wo wir fo enge Beziehungen zwifchen der Industrie und der Landwirtschafthaben,
ganz genau, daß wir uur im Burgfrieden zurechtkommen.Wir wollen in Frieden uud Verstäudigung
miteinander leben. Aber erst, wenn diese Beziehungen gepflegt und von allen Seiten erkaunt
weiden, werden wir zu einem guten und praktischen Zusammenarbeiten kommen.

Meine Damen und Herren! Die Schullasten sind ganz gewaltige. Mir steht gerade
eine Statistik aus dem Jahre 1911 zur Verfügung. Da darf ich darauf hiuweiseu,daß auf dem
Lande bei 21 Millionen Menschen 4,3 Millionen Schulkinder waren, während in der Stadt
bei 19 Millionen nur 2.5 Millionen Schulkinder waren. (Hört! Hört! rechts.) Wir hatten
damals auf dem Lande 29 000 Schulorte, während wir in den Städten nur 1275 hatten; wir
hatten auf dem Lande 34 000 Einzelschulenund in den Städten nur 5000. Nun, meine Herren,
wollen Sie die Zahl der Lehrkräfte einmal besehen, da kommt ein ganz anderes Bild zum Vor°
schein. Die Zahl der Lehrkräfte auf dem Lande ist damals 65 000 gewesen,während in den
Städten 51000 Lehrer angestellt waren. Sie sehen also, daß die Städte in weit höheremMaße
in der Lage waren, ihre Kinder besser und gründlichererziehen zu können, als wir auf dem Lande.

Nun wird uns immer gefügt, heute schuu zu wiederholten Malen, die Landwirtschaft
schwimme augenblicklich im Gelde. Der Geldabfluß. meine Herren, ist heute ans der ganzen Linie
da. Ich darf des weiteren noch hinzufügen: Nicht nur als Zufallserscheinungist der Abfluß von
den Banken in die Landwirtschaft da, wir können es auch als allgemeines Symptom betrachten,
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daß der Geldabfluß vom Lande eine ständige Erscheinungunserer Volkswirtschaftdarstellt. Meine
Herren, wenn das Geld, das auf dem Lande verdient wird, auf dem Lande bliebe, würden wir
auf dem Lande zu Steuerquellen kommen. Aber das ist ja gerade der Krebsschadender Land-
gemeinden,daß das auf dein Lande verdiente Geld regelmäßig in die Verkehrszentren abflieht
und wir niemals zu Steuerquellen kommen.

So wäre es fehr verkehrt, wollte man, wie es von feiten der Redner der Sozialdemo¬
kratie geschehen ist, sich auf den Standpunkt stellen, daß man den Landgemeindenkeine Wohltaten
mehr zuwenden dürfe. Meine Herren, das ist nicht zu rechtfertigen. Sie wollen es schon allein
an den koloffalen Steuerumsätzen erkennen, die wir auf dem Lande zu tragen haben. Es find
nicht Steuerumfätze von 100. 200, 300"/«, es find Steuernmlagen von 1000, 2000, 3000 und
4000°/» auf dem Lande. Das find Sätze, die einfach zum Erliegen bringen.

Nun hat Herr Abgeordneter Haas gefagt, von den Steuern könne sich bekanntlich die
Landwirtschaftam besten drücken. Meine Herren, diefer Ausspruchwar mir neu. Wir haben auf
dem Lande immer das Gegenteil angenommen, wir haben immer der Meinung gelebt, daß es
nicht möglich sei, einen Acker der Steuerbehörde zu verheimlichen. (Znruf links: Aber den Ertrag!)
Die Aecker liegen nun einmal unter Gottes blauem Himmel, sie sind genau zu sehen. Man sieht,
wie groß sie find; man kann ihre Bonität feststellen; sie find als Steuerobjekte nicht über die
Grenze zu tragen. Man hat gerade in den letzten Jahren viel von Steuerflucht gefprochen; von

, einer Flucht der Aecker habe ich aber noch nie etwas fagen hören. Nun, meine Herren, die Er¬
fassungder Objekte. Den Acker können Sie erfassen,auch die landwirtschaftlichenGebäulichkeiten.
Und wie gering werden die Abschreibungen nur zugelassen! Wenn wir von unseren landwirtschaft¬
lichen Gebäuden V2 —Vl°/o abfchreiben dürfen, fo find das wirklichkleine und maßvolle Abschreibungen.
Ich brauche damit nicht zu vergleichen die großen Abfchreibungen,die in gewerblichen und fonstigen
Unternehmungenüblich find.

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Haas ist dann weiter fpeziell auf die Landwirt¬
schaftsschulen eingegangenund hat bemängelt, daß die Provinz für diese EinrichtungenGelder auf¬
wendet. Vor allem hat er bemängelt, daß die bisher üblichen Zuschüsse noch erhöht werden sollen.
Meine Herren, auch hier müssen wir auf die großen Zusammenhängeeingehen. Ich glaube, meine
Herren, ich spreche nicht im Namen der Landwirtschaft,fondern im Namen der Konsumenten,wenn
l>t> sage: Es kann nichts Nützlicheres geschehenfür die Konfnmenteu,als wenn die Landwirtsschafts-
ichulen gut dotiert werden, wenn möglichst viele Lanowirtfchaftsschulenerrichtet werden.

Wenn wir den Krieg bezüglichder Ernährung noch so leidlich haben überstehenkönnen
und nicht zusammengebrochen sind — schwere Zeiten haben wir ja durchgemacht,wir haben alle
gehungert (Rufe: Na! Na! links) —, so glaube ich, das eine behaupten zu dürfen: Meine Herren,
daß wir viel früher zufammengebrochenwären, wenn (Zuruf Knab: die Zwangswirtschaft nicht
gewesen wäre!) wir nicht die Schulen gehabt hätten, wenn wir nicht schon frühzeitig Landwirtschafts-
schulen eingerichtet gehabt hätten in guter Erkenntnis der letzten Ziele für. die Konfumenten. Gerade
die Landwirtschaftsschulenhier in der Rheinprovinz waren eine Errungeuschaft; gerade in diefer
3rage ist die Rheinprouinz in kluger Weise allen anderen Provinzen des preußischen Staates und
bes ganzen DeutschenReiches vorausmarschiert. Gerade bei der Dichtigkeitder Städte wollen wir
aus dem Boden, den die Rheinprovinz hat, möglichst viel herausholen. Ich will nicht weiter
darauf eingehen. Sie werden, wenn Sie sich mit der Materie befassen, erkennen, daß es für viele
Dinge zur Verfolgung der Städte absolut notwendig ist, daß Sie im Herbst Ihre Waren direkt
aus der Provinz beziehenkönnen. Ich weife nur auf die Kartoffelverfolgunghin. Sie können
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nicht Ihre Kartoffeln im Herbst alle aus dem Osten hereinholen. Wenn Sie vor dein Winter
nicht rheinische Kartoffeln im Keller haben, wird die Versorgung der Städte auf große Schwierig¬
keiten stoßen.

Wenn Sie u. a. auch die kleinen,bescheidenenZuschüsse bemängeln,welche unseren Versuchs¬
anstalten gegeben werden, so betone ich demgegenüber:Wir haben früher 3000 Mark für jede der
beiden großen Anstalten bekommen;das sind, mit einer Null dran, heute 30 000 Mark, die Geld«
entwertung spricht doch auch hier mit. Die Anstalten haben allgemeine Interessen zu vertreten.
Sie müssen bedenken,diese Anstalten sind durch die Zwangswirtfchaft geradezu in Not geraten.
Es waren keine Untersuchungenmehr zu leisten, weil eben alles rationiert worden war. Die Zahl
der Untersuchungenist von 12000 auf knapp 2000 zurückgegangen. Anstalten von der Bedeutung
derjenigenvon Bonn und Kempen lassen sich nicht mit so kleineu Untersuchungszahleumehr führen.
Daneben haben diese Anstalten auch der Wissenschaftzu dienen; sie haben gerade die Düngungs-
versuche in der Landwirtschaftdurchzuführenund eine ganze Reihe hochwichtiger Dinge zu erledigen.

Meine Herren, dann wurde weiter von der Sozialdemokratienoch bemerkt, daß die Fürsorge-
zöglinge, welche in der Landwirtschaft untergebracht würden, von der Landwirtschaft, von den
Bauern ausgebeutet würden. Meine Herren, es ist leicht, ein solches Wort der Anschuldigung
unter die Masse zu werfen. Ich meine, man sollte eine solche Behauptung beweisen. Es sollte
auch hier auerkannt werden, daß es doch schon ein Opfer der Landwirtfchaftund gerade der Klein¬
bauern ist — denn die kommenhier in Betracht, die allein nehmen Fürsorgezöglinge auf —,
solche armen Jungen und Mädchen i» ihrer Familie aufzunehmen und die Last einer solchen
Erziehungsaufgabe noch mit zu überuehmen. Sie wollen auch daraus die Art erkennen, wie die
Landwirtschaft, wie gerade der kleine Bauer es versteht, sich mit diesen Dingen abzufinden und
selbst unter schwierigen Verhältnissen zu wirtschaften.

Weiter, meine Damen und Herren, wurde der Westfuuds bemäugelt. Ich wuuderc mich,
daß gerade von der Sozialdemokratie gegen den Westfunds hier gesprochen worden ist. Von Ihnen
ist doch das Siedlungsgesetzverabschiedet wurden. Meine Herren, in ideellem Zusammenhangemit
dem Sieoluugsgesetzsteht doch auch der Westfuuds. Es kommt nicht darauf an, Leute auf das
Land zurückzuführen— das ist das zweite Stadium der Entwickelung—, es kommt zunächst
darauf an, die Leute auf dem Lande überhaupt festzuhalten. Dazu dient gerade der Westfonds,
um gerade in den armen und ärmsten Gegenden den kleinen Bauern ihre Existenz zu ermöglichen
und ihnen kleine knlturelle Vorteile zu geben. Wenn Sie etwa glauben, daß größere Landwirte
aus solchen Fonds irgendwelche Vorteile ziehen können, muh ich hier ausdrücklich nochmals in Ihr
Gedächtnis zurückrufen,daß der größere Gruudbcsitz ausdrücklichausgeschlossen ist von der Teil-
haftigkeit diefer Fürsorge.

Nun hat Herr AbgeordneterHaas bemängelt, daß es zu den Aufgaben der Winterschuleu
gehöre, auch die sittliche uud religiöfe Erziehung zum Gegeustaude ihrer Stuudeupläne und ihrer
Arbeit zu macheu. Er meinte sogar, das stände im Widerspruch mit der Verfassung.(Sehr richtig! links.)
Sehr unrichtig! Denn die Verfassung sagt, daß allerdings die Kinder in einem gewissen Alter zu
bestimmenhaben, welcher Religion sie angehören wullen. Die Wüiteifchulen find aber nicht etwa
Iwangsschulen; es sind keine Volksschulen, iu die alle Kinder zwangsläufig hiueingebracht werden,
sondern die Winterschulen sind solche Schulen, in die die Eltern ihre Kinder hineintun können,
wenn sie es wollen. Uud, meine Herren, da wir im Bauernstände gottlob noch auf christlichem
Boden stehen, so legen die Eltern dieser Kinder vom Lande Wert darauf, daß ihre Söhue, wem,
sie in den technischen Schulen der Landwirtschaft ihre Studien macheu, zugleich auch angehalten
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werden, ihren religiösen Pflichten nachzukommen. Die Verbindung zwischen Religion und praktischer
Arbeit, meine Herren von der Linken, ist ein Kapitel, worüber wir uns ja niemals verständigen
werden, wie das ja auch mein FraktionskollegeHeß heute morgen schou ausgeführt hat. Er hat
schou gesagt: Da ist ein Trenngraben zwischen links und rechts: Zwischender christlichen Welt-
anschauung,auf deren Boden die bürgerlichen Parteien dieses Hauses stehen, und der sozialistischen
Auffassung,der Sie nachgehen. Ueber diese Dinge weiden wir uns überhaupt nicht verständigen
tonnen. Aber wir legen als christliche Landwirte Wert darauf, daß iu den Winterschulcu die
Erziehungunserer Kinder nach christlichenund religiösen Grundsätzen weiter geleitet wird. (Zuruf Knab:
Legen Sie auch Wert auf christliche Preise?)

Meine Herren, auf die kulturellen Fragen will ich nicht weiter eingehen. Ich habe ja
gerade schon gesagt, daß eben da der große Trenngraben zwischen rechts uud links ist, und fich in
dieser Beziehunghier noch einmal in eine breitere Debatte einzulassen,wäre wohl nicht der gegebene
Augenblick. Es wird sich wohl noch in den einzelnenKommissiunssitzungcn uud eventuell später
hier im Hause noch Gelegenheitfinden, auf verschiedenes einzugchen, was gerade nach dieser Richtnng
hin gesagt worden ist.

Der Herr AbgeordneteWallraf hat aber anch schon in seiner Rede einen Punkt aufgegriffen
und gerade die Fürsorgestatistikhinsichtlich der Verhältnisse im Trierer Land beleuchtet. Er hat
gesagt, daß im Trierer Lande die Fürsorgestatistiknach schärferen Richtlinien aufgemacht worden
sei und die größere Zahl von Fürsorgefällen nicht auf die Religion, sondern auf die Form der
statistischen Aufmachung zurückzuführenfei. Dem kann ich durchaus zustimmen. Ich will aber
noch eine weitere Erklärung zu den dortigen Verhältnissen geben. Das Trierer Land besteht nur
uns Kleinbauer», und gerade in das Trierer Land wird alle Jahre eine große Zahl fürsorgc-
bedürftiger Kinder aus dem Industriebezirke abgeschoben. Es sind das nicht solche Kinder, die
schon direkt der öffentlichen Fürsorge anheimfallen, sondern solche, die in gute Familien gebracht
werden, damit sie nicht auf schlechte Wege kommen. Auch aus mancherlei wirtschaftlichen Gründen
kommensie aus dem Industriegebiet, fpeziell aus Efscu, in die dortige Gegend und werden bei
den Kleinbauern untergebracht. Daß vo» diesen Kindern ein großer Prozentsatz später der offene
lichen Fürsorge anheimfällt, ist doch recht naheliegend. Jedenfalls, meine Herren, wäre es doch

sehr verkehrt, mit dieser Statistik — mit der Statistik kann man ja alles beweisen — die Dinge
auf das religiöseGebiet abschieben zn wollen. Dagegen müssen wir entschieden Protest einlegen.
Ich darf aber auch noch zu diesem Punkte anführen, daß gerade auf dem Lande eine schärfere
Kontrolle solchen Kindern gegenübereintritt. So viele Kinder, welche in den Städten an sich der
Fürsorge zufallen würden, verschwindendort im Meere der Großstadt, während in den Familien
des Dorfes der einzelneFall viel schärfer heransgehoben wird. Gin verdorbenesKind wird dort
uicht mehr geduldet, es wird iu die öffentliche Fürsorge abgeschoben. Das ist ein Reinigungsvrozcß,
der auf dem Lande viel schärfer wirkt, als er in der Großstadt ausgeübt werde» kann.

Ich komme zum Schluß. Der fozialistische Abgeorduete Hoffmann hat geglaubt, auch
auf die ausgewiefenen Beamten und deren Sicherstellungoder Entschädigungdurch das Reich eingehe»
3« sollen. Er hat das als eine Prämie für nationalistischeUmtriebe bezeichnet. Ich muß sagen:
da geht er doch weit über das Maß des Erträglichen hinaus. Ich verstehenicht, wie man ein
solches Wort aussprechen kann Beamten gegenüber,die, weiß Gott, ihre Pflicht dem Vaterlande und
ihren Mitbürgern gegenüber erfüllt haben. (Sehr richtig! rechts.) Wir müssen nns solche Um-
deutungen auf das entschiedenste verbitten. Aus den bekanntenUmstände»kann ich ans die Dinge
hier nicht näher eingehen; aber Sie wiffen, was ich damit meine.
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Meine Damen uud Herren! Dann hat der sozialistische Abgeordnete Haas auch uoch
geglaubt von Wucherblluern sprechenzu müssen. Es ist eigentlichschade um die Zeit, die man
mit einer solchen Replikation vertut. Wir verdammen ganz gewiß jeden Wucher iu deu Reihen
der Baueru; wir weisen jeden, der bei uns wuchert, unweigerlichaus unseren Reihen heraus.
(Zuruf Hossmann: Aber Wahrheit bleibt Wahrheit!) Wenn jemand Wucher treibt, sind wir
zufrieden, wenn er vom Wuchergerichterfaßt wird. Das haben wir Mal gesagt, und auf dem
Standpunkt stehen wir als christlicher Bauernstand. (Zuruf Knab: Dann sind Sie ein weißer
Rabe!) Sie scheinen nicht zu wissen, was der Bauernstand geleistet hat in den schwierigen Zeiten
des Krieges uud nach dem Kriege, wo alle Männer draußen an der Front waren und die Weiber
und halbwüchsigen Kinder die schwere Arbeit der Ackerschaft hatten. (Zurnf Hoffmann: Das trifft
nur auf die kleinen Bauern zu!) Wir haben auch uicht einen Achtstundentag wie Sie, sonder»
es wird bei uus gearbeitet, solange die liebe Sonne scheint. Diesem Stande gegenübermit einein
solchen Schimpfwort zu kommen,muß ich auf das eutschiedeuste zurückweise«, (Bravo!)

Der sozialistische AbgeordneteGerlach hat dann noch ein Wort gesprochen,das ich gerne
unterstreiche. Er hat von dem Gefundungsprozeßgesprochen,der in der Arbeiterschaftanfängt
Platz zu greifen. Meine Herren, wir begrüßen das. Wir haben befunders diesen Gesuudungs-
prozcß iu guter Blüte gesehen in den christlichen Gewerkschaften, iu der Arbeiterfchaft,die sich auf
christlicher Grundlage zusammengefundenhat. Wir werden das von den christlichen Berufsftäuden
und nicht zum wenigstenvom Baueinstaude aus aufs herzlichste begrüßen uud werden Ihnen ganz
gewiß in jeder Form entgegenkommen uud die Verbiuduug mit der christlich organisierten Arbeiter¬
schaft aufnehmen. Nach der kulturellen und nach der wirtschaftlichen Seite hin, meine ich, lassen
sich sehr viele wirtschaftliche Anknüpfungspunktefinden, die recht wohl geeignet wären, uns einander
näher zn führen.

Meine Herren, wir haben heute über den Etat gesprochen. Unfere Provinz ist die reichste
Provinz der Monarchie. (Lachen links.) Sie ist groß geworden in einer beispiellos glücklichen
Zeit, in einer Zeit des Aufstiegs, wie ihn die Weltgeschichte noch nicht gesehen hat. Meine Herren,
uusere Provinzialverwaltung ist auch aus dieser Zeit zu datieren. Sie hat eine glückliche, eine
wirtschaftlich prosperierendeZeit erlebt, nnd wenn sie in bequemen Verhältnissen sich seinerzeitein¬
gerichtet und damals nicht eine ärmliche Sparsamkeit ausgeübt hat, so kaum, man dies ans deu
Verhältnissen heraus recht gut verstehen. Wir wissen gut zu würdigen, »uns uus die Provinzial¬
verwaltung in all der Zeit Gutes geleistet hat, und sind ihr herzlich und aufrichtig dankbar dafür.
Aber die Zeiten haben fich geändert. (Zuruf liuks: Das ist richtig!) Wir find uicht mehr iu den
glückliche« Zeiten von damals, wir find ein armes Volk geworden; die großen Iahlungsverpflich-
tuugen weiden fich auch in unserer Proviuzialverwaltung ausdrückenmüssen. (Zuruf Hoffmann:
Das seid Ihr ja selber schuld!) Nun heißt es bei der Neuorientierung der Dinge, daß wir die
Sparsamkeit bis zum äußersten durchführen. Hier müssen wir eben den Strich machen zwischen
früher und jetzt. Den Geist der alten Provinzialverwaltung werden wir gerne anerkennen und
auch die Fortsetzung, ohne größere Erschütterunge»in die Wege zu leiten. Aber, meine Herren,
die neue Zeit erfordert, daß wir den Schritt der Sparsamkeit in der Provinzialverwaltung bis
zum äußersten durchführen. Das verlange« vor allem auch die kleineren Gemeinden auf dem
Lande. Wir können bei den Steuerlasten, die wir auch heute wieder von der Provinz aufgebürdet
bekommen, nicht mehr weiterbestehen. Wir müssen dafür forgen, daß wir hier unsere Dinge wieder
auf das Allernotwendigste einschränken. Wir werden iu den Ginzelberatungen, die wir nunmehr in
den Kommissionen vollziehenwerden, uns auch die Frage vorlegen, ob wir nicht mit weniger Mit-
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arbeiten, die Arbeit bewältigen. Wie wir es im Staate unternommenhaben, den Veamteukörper
langsam zn reduzieren, indem wir nicht mehr neue Beamte einstellen, sondern erst einmal versuchen,
ohue Neueinstellungenauszukommen,so wird anch hier die äußerste Sparsamkeit nötig seiu. Meiue
Herren, Prenßen ist groß geworden, indem es sich, wie wir alle wissen, groß, gehungert hat.
(Zuruf: Die Beamten!) Meine Herren, auf dieseu Boden werden wir zurückkehrenmüssen. Wenn
wir nicht auf die altpreußischeSparsamkeit zurückkommen, werden wir nicht wieder hochkommen.
Der Wille zur Sparsamkeit und zum Zurückschraubender Anforderungen auf das absolut Not¬
wendige scheint bei den bürgerlichen Parteien und den Mehrheitssozialisten vorhanden zu sein.
Wir hoffen deshalb, daß die Proviuzialverwaltung auch in der neuen Zeit ihren Aufgaben gewachsen
sein wird. (Bravo!)

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHauck.
AbgeordneterHauck: Meine Damen nnd Herren.! Wir waren eigentlich der Ansicht,

daß wir auf die zweite Rednergarnitnr verzichten konnten. Nachdemaber noch die verschiedenen
Ausführungen hier von bürgerlicherSeite gemacht worden sind, ist es denn doch notwendig, daß
auch wir noch einmal das Wort ergreifen. Insbesondere darf ich dies wohl behaupten, nachdem
mein Vorredner zu dem Kapitel Landwirtschaftsfchulcnein sehr abschweifendesThema gewählt und
uns hier iu allen Variationen die Not der Landwirtschaft geschildert hat. Ich glaube, iu einem
traurigereu Licht, als es mein Herr Vorredner getan hat, hat auch vor dem Kriege Kardurf im
Reichstage die Not der Landwirtschaft nicht schilderntonnen, und es war wohl ein weich veran¬
lagter Abgeordneter leicht geneigt, seine Tränendrüsen spielen zu lassen.

Nichtsdestowenigermöchte ich insbesonderedas zurückweisen, was meinem Fraktionskollegen
Hoffmann von dem Herrn Vorredner gesagt worden ist in bezug auf diejenigen Beamten, welche ans
dem befetzten Gebiet ausgewiesenworden sind. Ich glaube wohl, ohne daß ich mich mit meinem
Fraktionskollegenüber diese Frage habe verständigen können, annehmen zu dürfen, daß mein Kollege
Hoffmann hiermit ausdrücklich diejenigengemeint hat, die als sogenannteKriegsverbrecheraus den,
besetzten Gebiet ausgewiesenworden sind. In dieser Beziehungvertreten wir allerdings den Stand¬
punkt, daß für diese Lente einzutreten das Reich, die Allgemeinheitlein besonderesInteresse haben
kann, denn sonst mühte ja dieser Kreis noch viel weiter gezogen werden, so daß auch denjenigen,
welche jetzt in Leipzig abgeurteilt weiden, der Schutz des Reiches zuteil wird. Soweit kam, doch
die Loyalität nicht gehen, und ich glaube auch wohl nicht, daß das im Sinne der Kollegenist,
welche hier zu dieser Frage gesprochen haben. Insoweit möchte ich dies zurückgewiesenhaben.

Des ferneren hat mein Herr Vorredner es als ein ganz besonderesVerdienst der Land¬
wirte hingestellt, daß sie sich der Fürsorgezöglingeso sehr warm annehmen. Ich gebe zu, daß es
einzelne Idealisten unter den Landwirten geben mag. die aus reinem Idealismus sich der Fürsorge¬
zöglingeannehmen. Aber ich glaube auch sagen zu dürfen, daß dies sicher weiße Raben bleiben
werden. (Zustimmunglinks.) Mir find in einer Anzahl von Fällen Klagen darüber zngegangen, daß
an den Fürforgezöglingen auch auf dem Lande die unverschämteste Ausbeutung getrieben wird
(Sehr richtig! links), weil die Fürsorgezöglinge nicht dem Arbeitelschutz unterstehenund nicht den
Arbeitelschutzzugeteilt bekommen,der ihnen auf Grund der Landarbeitsordnung zusteht. Wir
brauchenda nicht auf den Achtstundentag der Industriearbeiter zurückzugreifen.Aber zum mindesten
könnte man doch die doch gewiß den landwirtschaftlichenVerhältnissendienende Landarbeitsordnung
den schwächlichen und zum Teil körperlichsehr zurückgebliebenen Fürsorgezöglingenzuteil werde,,
lassen. Ich glaube, das können wir billigerweise verlangen. In dieser Beziehung haben wir von
den Vorwürfen, die hier erhoben worden find, sicherlich nichts zurückzunehmen,sondern müssenver-
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langen, daß die Provinzialverwaltung eine ständige Kontrolle der Arbeitsstellen unterhält, welche
für die Fürsorgezöglingein der Landwirtschaftausgesuchtwerden. Da darf man selbstverständlich
nicht Beelzebub wählen, um den Teufel auszutreiben, sondern da wird man Leute zur Kontrolle
bestimmenmüssen, die auch das Vertrauen der breiten Masse des Volkes haben. Ich glaube, daß
da die Gewerkschaftenmit ihren Einrichtungen und deren Mitglieder wohl die geeignetstenLeute
wären, die diese Arbeitsstellen kontrollieren könnten. In dieser Beziehung wäre ein einheitliches
Zusammenarbeiten zwischen Landarbeiterverband und Provinzialverwaltung, soweit es die Kontrolle
der Zöglinge in den landwirtschaftlichenBetrieben anbelangt, sicherlich am Platze.

Hierbei möchte ich allerdings auch eins richtigstellen. Meinem Kollegen Hoffmann ist wohl
in seinen Ausführungen, wie er mir dies auch vorhin bestätigt hat, ein falfcher Zungenschlag nnter-
laufen, als er behauptete, daß überhaupt keine Zöglinge unter 21 Jahren aus der Fürsorge¬
erziehung entlassenwerden. Ich gebe ohne weiteres zu, daß das ein falscher Zungcnfchlaggewesen
ist. Nichtsdestowenigerwill ich auch andererseits hier ausdrücklich aus meiner Praxis, aus meiuer
Erfahrung als Arbeitelsekretärbestätigen, daß es sehr oft schwer hält, Kinder, welche einmal der
Fürsorgeerziehungverfallen sind, wiederum aus der Fürsorgeerziehungherauszubekommen.

Da ich nun einmal bei der Fürsorgeerziehungbin, möchte ich, um mich ihrer ganz beson¬
ders anzunehmen, besondersdarauf hinweifen, daß die Fürsorgeerziehungdoch ein Kapitel ist, das
einer Remedur an Haupt und Gliedern bedarf, nicht nur in der Durchführung, sondern meiner
Auffassung nach auch in der Verhängung der Fürsorgeerziehungfelbst, die ja nicht zur Kompetenz
des Herrn Landeshauptmanns gehört. Es sind vielmehr die Ortsbehörden im Verein mit den soge¬
nannten Vormundschllftsgerichten, welche die Fürsorgeerziehungverhängen. Nichtsdestowenigerist es
Aufgabe der Provinzialverwaltung, wenn ihr diese Neulinge überwiesen werden, recht eingehend zu
prüfen, ob denn wirklich diese Ueberwiesenenderartig sittlich verdorben sind, daß sie mit den tat¬
sächlich sittlich verdorbenenZöglingen sofort in eine Gemeinfamkeitkommen und von diesen schließlich
noch angesteckt werden. Nach dieser Richtung hin wäre eingehendzu prüfen, ob man nicht da eine
Remedur vornehmenwill.

Um nur ein Beispiel von mehreren anzuführen, möchte ich einen drastischen Fall hier vor¬
bringen. Ein Kind, das bisher in der Schule sehr begabt gewesen ist, das sich durch Fleiß, Treue
und Anhänglichkeitgegenüber dem Elternhause und der Schule auszeichnete,wurde einerseits auf
Grund diefer Vorzüge und anderseits auf Grund feines schwächlichenKörpers dazn bestimmt, zu
den Ferienkoloniennach Westpreußenzu kommen. Das Kind freute sich natürlich königlich, daß es
einmal über die herrliche ReichshauptstadtBerlin fahren konnte — das ist ja ein Märchenland für
ein Kindergemüt —, und im letzten Moment wird nun dem Kinde das Spiel verdorben, es tritt
ein anderes Kind an seine Stelle, das vom Lehrer zum Mitfahren bestimmt wird. Nun kommt
das Tragische an diesem Kinde i Das Kind hat sich dies so zu Gemüte genommen, daß es einige
Tage die Schule schwänzte. Dafür bekommt es Prügel, es wird störrisch — es ist dies ein beson¬
deres Merkmal, das an einem Kindergemüt zum Ausdruckkommt —. Es bekommtwieder Prügel
uud bleibt wieder einige Tage aus der Schule, ohne daß das Elternhaus hiervon irgendwelche
Kenntnis hatte. Es wird dann ohne weiteres hinweggeholt und in Fürsorgeerziehung geschleppt.
In diesem Falle mußte selbst das Amtsgericht, dessen Beschluß mir bekannt gewordenist, sagen:
Gegen die Eltern ist nicht das 'geringste einzuwenden. Trutz alledem wird dieses Kind nicht aus
der Fürsorgeerziehungentlassen (Hört, hört! links), weil es sich bisher der Unterbringung in die
Anstalt entzogen hat; es ist an anderer Stelle insgeheim untergebracht, wo es sich sehr gut führen
soll. Das ist so ein Fall unter mehreren, der aber recht drastisch und für dieses einzelneKinder-
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gemüt recht tragisch ist. Ich meine, bei unserer warmen Anhänglichkeit am Kinde bedarf es recht
eingehender Prüfung, ob man denn solche Härten aufrecht erhalte?» will, selbst wenn es sich, wie in
diesem Falle, nicht dem Willen beugt und der Autorität insofern ein Schnippchenschlägt, als es
sich diesen Zwangsmaßnahmen entzieht.

Werte Versammlung! Damen und Herren! Ich möchte hier auf den Kollegen Wnllraf
zu sprechen kommen, der es in seinen Ausführungen dem KollegenHoffmann ganz besondersver¬
übelt hat, daß er sich gegen die Vorlage bezüglich der Kriegergedenkzeichen gewandt hat. Wenn
wir im Ueberfluß lebten und wirklich Geld übrig hätten, würden wir sicherlich nicht dieses Lamento
gemacht haben, daß dafür Mittel aufgewandt werden sollen. Aber kommen wir mit der kleinsten
Anregung, Verbefserungen zu schaffen, so wird uns immer entgegengehalten:Das geht aus finanziellen
Gründen nicht. Also, wenn schon gespart werden muß, dann müssen wir auch an diesen kleinen
Ausgaben sparen. Und mit Recht hat mein Kollege Hoffmann ausgeführt, daß es viel richtiger ist,
wenn für dieses Geld ein dauerndes Erinnerungszeichenin den Herzen der Angehörigen dadurch
gesetzt wird, daß für diefe Angehörigenin besserem und ausreichenderem Maße gesorgt wird, als es
bisher der Fall ist. Daß heute bei den Kriegshinterbliebenendie bitterste Not herrscht,bedarf wohl
m diesem Kreise keiner besonderenErörterung, sondern ich bin der Meinung, daß es wohl jedem
bekannt fein dürfte, mit welchen überaus traurigen Verhältnissenunsere Kriegshinterbliebenenrechnen
müssen; die heutigen Renten reichen, obwohl sie wiederholt gesteigert worden sind, durchaus nicht
aus, um auch nur das Allernotwendigstedavon zu beschaffen, was zum Leben notwendig ist.

Herr Kollege Wallraf brach auch eine Lanze für die Landwirtschaft, indem er von den
außerordentlichenDrangsalierungen sprach, denen die Landwirtschaft unter der Zwangswirtschaft
während des Krieges unterworfen gewefen ist, Werte Versammlung! Damen und Herren! Ich
glaube, diese Drangsalierungen haben aber goldene Flüchte getragen. (Sehr gut! links.) Es ist
doch durch allgemeine Statistiken erwiesen worden, daß sich die Sparkassenguthabeninsbesondereder
so notleidendenLandwirte während des Krieges in einer Weise vermehrt haben, wie es wohl in
keinem anderen Berufskreise, abgesehen von den großen Schiebern bei den sogenannten Reichs¬
wucherämternusw., zu verzeichnengewesenist. Also, eine große Not kann ich da nicht zugeben,
M ist wirklich einer so reich bedachten Landwirtschaft nicht würdig, wenn sie bei ihrem großen
Reichtum hier um einen Pfennig feilscht und verlangt, daß ihre landwirtschaftlichen Versuchsanstalten
und Winterschulenerhalten bleiben. Die Landwirte sollten es sich nicht nehmen lassen, den Groß¬
mütigen zu markieren und zu sagen: Wir Haben's ja.

Des weiteren möchte ich hier noch einiges zu den Ausführungen des Kollegen Heß als
Fraktionsredner fagen. Ich glaube hier wohl sagen zu dürfen, daß Herr Kollege Heß von der
Kollegin Kohl sehr schlecht bemuttert worden ist, wie sie dies uns gestern anläßlich der Gcschäfts-
ordnungsdebatteznm Vorwurf gemacht hat. Ich glaube, er ist schlecht bemuttert worden, weil er
aus der Reihe getanzt ist und zugegeben hat, daß die Etats tatsächlichzu spät zugestellt werden.
Also hätte unser Antrag zur Geschäftsordnungdoch eine ganz gute Berechtigunggehabt, wenn wir
in der Geschäftsordnungfestlegen wollen, daß unter allen Umständen in einem bestimmtenZeit¬
abschnittuns die Haushaltspläne vor Beginn der Tagung zugestellt sein müssen. Ich glaube, weun
wir das Muß haben, bekommen wir auch zweifellos die Etats zugestellt,denn das eherne Muß ist
ja bekanntlich für einen preußischen Beamten etwas, was er nicht brechen darf, sonderndem er sich
fügen wird. Ich glaube, dann auch annehmen zu dürfen, daß wir in Zukunft bei den Etats¬
beratungen um ganz bedeutendeErfahrungen reicher sein werden. Dann wird sich keiner der
Abgeordnetenbeklagen können, daß er zn wenig znm Etat selbst sagen kann, weil er nicht die nötige
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Zeit hat finden können, sich durch dieseu Wust von Material hindurchzuarbeite». Es ist hier mit
Recht angeregt worden, daß eine Vereinheitlichung,eine bessere Durcharbeitung, eine andere Kon¬
stellation des Etats notwendig wäre, um eine größere Uebersichtlichkeit zu schaffen. Ueber die
Anregungen, die hier gegeben worden sind, zu beraten, wird Sache der Kommissionensein. Meines
Erachtens müßte z. B. das ganze Armenweseuunter einen Etat fallen; alles das, wodurch der
Landarmenetat belastet wird, müßte in diesem Etat untergebracht sein. Nur dann würde man
meiner Auffassung nach ein einheitlichesBild von dem Etat überhaupt bekommen können.

Ein Fehler ist wohl dem Kollegen Heß unterlaufen, als er der Provinzialverwaltung
empfahl, die Landcsversicherungsanstaltenetwas besser cmszugestalteu,so daß sie rentabler würden.
Ich glaube, daß dies wohl ein falscherZungenschlag war. Mich wundert übrigens, daß es der
Landeshauptmann nicht berichtigt hat, denn es war doch wohl die Feuerversicherungsanstaltgemeint.
Ich möchte dies nur gesagt haben, um keine Unrichtigkeitenaufkommen zu lassen. Aber auch bei
der Landesversicherungsanstaltkönnte gespart werden. Mit dem früheren Redner zum Etat stimme
ich vollständig darin überein, daß an dein meines Erachtens allzu großeu Verwaltungsapparat, den
wir dort haben, gespart werden könnte, indem man ihn einschränkte. Damit würde allerdings
weniger zugunsten der Provinz, als im Interesse der Versicherteneine Entlastung eintreten. Das
möchte ich hierzu gesagt haben.

Beim Etat wäre auch zu erwähnen, inwieweit es möglichist, bei den landwirtschaftlichen
Berufsgenussenschafteu eine bessere und gerechtere Veitragsregelnng durchzuführen. Auf diefe Berufs¬
genossenschaften hat ja allerdings die Provinzialverwaltung nnr einen ganz bedingten Einfluß; sie
hat aber einen Einfluß darauf insofern, als ja doch der obersteBeamte dieser Genossenschaft der
Provinzialverwaltung unterstellt ist und dort seinen immerhin entscheidenden Einfluß geltend macheu
knuu. Nach dieser von mir angedeutetenRichtung zu wirken, wäre sicherlich eine recht dankbare
Aufgabe, denn hier könnten wirklich die kleinen Bauern, die Sie ja zn schützenvorgeben,
geschützt werden.

Dann, werte Versammlung, möchte ich noch kurz auf eins eingehen,was der Kollege Haas
hier mit angeführt hat. Der Kollege Haas war ja in Uebereinstimmungmit der Mehrheit des
Hauses der Meinung, daß wir unter allen Umständen die Sanktionen aufgehobe» haben müssen.
Was die Aufhebung der Sanktionen betrifft, so darf ich wohl auch im Namen meiner Fraktions¬
kollegen sagen, daß wir diese Sanktionen durchaus nicht billigen. Aber wir haben insoweit einen
anderen Standpunkt in dieser Beziehung, indem wir sagen: Zunächst einmal müssenwir diejenigen
fassen, welche die Sanktionen verschulden. (Sehr richtig! links.) In dieser Beziehung hätten wir
alle Veranlassung, das auch ohne weiteres einzusehen,denn nur dadurch können wir in Zukunft vor
weiteren Sanktionen bewahrt werden, die unseren Proviuzinletat so außerordentlichbelasten. Ich
will in Anbetracht der besonderenVerhältnisse und der Kürze der Zeit nicht auf das Nähere ein¬
gehen. Jedenfalls aber will ich dies zur Begründung unseres Standpunktes hier noch kurz
erwidern. Wenn auch wir hier im besetzten Gebiet dies nicht verschulden,so müssen wir doch von
der Regieruug verlangen, daß unter allen Umständendasjenige, was im Friedensvertrage erfüllbar
ist und was insbesondereeine Entlastnng der Ausgaben der breiten Oeffentlichkeit darstellen würde,
durchgeführt wird. Das betrifft insbesonderedie Entwaffnung, außer sonstigen Fragen, die eventuell
noch zu erörtern wären.

Aber einen Ratschlag können Sie von uns annehmen, wenn überhaupt Ratschläge von
unserer Seite angenommen werden. Ich möchte doch darauf hinweisen, inwieweit durch inniges
Zusammenarbeitenschließlich etwas Praktisches herauskommenkann. Das ist meiner Auffassung
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nach insbesondere beim Landarmenetatmöglich. Wir werfen so außerordentliche Summen für Erwerbs-
lofenunterstlitzungen hinaus, die allerdings nicht von der Provinz getragen werden. Aber gerade
durch die Erwerbslosigkeitwird der Armenetat, nicht nur der Provinz, sondern auch der Kommunen,
in außerordentlicherWeise belastet. Insoweit hätten wir alle Veranlassung, zn erwägen, wie die
Erwerbslosenfürsorgeproduktiv ausgestaltet werden kann und inwieweit sich auch die Landarmen¬
pflege produktiv ausgestalten läßt. Hier scheint man allerdings den Krebsgang zu gehen, denn
die einzige Armenanstalt, die wir zuletzt noch in Trier gehabt haben, ist aufgehoben worden. Es
müßte vor allen Dingen die Möglichkeitgeschaffen werden, daß wir Armenhäuser errichten. Ich
möchte übrigens den Ausdruck„Armenhaus" vermieden wissen und lieber sagen „Unterlnnftsräume".
Für die infolge unserer heutigen wirtschaftlichen Verhältnisseobdachlos Gewordenenmüssen wir diese
Unterkunftsränme schassen, Räumlichkeiten, die ähnlich ausgestaltet werden müßten, wie die uns
vou dem Kollegen Steinmeyer gestern vorgeführten Gartenanlagen, wodurch auch erreicht werden
könnte, daß wir die Leute, die immerhin noch einen bestimmten,wenn auch kleinen Prozentsatzvon
Arbeitskraft haben, in der Weise mitvcrwenden, daß produktiv gearbeitet, daß produktiveArmen-
Pflege getrieben wird. Ich meine das selbstverständlich nicht in dem Sinne, wie dies in der Arbeits-
anstalt Brauweiler geschieht.

Ich sehe, daß meine Zeit zu Ende geht und möchte deshalb zum Schluß kommen. Ich
bemerke nochmals,daß wir alle Veranlassunghaben, in dieser Beziehung andere Wege einzuschlagen.
Ich möchte aber auch insbesonderedarum ersuchen, die von uns zum Etat gestellten Antrage, soweit
sie mit der Etatsberatuug zusammenhängen,zu befürworten und anzunehmen. Ich glaube, damit
werden wir einen guten Schritt zur Verständigung tun können auf den: Wege, der uns ja doch zu
gemeinsamerArbeit zusammeuführenmuß.

Vorsitzender Vielen: Wortmeldnngen liegen zum Hauptetat nicht mehr vor. Ich nehme
an, daß Sie mit der Ueberweisnngdes Haushaltsplans an die Kommissioneinverstandenfind.

Zu einer persönlichen Bemerkung hat das Wort Herr AbgeordneterKnab.
AbgeordneterKnab: Meine Damen und Herren! Ich nehme Veranlassung, meine Ans-

führnngen über die Ententetruppen richtig zu stellen, weil ich vor kurzer Zeit draußen Zeuge eines
Gesprächszwischen einigen Abgeordnetenwurde, die meinen Ausführungen nationalistischeund auch
persönliche Beweggründe unterschoben,bezw. der Auffassung waren, als wenn das meine Abficht
gewefen wäre.

Mit dem etwas drastifchen Ausdruck „Hampelmann", den ich gebraucht habe, wollte ich
bildlich darstellen: Die Truppeu der Entente werden von der herrschenden Klaffe der Ententestaatcn,
von der Bourgeoisie und deren Regierungen gewissermaßenan einem Fädchen gezogen. Was für
ein Vertreter der Entente hier ist, was für Truppenkörper hier find, ist dabei vollständig gleich.
Das trifft nicht den betreffendenVertreter, fundern das richtet fich gegen das Prinzip, das bei
den Militärverwaltungen der Ententestaatengenau dasselbe ist wie bei der deutschen; sie unterstehen der
artigen Zivilverwaltuug, der dortige» Bourgeoisregieruug, Das wollte ich zum Ausdruck bringen.
Die nntionalistifchenoder persönlichenBeweggründe, die mir einige Herren unterfchiebenwollen,
habeu mir ganz ferngelegen. Das ist aber auch aus meinen ersten Ausführungen ersichtlich. Ich
'miß es aber ausdrücklich noch einmal richtigstellen, damit es nicht in der Oeffentlichkeit entstellt wird.

Vorsitzender Vielen: Zu einer perfönlichen Bemerkung hat das Wort Herr Abge¬
ordneter Haas.

AbgeordneterHaas: Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Hoffmann und
der Herr Kollege Knab haben in ihren Reden behauptet, daß ich es hier fo dargestellt hätte, als
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wenn auch die Arbeiter heute den Völkerhaß ihren Kindern predigten. Ich lege Wert darauf,
klarzustellen, daß ich das Gegenteil gesagt habe. (Sehr richtig!) Ich habe bedauert, daß durch
die Maßnahmen der Entente der Völkerhaß großgezogen würde, und ich muß vollkommen aufrecht
erhalten, daß sich das auch in sozialistischen Arbeitelkreisenbemerkbar macht. Ich darf wohl
hinzufügen: Ich habe de» übergroßen Teil der gut organisierten sozialistischen Arbeiter Kölns
in den Tagen vom August 1914 beobachtet und habe nicht wahrnehmen können, daß sie im
geringsten einen nationalen Haß gegen Frankreich hatten. Ich habe auch die ersten Gefangenen
in Köln ankommen sehen. Ich habe aber niemals gemerkt, daß das Gefühl, das heute gegen
französische Truppen in der Arbeiterschaft besteht, damals bestanden hat. (Sehr richtig!) Das
bedaure ich, weil ich als Sozialdemokrat auf dem Boden des Völkerfriedens stehe. Deshalb
habe ich gesagt: Durch diese Maßnahmen, durch dieses Vorgehen wird der Völkerhaß großgezogen.
(Sehr richtig!)

Nun hat Herr Kollege Wallraf — dem muß ich auch noch einiges sagen — hier
behauptet, ich hätte von einer Denkschriftzur hundertjährigen Zugehörigkeit der Rheinlande vom
Jahre 1913 gesprochen und, daran anknüpfend, gesagt, daß viele der Redner oder der Schreiber
von damals das von ihnen Zusammengeschriebene nicht mehr aufrecht erhalten könnten, wenn Sie
es noch einmal durchlesensollten. Das trifft nicht zu. Ich habe ausdrücklichvom Jahre 1913
als einem Iubiläumsjahre gesprochen und von den Reden, die hier im Parlament zur 25. Wieder¬
kehr des Regierungsantritts Wilhelms II, gehalten worden sind. Ich will jetzt hinzufügen: Wenn
Sie dieses Protokoll nachlesen, dann werden Sie von dem hundertjährigen Gedenktage in allen
Reden nichts finden, sondern nur Lobhudeleienaus Wilhelm II.

VorsitzenderVielen: Es sind verschiedene Anträge eingegangen. Herr Schriftführer
Hauck wird die Anträge verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Hauck: Antrag der Zentrumsfraktion des 61. Rhei-
Nischen Provinziallandtags:

Der 61. RheinischeProvinziallcindtag wolle an die Neichsregierungfolgende Entschließung
senden:

„Der 59. RheinischeProvinziallandtag hatte auf Grund des Berichts der von ihm
bestelltenund aus allen Fraktionen des Hauses zusammengesetzten Monfchan-Kommiffion
sich einstimmigan die Neichsregierungmit der dringenden Bitte gewandt, daß sie auf
der vollen Wahrung der nns nach dem Friedensvertrage verbliebenenRechte beharre.

Entgegen dem klaren Wortlaut des Artikels 37 des Versailler Friedensvertraa.es,
nach welchemder Kreis Monschau ungeteilt bei Deutschland verbleiben soll, hat der
Botschafterrat die einzige Bahn des Kreises Monschau mit den ca. 3 000 lia — das
ist ungefähr ein Drittel des Kreifes — westlich der Bahn liegenden Wald-, Weiden-
und Streuflächen Belgien zugesprochen.

Dadurch ist die wirtschaftliche EMenzfähigkeit des Kreifes. seiner fast sämtlichen
Gemeinden, der Landwirtschaftund Industrie in Frage gestellt.

Der 61. RheinischeProvinziallandtag ersucht darum die Neichsregierung, mit
größter BeschleunigungMaßnahmen verkehrstechnischer und finanzieller Art zur wirt¬
schaftlichen EMenzfähigkeit des Kreises Monschau, seiner Gemeinden usw. einzuleiten,
insbesonderedie durch den Krieg unterbrochene,wirtschaftlich notwendige, aber für den
Kreis finanziell unausführbare Elektrisierungzu ermöglichen".
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Antrag der sozialdemokratischen Fraktion (S. P. D.):
„Der Provmziallandtag wolle beschließen:

Von den Stellen für Schülerinnen an den Hebammenlehranstaltensind 20 °/° Freistellen
für geeignete unbemitteltePersonen vorzusehen. Die Bewerberinnenfür diese Freistellen
sind von den Gemeindevertretungenvorzuschlagen."

Antrag der sozialdemokratischen Fraktion (S. P. D.):
„In den Aufnahmebedingungenfür die Schülerinnen in den Pruvinzial-Hebammenlehr-
anstalten sind im § 2 Ziffer 2 unter Satz d folgende Worte zu streichen:„und insbe¬
sondere"; Satz o ist ganz zu streichen."

Antrag der sozialdemokratischen Fraktion (S. P. D.):
„In allen Anstalten der Provinz ist für die Beamten, Angestellten und Insassen nur
eine Tischtlasse einzurichten."

Antrag der sozialdemokratischen Fraktion (S. P. D.):
„Der Provmziallandtagbeauftragt eine besondere Kommission mit einer schleunigen
Neubearbeitung der „Vorschriften des Rheinischen Provinzialuerbandes für die Aus¬
führung der FürsorgeerziehungMinderjähriger".Insbesondere sind Aenderungenin den
§§ 4, 6, 9 und 11 vorzunehmen.

Diese Kommission hat auch das Reglementfür die chemischenProvinzial-
Fürsorgeerziehungsanstaltenneu zu bearbeiten."

VorsitzenderGielen: Ich bitte, die Anträge den zuständigen Kommissionen zu überweisen.
Da sich kein Widersprucherhebt, nehme ich Ihr Einverständnis an.

Von den Fraktionen sind Mitgliederfür die Kommission zur Vorbereitung der Wahl eines
neuen Landeshauptmanns namhaft gemacht worden, und zwar:

seitens des Zentrums:
die AbgeordnetenDr. Adenauer, Elfes, Farwick, Lensing, Loenartz, Mönnig, Frau Niedieck;

seitens der Arbeitsgemeinschaft:
die AbgeordnetenFalk, Dr. Zaires, Wallraf, Dr. Wesenfeld;

seitens der mehrheitssozialistischen Fraktion:
die AbgeordnetenEberle und Haas;

seitens der unabhängigen sozialdemokratischen Fraktion:
AbgeordneterOrlopp;

seitens der vereinigten kommunistischenFraktion:
AbgeordneterKoch.

Die Kommissionsmitgliederwerden gebeten, sich zu einer Besprechungum 9V< Uhr im
Provinzialausschußsaaleinzufindcn.

Es werden tagen:
die I. Fachkommifsion morgen (Mittwoch) um 10 V^ Uhr,
„ II» .. .. ,. 10 V« ..
„ II!) ,, ,, ,,. ^ "
„ III. « ,. ,. 10 V« ., '
„ IV. .. „ .. 10 V- ..

die Geschäftsordnnngskommission am Donnerstagvormittag um 10 Uhr.
16
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